
Der digitale Ruck
INNOVATION Opposition kritisiert Regierungsstrategie als Flickenteppich und Sammelsurium

D
as Auto ummelden, Bafög
oder Kindergeld beantra-
gen – nach den Plänen
der Staatsministerin für
Digitalisierung, Dorothee
Bär (CSU), soll das bis

Ende 2022 alles auch online möglich sein.
Aber nicht nur die Verwaltung, auch die In-
dustrie, die Forschung und die Schulen sol-
len schneller und besser digital arbeiten.
So lautet zumindest das Ziel der Umset-
zungsstrategie „Digitalisierung gestalten“
(19/5810), die Bär vergangene Woche im
Bundestag vorstellte. „Ziel der Strategie ist
es, jeden Bürger in die Lage zu versetzen,
den digitalen Wandel selbst mitgestalten
zu können“, sagte die Staatsministerin. Der
Digitalpakt Schule habe diese Woche den
Weg „für die digitale Bildung geebnet“,
fügte Bär hinzu und betonte, dass man da-
mit aber nicht zufrieden sein könne. Ne-
ben den klassischen Schulfächern brauche
es „auch einen digitalen Kanon an Grund-
fertigkeiten wie Programmieren, Daten-
analyse, Robotik und digitale Ethik“, sagte
sie. „Digitalisierung ist aber nicht nur
Technik“, plädierte sie und forderte, dass
ein „digitaler Ruck durch Deutschland ge-
hen muss“.
Das sah die Opposition ähnlich. Jedoch
müsse dieser „Ruck“ auch von der Strategie
ausgehen: „Wenn das die Strategie sein
soll, muss ich davon ausgehen, dass es kei-
ne gibt und geben wird“, kritisierte Frank
Sitta (FDP) die Bundesregierung. Die Stra-
tegie sei „ein Sammelsurium äußerst unter-
schiedlicher Maßnahmen“, die nicht ge-
wichtet oder priorisiert würden. So stün-
den „Künstliche Intelligenz und die Unter-
stützung des Mittelstands bei der digitalen
Transformation direkt neben dem smarten
Kühlschrank“, bemängelte Sitta. Wenn ein
Dialog und Wettbewerb mit innovationsof-
feneren Ländern entstehen solle, könne
man Themen wie die Künstliche Intelli-
genz, den 5G-Ausbau und die Förderung
von Start-Ups nicht weiter getrennt vonei-
nander betrachten.

Mangelnde Koordination Kritik an der
Strategie kam auch von Anke Domscheit-
Berg (Die Linke). Es gebe keine „Start- und
Endtermine, Kostenaufstellung und Ergeb-
nisse“. In vielen der definierten Maßnah-
men fehle es zudem an konkreten Umset-
zungsschritten. „Offensichtlich hat nie-
mand die Maßnahmen koordiniert, sonst
würde die Förderung der Digitalkompe-
tenz im ländlichen Raum zu einer gemein-
samen Sache erklärt und alle Ministerien
hätten digitale Beteiligungsmöglichkeiten
geplant“, kritisierte die Linken-Vertreterin.

Es mangele der Strategie zudem an Aus-
richtung auf das Gemeinwohl (siehe auch
Beitrag auf Seite drei).
Dieter Janecek (Bündnis 90/Die Grünen)
hielt der Koalition vor, dass viele digitalpo-
litische Maßnahmen aus dem Koalitions-
vertrag nicht Eingang in die Strategie gefun-
den hätten. „Wo steht in der
Strategie, dass wir Vorreiter
bei der Ende-zu-Ende-Ver-
schlüsselung werden wollen
und dass Security by design
gesetzlich verankert werden
soll?“, fragte Janecek. Auch
vermisse er essentielle Forde-
rungen aus dem Koalitions-
vertrag, wie etwa WLAN an
öffentlichen Einrichtungen
des Bundes und in den Zü-
gen und Stationen der Deut-
schen Bahn einzurichten.
„Wir wollen den Anschluss
finden an die skandinavischen Staaten und
Österreich und nicht weiter in der zweiten
Liga spielen“, forderte Janecek.
„Digitalisierung ist in der Bundesregierung
ein Querschnittsthema, das nicht wirklich
ernst genommen wird“, bemängelte Joana
Cotar (AfD). Auch deshalb handele es sich

bei der Strategie um große Versprechungen
und Trendwörter. Cotar kritisierte, dass es
kein Digitalministerium gebe, in dem die
Fäden zusammenlaufen und das über ein
eigenes Budget verfüge. Mit Blick auf die
Zugehörigkeit von Staatsministerin Bär
zum Kanzleramt sagte sie: „Etwas zur Chef-

sache zu erklären, sieht
anders aus.“ Ihre Fraktion
prognostiziere der Bundes-
regierung, dass beim Netz-
ausbau das Ziel, bis 2025
mit Gigabit-Netzen die
beste Infrastruktur der
Welt zu haben, nicht er-
reicht werde.
Unterstützung für die Stra-
tegie kam von der Koaliti-
on: Sören Bartol (SPD) be-
tonte, dass in der Umset-
zungsstrategie zusammen-
gefasst sei, was jetzt und in

den kommenden Jahren passieren müsse.
Mit Blick auf Investitionen appellierte er an
die Unternehmen, bereits jetzt auf neue
Produkte und Modelle zu setzen und nicht
nur bestehende Geschäftsmodelle zu digi-
talisieren. Mit der Nationalen Weiterbil-
dungsstrategie aus dem Hause des sozialde-

mokratischen Arbeitsministers stelle man
zudem sicher, dass sich nicht nur Berufe,
sondern auch Menschen weiterentwickeln.
Auch Nadine Schön (CDU) verteidigte die
Strategie. Man habe „zum ersten Mal alle
Maßnahmen transparent aufgearbeitet und
Ziele und Umsetzungsschritte definiert“,
sagte Schön. Es gehe dabei nicht um eine
„Summe von Einzelmaßnahmen“, sondern
der Ansatz sei, nach Handlungsfeldern zu
sortieren und vernetzt zu denken, betonte
sie. Den Vorwurf, es gebe keine Priorisie-
rung, wies sie mit Blick auf den verabschie-
deten Digitalpakt Schule zurück: „Der Digi-
talpakt war die prioritäre Maßnahme und
es lag nicht an uns, dass es so lange gedau-
ert hat“, sagte Schön. Es sei zudem nötig,
die Strategie in einen europäischen Kontext
zu stellen und die dafür nötigen Mittel be-
reitzustellen.
Doch nicht nur bei den Haushältern muss
die Koalition um Vertrauen für die Vorha-
ben werben, sondern auch bei den Bürgern.
Laut einer Umfrage des Vodafone Instituts
für Gesellschaft und Kommunikation se-
hen zwar 44 Prozent der Befragten den Wil-
len, aber nur 37 Prozent auch die Fähigkei-
ten bei der Bundesregierung, die Digitali-
sierung voranzubringen. Lisa Brüßler T

Arbeitswelt und Gesellschaft werden mit Hilfe digitaler Technologien immer vernetzter. © picture-alliance/Westend61

EDITORIAL

Im Wald
der Ideen
VON SÖREN CHRISTIAN REIMER

Für Waldspaziergänger in Notlagen kann das,
was sich die Bundesregierung in ihrer Umset-
zungsstrategie „Digitalisierung gestalten“ vor-
genommen hat, einmal sehr wertvoll sein. Im
Auftrag von Bund und Ländern soll das Kura-
torium für Waldarbeit und Forsttechnik einen
nationalen Gesamtdatensatz der Rettungs-
punkte in deutschen Wäldern erarbeiten. Das
sind – laut Projektwebseite – „definierte Orte
im Wald, die mithilfe von Koordinatenangaben
Treffpunkte beschreiben“. Bei Notfällen im
Wald lässt sich so etwa die Rettung von Ver-
letzten erleichtern. Das Kuratorium sammelt
auch schon fleißig und auf
www.rettungspunkte-forst.de können bereits
ganze Datensätze heruntergeladen werden.
Eine digitale Karte von Rettungspunkten zwi-
schen Eichen und Buchen ist aber nicht unbe-
dingt das erste Projekt, an das man denkt,
wenn es um die Digitalisierung geht. Wohl
auch nicht das zweite, dritte oder vierte. Nun
ist es fürwahr nicht das einzige Projekt, das
die Bundesregierung aufführt. Mitdenkende
Verpackungen sollen gefördert werden, der
Breitbandausbau, die Künstliche Intelligenz,
die Digitalisierung Afrikas und der Einsatz mo-
derner Technologien in Medizin und Pflege. Di-
gitale Potenziale des ländlichen Raums und für
den Klimaschutz sollen gehoben, der rechtli-
che Rahmen für digitale Plattformarbeiter soll
geprüft werden. Und vieles mehr.
Insofern hat die Opposition recht: Die Umset-
zungsstrategie ist ein Sammelsurium vieler
Projekte und Maßnahmen. Das kann man ne-
gativ sehen und den mangelnden Fokus kriti-
sieren. Allerdings betrifft die Digitalisierung je-
den Lebens- und Politikbereich, ob nun mit
smarten Kühlschränken und Kryptowährungen
oder durch neue Arbeitsmodelle und Wert-
schöpfungsketten. Ein breiter Blick tut also
not, um Potenziale entfalten zu können.
Jetzt muss aber erstmal bei der Infrastruktur
geliefert werden. Und da dürfen die Bürger
durchaus skeptisch sein. So versprach die Gro-
ße Koalition schon 2014 in der Digitalen Agen-
da, dass alle Haushalt bis 2018 50-Mbit/s-An-
schlüsse haben werden. Geliefert hat sie nicht.
Das muss sich ändern – nicht nur im Breit-
band-, sondern auch im Mobilbereich. Denn
die beste digitale Karte von Rettungspunkten
im Wald bringt nichts, wenn das Kartenpro-
gramm keine Datenverbindung hat, und auch
der smarteste Kühlschrank bleibt ohne schnel-
le Leitung dumm wie Brot.

»Wir wollen
den Anschluss

finden und
nicht weiter in

der zweiten
Liga spielen.«
Dieter Janecek (Grüne)

KOPF DER WOCHE

Verkündete
Einigung
Hermann Gröhe Es ist ruhig geworden um den
ehemaligen Minister und CDU-Generalsekretär:
Vergangene Woche stand der Niederrheiner Her-

mann Gröhe wieder
im Rampenlicht. Als
amtierender Vorsit-
zender des Vermitt-
lungsausschusses ver-
kündete er die Eini-
gung von Bundestag
und Bundesrat beim
Digitalpakt. Es gibt
eine Grundgesetzän-
derung, damit der
Bund Gelder an die

Länder für Bildungsausgaben zahlen kann. „Da-
mit können die vorgesehenen Milliarden aus
dem Bundeshaushalt schon bald fließen und den
Schulen in unserem Lande zu Gute kommen“,
sagte Gröhe stolz. Der enge Vertraute von Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU), seit Ende 2013 Bun-
desgesundheitsminister, unterlag Anfang 2018 im
Proporzgerangel um die Ministerposten und wur-
de auf den Platz eines einfachen Abgeordneten
zurückgesetzt. Seit Januar 2019 ist Gröhe
Ko-Chef des Vermittlungsausschusses. kru T
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ZAHL DER WOCHE

5
Milliarden Euro zahlt der Bund nach dem
jetzt ausgehandelten Digitalpakt an die
16 Bundesländer für bessere Ausstattung an
den Schulen für den Internetbereich, von
Kabeln bis zu Tablets. Dazu gehören auch
Investitionen für die nötige Fortbildung von
Lehrern.

ZITAT DER WOCHE

»Es gibt
keine Verlierer,
es gibt
Gewinner.«
Manuela Schwesig, (SPD), Ministerpräsiden-
tin des Landes Mecklenburg-Vorpommern und
Ko-Vorsitzende des Vermittlungsausschusses,
zum Digitalpakt für Deutschlands Schulen
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Schub für Kompetenzen und Innovationen
UMSETZUNG Wie Deutschland fit gemacht werden soll für die digitale Welt. Fünf Handlungsfelder

Mitte November vergangenen Jahres war es
so weit: Die Bundesregierung legte nach der
Sonderkabinettsklausur Digitalisierung am
Potsdamer Hasso-Plattner Institut die
154-seitige Umsetzungsstrategie „Digitali-
sierung gestalten“ (19/5810) vor. Anders als
die „Digitale Agenda 2014-2017“ der Vor-
gängerregierung definiert das Papier mit 111
Maßnahmen konkrete Ziele und Schwer-
punktvorhaben der Ministerien – teils auch
mit Zeitplänen. Als „liquid document“ soll
die Digitalstrategie unter der Online-Adres-
se ww.digital-made-in.de kontinuierlich
weiterentwickelt und geprüft werden.
In der Strategie werden fünf Handlungsfel-
der für digitalpolitische Maßnahmen iden-
tifiziert: Im Feld „Digitale Kompetenz“
soll das Bildungssystem stärker auf digital
geprägtes Leben und Lernen ausgerichtet
werden. Mit den fünf Milliarden Euro aus
dem Digitalpakt Schule sollen 43.000 Schu-
len mit schnelleren Internetverbindungen
und digitalen Lerninfrastruktur ausgestattet
werden (siehe Seite 8). Um dies gewährleis-
ten zu können, will die Bundesregierung im
zweiten Feld „Infrastruktur und Ausstat-
tung“ etappenweise dafür sorgen, dass
Deutschland bis 2025 „über gigabitfähige

Netze versorgt wird“. Das 5G-Handynetz
soll bis 2021 in fünf Testregionen und ent-
lang der Autobahnen gefördert werden –
was Grundlage für das autonome Fahren
sein soll. Auch beim Glasfasernetz-Ausbau
wird es „in wirtschaftlich schwer erschließ-
baren Ausbaugebieten“ eine milliarden-
schwere Förderung für private Investoren
geben. Mit dem dritten Handlungsfeld „In-
novation und digitale Transformation“

möchte die Bundesregierung „hervorragen-
de technologische Produkte made in Ger-
many und made in Europe auf den Markt
bringen und internationale Standards mit
setzen“, heißt es in der Strategie. Dazu zäh-
len insbesondere die branchenübergreifen-
de Förderung der Industrie 4.0 sowie die
Förderung von Start-Ups und kleineren und
mittleren Unternehmen. Drei Milliarden
Euro will die Bundesregierung zudem bis

2025 investieren, um Deutschland zu ei-
nem „weltweit führenden Standort für
Künstliche Intelligenz“ zu machen. Bis Sep-
tember soll auch die im Koalitionsvertrag
angekündigte Blockchain-Strategie vorgelegt
werden. „Digitalisierung braucht Werte“
heißt es im vierten Handlungsfeld, das den
digitalen Wandel in der Gesellschaft be-
schreibt. Die im Sommer eingesetzte Daten-
ethikkommission soll versuchen, den Kon-
flikt zwischen Datenschutz und der intensi-
ven Datennutzung in neuen Anwendungs-
gebieten zu lösen. Dazu zählen auch Haf-
tungsfragen wie etwa bei autonom fahren-
den Autos. Nicht zuletzt soll die Digitalisie-
rung aber auch den Staat selbst erreichen:
In einem „Modernen Staat“ soll der Aus-
tausch mit Verwaltungen und die Beantra-
gung von Leistungen wie etwa Kindergeld
oder von Dokumenten auch digital möglich
sein – und das bis Ende 2022. lbr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Staatsministerin Dorothee Bär (CSU) präsentiert die Umsetzungsstrategie „Digitalisie-
rung gestalten“ im Bundestag. © picture-alliance/dpa

4 194560 401004

1 1 1 0 9



2 MENSCHEN UND MEINUNGEN Das Parlament - Nr. 9-11 - 25. Februar 2019

Leichter Missbrauch

CONTRA

Fluch und Segen treten oft zusammen auf.
Nicht anders ist es bei der Digitalisierung.
So groß die Vorteile von elektronischen
Patientenakten, Online-Rezepten oder Fit-

ness-Trackern sein mögen, darf eines nicht verges-
sen werden: Es gibt kaum sensiblere Daten als die
über den eigenen Gesundheitszustand. Für Arbeit-
geber, Versicherungen oder Banken sind diese In-
formationen Gold wert. Stelle ich jemanden ein,
der laut Tracker-Daten schon beim Treppen-Steigen
einen Puls von 200 hat? Ist ein Antragsteller kre-
ditwürdig, der wegen eines Selbstmordversuchs in
der Psychiatrie war? Was ist mit einer Hausratver-
sicherung für einen Kunden, der wegen Demenz
immer öfter vergisst, das Wasser abzudrehen?
Dass eine solche Nutzung von Gesundheitsdaten
natürlich illegal wäre, bedeutet keinen Schutz vor
Missbrauch. Und der ist leicht zu bewerkstelligen:
Tests vom Chaos Computer Club haben gezeigt,
wie einfach sich die von einigen Krankenkassen
angebotenen E-Akten hacken lassen. Gesundheits-
minister Jens Spahn hat am Thema Datenschutz
jedoch wenig Interesse. „Datenschutz ist was für
Gesunde“, heißt seine Devise, die er zuerst 2016
in einem Buch vertreten hatte. Das war schon da-
mals falsch, weil so getan wird, als könnten Kran-
ke von der Digitalisierung nur profitieren, wenn sie
den Schutz eigener Daten hinten an stellen.
Nach wie vor fehlen klare Sicherheitsstandards für
den Umgang mit Gesundheitsinformationen, was
schon deshalb fatal ist, weil die Kassen ab 2021
jedem Versicherten eine elektronische Akte anbie-
ten müssen. Spahn muss praktikable Lösungen lie-
fern, wie Digitalisierung und Datenschutz mitei-
nander vereint werden können.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Timot Szent-Ivanyi,
RedaktionsNetzwerk
Deutschland
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GASTKOMMENTARE
DIGITAL-MEDIZIN VORANTREIBEN?

Gallisches Dorf
PRO Es ist eigentlich unfassbar: Seit 15 Jahren

doktern Krankenkassen, Ärzte und Apo-
theker nun schon an der elektronischen
Gesundheitskarte herum. Was ursprüng-

lich für das Jahr 2007 versprochen war, soll nun
2021 kommen. Ja. Wirklich! Wird jetzt!
Das erinnert zunehmend an Asterix. Überall wird
digitalisiert – bis auf dieses kleine gallische Dorf
namens Selbstverwaltung im Gesundheitssystem.
Dabei ist das deutsche Gesundheitswesen keines-
wegs klein: Wie destatis errechnet hat, haben die
Gesundheitsausgaben in Deutschland im Jahr
2017 erstmals die Marke von einer Milliarde Euro
pro Tag überschritten. Weil wir alle – auch durch
den medizinischen Fortschritt – glücklicherweise
immer länger leben, wird das weiter steigen.
Durch den Einsatz digitaler Technologien ließen
sich neuen Studien zufolge bis zu zwölf Prozent
oder 34 Milliarden Euro sparen.
Noch wichtiger ist der Nutzen der Digitalisierung
für Patienten. Das fängt bei der Telemedizin für
unterversorgte ländliche Räume an und hört bei
der digitalen Befundung noch lange nicht auf. Es
gibt inzwischen Hunderte von Anwendungen, die
weltweit problemlos und mit höchstem Daten-
schutz eingesetzt werden.
In Deutschland aber widersetzt sich das gallische
Dorf der Digitalisierung. Das ist im Gesundheits-
sektor leichter als in anderen Branchen. Machen
sonst Kunden Druck, hoffen hier Patienten auf
ärztliche Hilfe und sind ein Stück weit vom System
abhängig. Wenn die Politiker deshalb nicht für Di-
gitalisierung streiten, wird nichts passieren. Doch
auch wir Patienten sollten uns nicht aus der Ver-
antwortung stehlen: Wir können unsere Ärzte bei
jedem Besuch freundlich fragen, warum sie noch
immer so viel Papier auf ihrem Schreibtisch haben.

Margaret Heckel,
freie Journalistin

©
M

ich
ae

lL
üd

er

PARLAMENTARISCHES PROFIL

Der Naturfreund: Dieter Janecek

W o in anderen Abgeordneten-Büros ein Schreibtisch
steht, ist bei Dieter Janecek eine Spielecke. Seine
drei Kinder sind dem 42-Jährigen wichtig. Und die
Natur. Wenn er kann, geht er raus zum radfahren

oder laufen. Ein Nerd, der im abgedunkelten Zimmer vor dem Com-
puter sitzt, das ist der Obmann der Grünen im Ausschuss Digitale
Agenda offensichtlich nicht. Er habe vor langer Zeit einmal Public
Relations für die IT-Branche gemacht, erzählt Janecek, aber zu sei-
nem politischen Schwerpunkt sei er letztlich über die Wirtschaftspo-
litik gekommen und über das Thema ökologische Transformation.
Dabei gehe es um „die sehr große Frage, wie man Digitalisierung
einsetzen kann, um Nachhaltigkeit zu befördern und auch im
Kampf gegen die Klimakrise etwas effektiv zu tun“. Vom Verkehr
bis zur Landwirtschaft gebe es hierzu vielfältige Möglichkeiten.
„Auf der anderen Seite bedeutet Digitalisierung aber auch einen
weiteren Ressourcen-Aufwuchs und höheren Stromverbrauch“,
gibt Janecek zu bedenken. „Mit all dem muss man sich auseinan-
dersetzen und eine grüne Strategie für diese Herausforderung for-
mulieren.“
Die „Umsetzungsstrategie Digitalisierung gestalten“ der Bundesre-
gierung, über die der Bundestag vergangene Woche debattiert hat,
ist in Janeceks Augen „ein Sammelsurium von Einzelmaßnahmen
und keine Strategie“. Andere Länder seien bei der Digitalisierung
viel weiter, etwa Dänemark in der öffentlichen Verwaltung und
Schweden im Gesundheitswesen. „Deshalb ist schon die Frage, wo-
rauf konzentriert man sich jetzt eigentlich.“

„Sehr unterentwickelt“ sei in der Umsetzungsstrategie der Regie-
rung „das ganze Thema Green IT, also wie wir Nachhaltigkeit und
Digitalisierung zusammen denken“, bemängelt der Grünen-Abge-
ordnete. „Zarte Ansätze“ gebe es in einem vom Entwicklungsminis-
terium vorgelegten Papier „Digitalisierung und Nachhaltigkeit“,
das Einzelprojekte von digitalen Anwendungen beispielsweise in
der Gesundheitsfürsorge, der Schwangerschaftsprävention oder der
Unterstützung kleiner Farmer aufführe. „Aber eine Strategie ist das

aus meiner Sicht noch nicht.“ Dabei gebe es gerade in Afrika, „wo
das Durchschnittsalter 19 Jahre ist, ein großes Potenzial, nachhalti-
ge Digitalisierung zu fördern“.
Recht positiv schätzt Janecek die Rolle des Bundestags in der politi-
schen Begleitung der Digitalisierung ein. Die Zusammenarbeit zwi-
schen Abgeordneten der Koalition und der Opposition in diesen Fra-
gen beschreibt er als „eigentlich ganz gut“. Es gebe bei den Digi-

tal-Politikern „ein relativ gleichlautendes Verständnis in vielen Din-
gen“. Und in kontroversen Fragen etwa der Datenverwendung lie-
ferten Gremien wie die von der Bundesregierung eingesetzte Da-
tenethik-Kommission wertvolle Beiträge. Diese befasse sich bei-
spielsweise mit dem Gesundheitswesen und sage, welche Daten
nach welchen Regeln für welche Zwecke nutzbar gemacht werden
sollen und welche besser nicht. „Das muss man fein säuberlich
voneinander trennen“, betont Janecek, „und man darf nicht darauf
verzichten, die Potenziale der Digitalisierung für bessere Heilungs-
chancen, für besseres Wissen des Patienten sowie der Ärzte unter-
einander zu nutzen.“ Auch wenn manche Ärzte das anders sähen.
„Auch die Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz, der ich an-
gehöre, wird genau diese Fragen zu klären haben, stellvertretend
für das Parlament.“ Janecek hofft, dass der Bundestag damit auch
seiner Kontrollfunktion gegenüber der Regierung gerecht wird.
„Aber die Regierung handelt natürlich schneller als das Parlament,
das ist so. Insofern müssen wir aufpassen, dass wir nicht auseinan-
derlaufen.“
Janecek, Sohn österreichischer Eltern, wurde in Rheinland-Pfalz ge-
boren, wuchs in Niedersachsen und dann in Niederbayern auf. Als
im dortigen Eggenfelden 1995 eine Ortsgruppe der Grünen gegrün-
det wurde, schloss er sich an. Das Studium führte ihn nach Mün-
chen, wo er später in der Landesgeschäftsstelle seiner Partei und
ehrenamtlich in der Kommunalpolitik tätig wurde. Von 2008 bis
2014 war er Landesvorsitzender, seit 2013 vertritt er die bayeri-
schen Grünen im Bundestag. Peter Stützle T

.....................................................................................................................................................

»Die Umsetzungsstrategie
der Bundesregierung ist
ein Sammelsurium von
Einzelmaßahmen und

keine Strategie.«

©
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Herr Mohrs, die Umsetzungsstrategie
der Bundesregierung führt etliche Maß-
nahmen und Projekte auf. Aber was ist
eigentlich die Vision dahinter? Wo soll es
hingehen mit der Digitalisierung?
Das Wichtigste ist, dass Digitalisierung und
technischer Fortschritt nie nur Selbstzweck
sind. Wir müssen uns daran messen lassen,
ob unsere Digitalisierungsstrategie am En-
de wirklich zu einer konkreten Verbesse-
rung für die Menschen führt. Lassen Sie
mich da ein paar konkrete Dinge rausgrei-
fen. Ganz aktuell ist die Einigung zum Di-
gitalpakt Schule: Die Milliarden, die wir in
diesem Bereich investieren wollen, machen
deutlich, dass wir eine Gesellschaft wollen,
die digital fit ist und die digitale Kompe-
tenzen hat. Es geht auch darum, dass wir
bei Infrastruktur, Wissen und Technologie
weltweit Marktführer werden. Das muss
unser Anspruch sein.

Was ist die größte Herausforderung,
vor der Deutschland dabei steht?
Da lässt sich nicht die eine Herausforde-
rung isoliert betrachten. Wie bei so vielen
Dingen müssen wir auch hier das Ganze
sehen. Da ist einmal die Frage der Infra-
struktur, völlig klar, denn ohne entspre-
chende Infrastruktur bringt mir alles ande-
re nichts. Aber auch eine Infrastruktur oh-
ne das Wissen, wie gehe ich mit der Digita-
lisierung um, ist nicht gewinnbringend.
Und eine Erkenntnis, wie ich damit umge-
he, bringt mir ohne eine gute Wirtschaft,
die daraus Geschäftsmodelle macht, eben-
falls wenig. Das sind für mich drei gleich-
rangige Handlungsstränge, die sich da he-
rauskristallisieren: Infrastruktur, Qualifizie-
rung und eine wettbewerbsfähige Wirt-
schaft.

Die Koalition ist nicht erst seit ges-
tern am Ruder und hat beim Breitband-
ausbau schon einiges versprochen, etwa
50 Mbit/s für jeden Haushalt bis 2018,
aber nicht geliefert. Woran liegt das?
Vor Jahren haben viele Leute noch gedacht,
Kupfer, Vectoring und 50 Mbit/s reichen
völlig aus. Nur wenige – und das partei-
übergreifend – haben damals schon ge-
glaubt, dass wir Glasfaser brauchen. Wir
haben uns in dieser Koalition nun erstmals
darauf verständigt, nur noch Glasfaser zu
fördern, wenn es um die Infrastruktur mit
Kabeln geht. Das ist die einzig wirklich zu-
kunftsfähige Technologie. Ich gehe davon
aus, dass uns das einen deutlichen Schritt
nach vorne bringt. Mit der Frequenzverga-
be für das 5G-Netz schaffen wir zudem die
Rahmenbedingungen dafür, dass wir auch
in der mobilen Datenkommunikation in
der Lage sind, schnell und mit hohen Da-
tenmengen so zu arbeiten, wie es in der In-
dustrie oder etwa beim autonomen Fahren
benötigt wird. Wir machen da gute Fort-
schritte, aber wir müssen jetzt auch han-
deln – und das tun wir!

Von Teilen der Opposition wird kriti-
siert, dass bei der Digitalisierung die
Kompetenzen über die ganze Regierung
gestreut und nicht in einem Ministerium
gebündelt sind. Braucht es ein Digitalmi-
nisterium?
Wenn wir ein Digitalministerium hätten,
müssten wir uns wahrscheinlich dauernd
anhören, warum wir alles an einer Stelle
gebündelt haben und was eigentlich die
ganzen Fachministerien machen. Wir ha-
ben gesagt: Alle Ministerien müssen in ih-
ren Fachbereichen dafür Sorge tragen, dass
die Digitalisierung in der gesamten Gesell-
schaft vorankommt. So können wir das
Thema in der ganzen Breite und Fachlich-
keit angehen. Mit dem Digitalrat und dem
Digitalkabinett haben wir beispielsweise
Strukturen geschaffen, die das vernünftig
koordinieren können.

Haben Sie das Gefühl, dass die Digi-
talpolitik inzwischen auch im Bundestag

ausreichend institutionalisiert ist, etwa
mit dem Ausschuss Digitale Agenda?
Natürlich geht immer mehr, aber ich finde,
es gibt Fortschritte. Die Digitalstrategie
wurde gerade heute in der Kernzeit disku-
tiert und wir haben einen Digital-Aus-
schuss, der sehr gut besetzt ist, und auch
eine Enquete-Kommission zur Künstlichen
Intelligenz. Man könnte natürlich darüber
nachdenken, ob es mehr Federführung bei
den wichtigen Themen durch den Digital-
Ausschuss braucht, um die Strategie zu
priorisieren und Themen voranzutreiben.
Aber es war auch noch nie so viel Digitali-
sierung im Koalitionsvertrag wie jetzt. Wir
sind endlich so auf der Landkarte ange-

kommen, wie wir es brauchen, um Fort-
schritte zu machen.

Im Koalitionsvertrag heißt es „Digi-
talpolitik ist Gesellschaftspolitik.“ Wie
sollen die Menschen mitgenommen wer-
den?
Bildung ist der Schlüssel. Bildung beginnt
in der Kita und hört nie im Leben auf, son-
dern passt sich nur der jeweiligen Lebens-
phase an. Es ist eine Grundaufgabe des
Staates, das zu organisieren. Gucken wir
uns etwa als ein Beispiel das Thema Kom-
munikation an und wie sie sich durch so-
ziale Netzwerke verändert hat. Wie steht es
um unsere Medienkompetenz? Sind wir in

der Lage, in der Masse von Informationen
die richtigen und wichtigen zu erkennen
und Fake News zu hinterfragen? Das ist für
mich eine riesige gesellschaftliche Aufgabe
und eine Grundkompetenz, die wir noch
stärken müssen.

Manche Menschen fürchten, ihren Job
im Zuge der Digitalisierung zu verlieren.
Was können Sie diesen Menschen kon-
kret anbieten?
Man muss das ganz ehrlich sagen: Es wird
Arbeitsplätze geben, die werden verschwin-
den, andere werden neu entstehen, wieder
andere verändern sich. Davon wird fast je-
der betroffen sein. Als Politik müssen wir
den Bürgern Sicherheit in diese Verände-
rungen geben. Wir müssen dafür sorgen,
dass Menschen wissen, dass sie sich weiter-
bilden können. Konkret haben wir dazu
das Qualifizierungschancengesetz auf den
Weg gebracht. Wir wollen eben nicht erst
handeln, wenn jemand arbeitslos gewor-
den ist, sondern dann, wenn klar ist, dass
sich der Arbeitsplatz und die Ansprüche an
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ver-
ändern, und entsprechende Weiterqualifi-
zierung nötig wird.

Auf ein europäisches oder deutsches
Facebook oder Google wird noch immer
gewartet. Was muss dafür geschehen?
Was wir in Deutschland brauchen, ist eine
Kultur von Gründung, von Innovation und
von Risikobereitschaft. Wir haben riesige
Stärken im Mittelstand und in der Indus-
trie. Diese Stärke können wir aber nur be-
halten, wenn wir weiter innovativ sind.
Das bedeutet auch, Mut zum Risiko zu ha-
ben und Mittel zu generieren, damit Grün-
dungen erfolgreich und skalierbar sind
und wachsen können. Es muss unser An-
spruch sein, in Innovations-, Wirtschafts-
und Wettbewerbsfähigkeit zu investieren.
Das kann nicht allein von der Politik und
durch staatliches Geld gelöst werden, dafür
braucht es Mittel aus der Privatwirtschaft
und den mittelständischen Unternehmen,
die dort auch vorhanden sind.

Auf viel Kritik stieß vergangene Wo-
che die deutsche Zustimmung durch Bun-
desjustizministerin Katarina Barley
(SPD) auf EU-Ebene zu Upload-Filtern.
Gerade die Digitalwirtschaft, die Sie för-
dern wollen, sieht das Vorhaben kritisch.
Wie passt das zusammen?
Am Ende ist es eine Frage der Gesamtab-
wägung. Wir hatten im Koalitionsvertrag
vereinbart, dass es keinen Zwang zu Filtern
geben soll. Nun ist es als eine Möglichkeit
genannt und wir müssen davon ausgehen,
dass die Unternehmen diese Upload-Filter
einsetzen werden. Ich halte die Upload-Fil-
ter für falsch. Es besteht das Risiko, dass
daraus Zensur entsteht, gerade in Ländern,
die nicht unsere rechtsstaatlichen Maßstä-
be haben. Aber am Ende ging es um das
Gesamtpaket. Da musste sich unsere Mi-
nisterin natürlich fragen, ob dieser eine
Punkt so dramatisch ist, das Gesamtpaket
zu Urheber- und Leistungsschutz abzuleh-
nen. In der Summe hat sich die Bundesre-
gierung für die Zustimmung entschieden.
Hätten wir nur über die Filter-Regelung im
Artikel 13 abgestimmt, wäre die Entschei-
dung bestimmt anders ausgefallen.

Das Gespräch führte
Sören Christian Reimer. T

Falko Mohrs (SPD, 34) ist Mitglied der Aus-
schüsse Digitale Agenda sowie Wirtschaft
und Energie sowie der Enquete-Kommissi-
on zur Künstlichen Intelligenz.

© Thomas Koschel

»Mut
zum
Risiko«
FALKO MOHRS Der SPD-Digital-
politiker setzt auf Glasfaserausbau
und fordert eine Kultur von
Gründung und Innovation

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Blockaden und Bedenken
GESUNDHEITSDATEN Digitale Anwendungen bieten Chancen für Ärzte und Patienten, werden aber noch zu wenig genutzt

W
ährend ihres Prak-
tikums in einem
dänischen Kran-
kenhaus konnte
sich Tabea Baur
schon mit ihren

Patienten vertraut machen, bevor sie diese
zum ersten Mal sah. Möglich machte das
die elektronische Patientenakte, die in Dä-
nemark inzwischen etwas ganz Normales
ist. Auf einem Onlineportal sind die Be-
handlungsdaten vieler Bürger gespeichert;
sie können jederzeit, so wie auch Ärzte
und medizinisches Personal, auf ihre Be-
handlungsdaten zugreifen. In bestimmten
Regionen Dänemarks nutzen rund 80 Pro-
zent der Bürger diese Möglichkeit, online
ihre Blutwerte und Medikationspläne ab-
zurufen. Noch größer ist die Verbreitung
elektronischer Überweisungen oder Rezep-
te. Damit gehört Dänemark international
zu den Spitzenreitern bei der Digitalisie-
rung im Gesundheitswesen. „Damit kann
man sich natürlich sehr gut vorbereiten“,
sagt die Homburger Medizinstudentin
Baur, „das war ziemlich praktisch.“
Von solchen Möglichkeiten sind Patienten
und Ärzte in Deutschland noch weit ent-
fernt. Der digitale Fortschritt kommt hier-
zulande ausgesprochen stockend in den
Praxen und Krankenhäusern an. Die Ber-
telsmann-Stiftung, die dazu im vergange-
nen Jahr eine große Studie vorgelegt hat,
sieht Deutschland in einem internationa-
len Vergleich von 17 Staaten bei der Digita-
lisierung nur auf dem vorletzten Platz. In
Deutschland werde noch an den „Grundla-
gen digitaler Vernetzung“ gearbeitet, kriti-
sierte Stiftungsvorstand Brigitte Mohn bei
der Präsentation der Studie – während et-
wa Mediziner in Israel bei der Früherken-
nung von Krebserkrankungen systematisch
auf künstliche Intelligenz setzten.

Keine definierten Ziele Es fehle, sagt der
Projektmanager der Stiftung, Thomas Kos-
tera, „ein Leitbild, wo man überhaupt hin-
will mit der Digitalisierung im Gesund-
heitswesen.“ Es gebe keine übergeordnete
politische Strategie. Digitalisierung sei kein
Selbstzweck, idealerweise solle es eine „de-
mokratisch legitimierte Entscheidung da-
rüber geben, die die gesundheitspoliti-
schen Ziele definiert. Das könnte der bes-
sere Zugang zu Gesundheitsdienstleistun-
gen sein, der systematische Austausch von
Patientendaten wie etwa Laborergebnissen
zwischen ambulanten und stationären Ver-
sorgern oder die Bereitstellung von Infor-
mationen über eine elektronische Patien-
tenakte“.
Zwar habe man in Deutschland vor Jahren
entschieden, im Gesundheitswesen die Di-
gitalisierung voranzutreiben, die Umset-
zung aber an die Selbstverwaltung dele-
giert. Dieses System ist eine deutsche Be-
sonderheit. Während in anderen Ländern
der Staat die Gesundheitsversorgung ge-
währleistet und Behörden die medizini-
sche Versorgung regeln, sind in Deutsch-

land nur die Rahmenbedingungen gesetz-
lich vorgegeben. Versicherte, Beitragszahler
und Leistungserbringer sind in Verbänden
organisiert, die die medizinische Versor-
gung der Bevölkerung in eigener Verant-
wortung übernehmen. Die Akteure der
Selbstverwaltung hätten sich immer wieder
„gegenseitig blockiert“, sagt
Kostera, deshalb sei es nicht
vorangegangen.

Blockade mit Sytem Noch
deutlicher wird der Vorstand
des Bundesverbandes Inter-
netmedizin, Markus Müs-
chenich, und nennt drei
Gründe, warum es mit der
Digitalisierung im Gesund-
heitswesen hakt. Zum einen
gebe es eine „Systemarro-
ganz“: „Die ganze Welt hat
uns jahrelang erzählt, unser
Gesundheitssystem gehöre zu den allerbes-
ten. Deshalb gibt es bei den Beteiligten
kaum Veränderungsbereitschaft.“ Zum
zweiten teile sich die Welt beim Thema Di-
gitalisierung in zwei Lager, einige sähen
darin eine Chance, andere hätten Angst da-
vor. „Letztere überwiegen.“ Zum dritten
hätten sich die „Player der Selbstverwal-
tung“ mit der Macht, die ihnen vom Staat
eingeräumt worden sei, „wunderbar einge-
richtet“. Das Bundesgesundheitsministeri-
um habe Anfang der 2000er-Jahre den Auf-
bau einer Telematikinfrastruktur gewollt,
dies sei von der Selbstverwaltung blockiert
worden. Dort allerdings gibt man den
schwarzen Peter weiter: Die Industrie sei
schuld, weil sie Geräte und Software nicht
rechtzeitig liefere. Die Selbstverwaltung sei
„kein Bremser“, teilte etwa die Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung mit.

Große Möglichkeiten Dabei sehen Fach-
leute wie Müschenich immense Vorteile in
der Digitalisierung. Zum einen, sagt der
Facharzt für Kinderheilkunde und Gründer
des Think Tanks Flying Health, vergrößere
sich damit das verfügbare Wissen uner-
messlich. Es gebe Diabetes-Management-
systeme, die Daten von Millionen Patien-
ten sammeln. „Da finden Sie jede Proble-
matik und jede Komplikation, die im Zu-
sammenhang mit der Krankheit auftreten
kann – so etwas kann kein einzelner Arzt
leisten.“ Zudem hätten Patienten über
elektronische Lösungen die Möglichkeit,
sich jederzeit Zugang zu Gesundheits-
dienstleistungen zu verschaffen. Es gebe
Apps, die bei Herzrhythmusstörungen bei
der Entscheidung helfen könnten, ob man
ein Krankenhaus aufsuchen müsse. Zum
dritten könnte man wiederkehrende Leis-
tungen ganz einfach digital abbilden, etwa
bei Routinekontrollen, banalen Erkran-
kungen oder der Vergabe von regelmäßig
ausgestellten Rezepten. „Das ist denkbar
bei etwa einem Drittel der rund eine Milli-
arde Arztkontakte, die wir in Deutschland
jährlich verzeichnen. Das würde die Praxen

leerer machen und den Ärzten Zeit geben,
sich auf die Patienten zu konzentrieren,
die das wirklich nötig haben.“
Christian Schmidt, ärztlicher Vorstand der
Uniklinik Rostock, sieht in der Digitalisie-
rung auch eine Chance für die Grundver-
sorgung insbesondere in ländlichen Regio-

nen. Er setzt sich für die
Vernetzung von Kliniken,
Haus- und Fachärzten bei
der Versorgung von Herz-
patienten ein. Die Patien-
ten bekommen elektroni-
sche Geräte, über die Da-
ten von sogenannten Ca-
re-Centern analysiert wer-
den. „Wenn es dann Ab-
weichungen von der
Norm gibt, etwa dass der
Blutdruck trotz Medikati-
on steigt oder bestimmte
Herzrhythmusstörungen

häufiger auftreten, rufen die Mitarbeiter
bei den Patienten an und lotsen sie zu den
Ärzten, die in der Situation am besten hel-
fen können.“ Dies sei in einem so schwach
besiedelten Bundesland wie Mecklenburg-
Vorpommern, in dem die Erreichbarkeit
von Ärzten für immer mehr Menschen zu
einem Problem werde, ein großer Vorteil.
Auch in seiner Klinik setzt Schmidt auf
E-Health. Patientenakten werden in einem

elektronischen Archiv gespeichert, in ei-
nem Informationssystem werden schon bei
der Visite Befunde elektronisch erfasst –
und alle Fachbereiche können darauf zu-
greifen. Das erleichtere den Informations-
fluss und erlaube standardisierte Abläufe
im Klinikalltag und erhöhe so letztlich die
Versorgungsqualität. Gleichzeitig sei eine
„elektronische Nachverfolgung“ der Pa-
tienten möglich. Die könnten etwa über
Online-Chats Daten liefern und den Ärz-
ten so Schlüsse ermöglichen, ob die Thera-
pien anschlügen.

Sorge um Datenschutz Davon seien aber
nicht alle Beteiligten leicht zu überzeugen,
räumt Schmidt ein: „Sie dürfen nicht glau-
ben, dass da alle Hurra schreien.“ Die Um-
stellung auf E-Health falle vielen Kollegen
schwer, längst nicht alle Praxen seien elek-
tronisch vernetzt. „Da gibt es noch welche,
die arbeiten mit Papierkarteien.“ Der größ-
te Blockierer sei die Sorge um den Daten-
schutz. „Da gibt es ganz irrationale Beden-
ken.“ Immer wenn er sich mit Kollegen aus
den USA unterhalte, ärgere er sich über die
Bedenken hierzulande: „Dort werden Pro-
dukte entwickelt, anhand einer Liste ge-
prüft und dann gibt es das Ok der Behör-
den.“ In Deutschland dagegen gebe es eine
wahre Datenschutzhysterie.
Dennoch, langsam tut sich etwas. Viele Kli-

niken haben bereits E-Health-Lösungen für
sich gefunden, Modellprojekte wie der
Ausbau der telemedizinischen Netzwerke
in Bayern für eine bessere Versorgung von
Schlaganfallpatienten zeigen gute Resulta-
te. In Hamburg testet die Techniker Kran-
kenkasse das elektronische Rezept. Patien-
ten erhalten dort in ihrer Arztpraxis einen
QR-Code in einer APP auf ihr Smartphone,
der in der Apotheke eingescannt wird. Das
werde den Alltag der Versicherten erleich-
tern, heißt es von der Krankenkasse.
Doch bisher sind die guten Beispiele nicht
Bestandteil einer landesweit gesteuerten

Entwicklung – und es entstehen Insellö-
sungen, etwa bei der genutzten Software.
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU)
hat bereits angekündigt, die Digitalisierung
zu einem Kernthema zu machen. Es sei
„inakzeptabel“, dass etwa die Entwicklung
der Gesundheitskarte, über die Ärzte und
Patienten Daten austauschen können, seit
Jahren stocke. Man dürfe nicht den großen
Konzernen wie Google oder Apple die Ge-
staltung der Digitalisierung überlassen. Die
Akteure im Gesundheitswesen müssten
schnell handeln. Es müsse „cool werden,
dabei zu sein.“ Susanne Kailitz T

In deutschen Arztpraxen ist die Ausstattung mit Computertechnik sehr unterschiedlich. Manche Mediziner arbeiten noch mit handschriftlich ausgefüllten Karteikarten, während andere bereits neueste Digitaltechnik einsetzen. © picture-alliance/imageBROKER

Kollege Roboter: Zwischen Skepsis und Perspektiven
FACHGESPRÄCH Maschinen können Pflegekräfte zwar nicht ersetzen, aber sie unterstützen

Kaum ein gesellschaftlicher Bereich ist von
der Alterung der Bevölkerung so stark betrof-
fen wie die Pflege: „Aktuell gibt es in
Deutschland bereits 3,5 Millionen Pflegebe-
dürftige und die Zahl könnte bis 2030 auf
über vier Millionen ansteigen“, berichtete
Christoph Kehl vom Büro für Technikfolgen-
abschätzung beim Bundestag. Welche gesell-
schaftlichen Herausforderungen daraus er-
wachsen, damit beschäftigte sich vergangene
Woche der Ausschuss für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung im öffentli-
chen Fachgespräch „Robotik und assistive
Neurotechnologien in der Pflege“. Aktuell
entfallen etwa acht bis zehn Millionen Euro
auf Forschungsprojekte zur Pflegerobotik.

Entlastung der Pflegekräfte Die Robotik
habe in den vergangenen Jahren erstaunliche
Fortschritte gemacht, sagte Kehl. Ältere Men-
schen könnten teilweise mithilfe von maschi-
neller Unterstützung länger zu Hause woh-
nen bleiben und auch in der Altenpflege
könnten Roboter Routinetätigkeiten über-
nehmen und damit dringend benötigte Ent-
lastung für das Pflegepersonal schaffen.
Gleichwohl müsse man fragen, ob und wie
sich Roboter sinnvoll in das zwischen-
menschliche Pflegehandeln integrieren lie-
ßen. Hier gehe es um fundamentale Wertfra-

gen Birgit Graf vom Fraunhofer-Institut für
Produktionstechnik und Automatisierung
machte deutlich, dass Pflegeroboter mit um-
fangreichen physischen Interaktionsfähigkei-
ten und einem autonomen Verhalten noch
mehr der Forschung als der Realitätzuzuord-
nen seien.

Therapeutische Pflegerobben Im thera-
peutischen Bereich werden Roboter bereits

seit einiger Zeit eingesetzt berichtete Anna
Grohmann von der Wolfsburg AG und
stellte die Roboter-Robbe Paro (siehe Bild)
vor. Mit Hilfe von eingebauten Sensoren
könne Paro sowohl Helligkeit und Geräu-
sche als auch Berührungen registrieren
und passend reagieren. Untersuchungen
belegten, dass der Einsatz positive Auswir-
kungen auf die Kommunikation, das Sozi-
alverhalten und die Medikation bei älteren

und kranken Menschen habe, berichtete
sie.
Auf den Mangel an wenig systematischen
Wissen über digitale Transformationspro-
zesse des Pflegehandelns im Gesundheits-
wesen wies Bettina-Johanna Krings vom
Institut für Technikfolgenabschätzung und
Systemanalyse (ITAS) hin. Für ein vertieftes
Verständnis sei die Förderung von Ex-ante/
Ex-post-Analysen nötig, plädierte sie.
Aus ethischer Perspektive eröffneten sich
sowohl Chancen als auch Risiken, sagte
Oliver Bendel von der Fachhochschule
Nordwestschweiz (FHNW). In der Pflege-
robotik stehe die Maschinenethik noch
ganz am Anfang. Insbesondere müsse er-
forscht werden, ob und wie selbstlernende
Systeme zum Einsatz kommen sollen. Eine
mögliche Option für Pflegebedürftige sehe
er in einer speziellen Patientenverfügung,
in der der Einsatz von Operations-, Thera-
pie- und Pflegerobotern geregelt werden
könne. lbr/rol T

»Die
Umstellung
auf E-Health
fällt vielen
Kollegen
schwer.«

Christian Schmidt,
Uniklinik Rostock

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

> STICHWORT
E-Health (engl. für auf elektronischer Datenverarbeitung basierende Gesundheit)

> Der Begriff beschreibt die Verwendung digitaler Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien im Gesundheitsbereich
zur Diagnose, Behandlung, Überwachung und Verwaltung.

> Beispiele dafür sind die elektronische Patientenakte, Gesund-
heitsapps, ein computerbasiertes Krankheits- und Wissensma-
nagement, aber auch Anwendungen der Telemedizin.

> Telematik setzt sich aus „Telekommunikation“ und „Informa-
tik“ zusammen. Mittels vernetzter IT-Systeme können Informa-
tionen aus verschiedenen Quellen verbunden werden. ©
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Emotionale Robotik: Die Robbe Paro wird insbesondere zur Therapie demenzkranker
Menschen eingesetzt. © picture-alliance/dpa



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Digitalfunk
auch für die
Bundeswehr
INNERES Der Bundestag hat den Weg für
eine Nutzung des Digitalfunks der Behör-
den und Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben (BOS) durch die Bundeswehr frei
gemacht. Gegen die Stimmen der Fraktion
Die Linke verabschiedete das Parlament
vergangene Woche bei Enthaltung der Grü-
nen-Fraktion den Regierungsentwurf eines
„Dritten Gesetzes zur Änderung des
BDBOS-Gesetzes“ (19/6547), das die Be-
rechtigung der Bundeswehr regelt, den Di-
gitalfunk BOS zu nutzen.
Wie die Bundesregierung in der Vorlage er-
läutert, sind Teile der Bundeswehr wie etwa
Feldjäger oder Bundeswehr-Krankenhäuser
und -Feuerwehr bereits jetzt Teilnehmer
des Digitalfunks BOS. Derzeit habe die
Bundeswehr in diesem Rahmen eine Be-
rechtigung zur Teilnahme an dem Digital-
funk mit zirka 8.500 Teilnehmern. Künftig
wolle sie die Anzahl auf insgesamt bis zu
40.000 erhöhen.
Zugleich überwies das Parlament einen An-
trag der FDP-Fraktion (19/7905), den „Lü-
ckenschluss im Mobilfunk“ durch den Ein-
satz öffentlicher Infrastruktur zu beschleu-
nigen, zur weiteren Beratung an die Aus-
schüsse. In der Vorlage verweist die Frakti-
on darauf, dass mit dem Digitalfunk BOS
alle Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben ein bundesweit einheit-
liches, flächendeckendes Netz nutzten.
„Um das Mobilfunknetz in Deutschland
zu verbessern, sollte diese schon vorhande-
ne Infrastruktur auch für den Mobilfunk
genutzt werden können, um die Ausbau-
kosten zu senken“, schreibt die Fraktion
weiter. Zugleich plädiert sie dafür, dass öf-
fentliche Gebäude „einfacher und schnel-
ler als Standorte für Mobilfunkmasten ge-
nehmigt werden können“. Die Bundesre-
gierung soll daher laut Vorlage bestehende
Standorte des BOS-Digitalfunks sowie an-
dere öffentliche Liegenschaften „zur Mit-
nutzung für Antennen privater Mobilfunk-
betreiber gegen eine angemessene Nut-
zungsgebühr“ anbieten. sto T

Opposition droht mit
Verfassungsgericht
RECHT Bundestag ändert Strafgesetzbuch-Paragraf 219a

Es war ein emotional aufgeladenes Thema,
zu dem der Bundestag vergangene Woche
eine Neuregelung beschloss. Aber aus Sicht
der Opposition ist die Auseinandersetzung
um den Strafgesetzbuch-Paragrafen 219a,
der auch in geänderter Fassung Werbung
für den Schwangerschaftsabbruch verbie-
tet, damit noch lange nicht vorbei: Sie
droht mit dem Gang nach Karlsruhe. Die
SPD erklärte, das mit 371 von 652 abgege-
benen Stimmen beschlossene Gesetz der
Koalition zur Verbesserung der Informati-
on über einen Schwangerschaftsabbruch
(19/7693, 19/7965) sei nur ein erster
Schritt.
FDP, Grüne und Linke setzen auf das Bun-
desverfassungsgericht, da
das Gesetz, mit dem der
Paragraf 219a ergänzt wird,
ihrer Meinung nach gegen
die Verfassung verstößt.
Mediziner könnten jetzt
zwar schwangere Frauen in
Not im Internet darüber
informieren, dass sie Ab-
brüche vornehmen, auf
weitergehende Informatio-
nen dürften sie aber nur
hinweisen, bemängelten
sie. Dazu komme, dass das
Gesetzgebungsverfahren
mit heißer Nadel gestrickt
und innerhalb weniger Tage inklusive An-
hörung durchgezogen worden sei. Das Ka-
binett hatte den Kompromiss, mit dem auf
Rücksicht auf die Union das Werbeverbot
bestehen bleibt, erst Anfang Februar gebil-
ligt. In einer Anhörung im Rechtsausschuss
vor rund einer Woche lehnten die meisten
Sachverständigen den Entwurf ab, worauf
in der Debatte mehrfach verwiesen wurde.
Nicole Bauer (FDP) warf der Koalition vor,
ein sensibles Thema machtpolitisch zu
missbrauchen. Der Entwurf sei aus juristi-
scher und frauenpolitischer Sicht „zutiefst
beschämend“. Statt eine tragfähige Lösung
vorzulegen, werde die Situation mit einem
verfassungswidrigen Gesetzentwurf ver-
schlimmbessert. Ärzten werde weiterhin
misstraut und Frauen in Notsituationen
würden weiterhin stigmatisiert.
Cornelia Möhring (Linke) warf der SPD
vor, das Problem durchaus erkannt, aber
daraus die falschen Schlussfolgerungen ge-
zogen zu haben. Die Partei sollte aufhö-
ren, den „faulen Kompromiss auch noch
schönzureden“. Sie habe die Erwartungen
der Frauen massiv enttäuscht.
Katja Keul (Grüne) kritisierte wie auch
Möhring, dass Ärzte, die Abbrüche durch-
führen, auf weitergehende Informationen
nur hinweisen dürften, aber bestraft wür-
den, wenn sie die dort für jeden zugängli-
che Angaben in identischer Form selbst
veröffentlichten. Dies zeige die Absurdität

des Gesetzes. Das ungeborene Leben werde
„durch einen Verweis auf eine fremde In-
formation nicht mehr geschützt als durch
eine eigene Information“. Die Ärztin Kristi-
na Hänel, deren Verurteilung aufgrund von
219a die Debatte um den Paragrafen ins
Rollen gebracht hatte, müsste auch mit
dem geänderten Gesetz „immer wieder
aufs Neue verurteilt werden“, sagte Keul.
Vertreter der Koalitionsfraktionen betonten
den Kompromisscharakter der Gesetzesän-
derung. Damit würden das Recht der Frau-
en auf Information und die Rechtssicher-
heit der Ärzte gestärkt, sagte Karl Lauter-
bach (SPD). Das Erreichte sei „nicht per-
fekt“, aber löse das Hauptproblem und sei

damit ein wichtiger Schritt
nach vorn. Eine Abschaf-
fung von 219a sei mit der
Union nicht zu machen ge-
wesen, die immer noch ein
falsches Frauenbild habe.
Ärzten werde unterstellt, sie
würden an Schwanger-
schaftsabbrüchen verdienen
wollen.
Für die Union betonte Na-
dine Schön (CDU), der
„schwierige“ Kompromiss
sei „für jede Seite schmerz-
lich“. Mit Blick auf die
christlichen Werte müsse

man bei diesem Thema jedoch sehr sensi-
bel sein und dürfe das gut austarierte Sys-
tem, das der Bedeutung des menschlichen
Lebens Rechnung trage und gleichzeitig
den betroffenen Frauen Schutz und Hilfe
gebe, nicht aus dem Gleichgewicht brin-
gen.
Beatrix von Storch (AfD) befürchtet indes
eine Abkehr vom Prinzip des Schutzes des
ungeborenen Lebens. Eine Abtreibung sei
nur in Ausnahmefällen straffrei, betonte
sie und warf der Union „Kapitulation“ vor.
Das Werbeverbot müsse bestehen bleiben.

Abschaffung abgelehnt Die Änderung
von 219a erlaubt Ärzten, darauf hinzuwei-
sen, dass sie Schwangerschaftsabbrüche
unter den Voraussetzungen des Paragrafen
218 vornehmen, und auf weiterführende
Informationen zentraler Stellen zu verwei-
sen. Eine Änderung des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes sieht vor, dass die Bundes-
ärztekammer eine Liste der Ärzte führt, die
Abbrüche durchführen, und die auch An-
gaben über die jeweils angewendeten Me-
thoden enthält. Sie wird im Internet veröf-
fentlicht. Ebenfalls abgestimmt wurde über
Gesetzentwürfe von FDP, Linken und Grü-
nen zur Abschaffung von 219a, die mehr-
heitlich abgelehnt wurden. Keine Mehrheit
fanden auch Anträge der Linken und der
Grünen, Verhütungsmittel kostenfrei zur
Verfügung zu stellen. Michael Wojtek T

»Die Lösung
ist nicht

perfekt, aber
wir lösen das

zentrale
Problem.«

Karl Lauterbach (SPD)

Hilfe soll wieder
teuer werden
SOZIALES AfD will Flüchtlingsbürgen zur Kasse bitten

Die AfD-Fraktion möchte die Uhr zurück-
drehen und verlangt in einem Antrag
(19/7938), dass Jobcenter wieder zum Teil
tausende Euro von Menschen zurückver-
langen können, die vor Jahren Flüchtlings-
bürgschaften für Menschen übernommen
hatten, die vor dem Bürgerkrieg in Syrien
fliehen wollten. Mit einer solchen Bürg-
schaft konnten diese dann als Flüchtlinge
nach Deutschland geholt werden, ohne die
lebensgefährliche Reise über das Mittel-
meer riskieren zu müssen.
Das Problem dabei: Offenbar waren die
Bürgen bei der Abgabe ihrer Verpflich-
tungserklärung nicht ausreichend darüber
informiert worden, wie lange sie die Kos-
ten für den Lebensunterhalt der Flüchtlin-
ge übernehmen müssen, und gingen davon
aus, dass diese Verpflichtung mit dem Ende
des Asylverfahrens endet.
Das sahen einige Jobcenter jedoch anders
und verlangten tausende Euro von den
Helfern zurück, da sie von einer dauerhaf-
ten Zahlungsverpflichtung ausgingen. Eini-

ge Bürgen zogen vor Gericht, die Urteile
dazu fielen jedoch unterschiedlich aus. En-
de Januar hatte Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil (SPD) die Jobcenter angewie-
sen, auf die Rückforderungen zu verzich-
ten. Diese belaufen sich bundesweit auf
rund 21 Millionen Euro.
Die AfD-Fraktion verlangt nun, dass die
Jobcenter entsprechende Erstattungsbe-
scheide wieder erlassen können. Über die-
sen Antrag debattierte der Bundestag ver-
gangene Woche erstmals und überwies ihn
anschließend an die Ausschüsse.

Unklare Rechtslage Die AfD begründete
ihre Initiative steuerpolitisch. Dem Fiskus
würden durch den Verzicht auf die Rück-
forderungen Millionen entgehen, sagte Re-
né Springer (AfD). „Die gesinnungsethi-
sche Seifenblase der Willkommensklat-
scher und Premiumhelfer zerplatzt beim
ersten Kontakt mit den ökonomischen
Konsequenzen“, so Springer.
Heftiger Widerspruch kam von den ande-
ren Fraktionen: Alexander Throm (CDU)
betonte, es sei alles halb so dramatisch,
wie es die AfD darstelle, sondern einfach
ein rechtsstaatlicher Vorgang. Forderungen,
die die Gerichte als rechtmäßig festsetzbar
einstufen, würden natürlich auch zurück-
verlangt. Pascal Kober (FDP) verwies da-
rauf, dass die Bürgen dem Staat zunächst
viele Kosten erspart hätten, indem sie für
den Lebensunterhalt der Flüchtlinge sorg-
ten. Gabriele Hiller-Ohm (SPD) sagte, vie-
le Bürgen hätten falsche Informationen da-
rüber erhalten, wie lange ihre Verpflich-
tung gilt. Ihr Engagement dürfe nicht in ei-
ner Schuldenfalle münden. Gökay Akbulut
(Die Linke) kritisierte, dass trotz der An-
weisung von Hubertus Heil die rechtsstaat-
liche Lage nicht umfassend geklärt sei. Filiz
Polat (Grüne) betonte: „Den Bürgen ge-
bührt unser Respekt und großer Dank, aber
nicht ein Forderungsschreiben vom Job-
center. Claudia Heine T

Viele Flüchtlinge kamen nur mit Hilfe ei-
ner Bürgschaft nach Deutschland.
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Im Quotenstreit
WAHLRECHT I AfD-Initiative gegen Proporz-Vorgaben
bei der Kandidatenaufstellung stößt auf breite Kritik

W
as für Fabian Jaco-
bi (AfD) eine „ba-
nale Selbstver-
ständlichkeit“ ist,
nennt Stefan Rup-
pert (FDP) „verfas-

sungsfeindlich“, Doris Achelwilm (Linke)
ein „Anti-Frauen-Gesetz“ und Britta Haßel-
mann (Grüne) eine „Zumutung“. Gemeint
ist der AfD-Gesetzentwurf (19/ 7936) „zur
Wiederherstellung der Gleichberechtigung
im Wahlrecht und in den politischen Par-
teien“, über den der Bundestag vergangene
Woche in erster Lesung debattierte.
In der Vorlage kritisiert die AfD-Fraktion,
seit den 1980er Jahren vollziehe eine zu-
nehmende Anzahl von Par-
teien ihre Kandidatenauf-
stellung wie auch sonstige
innerparteiliche Wahlen
nicht nach den Grundsät-
zen einer freien und glei-
chen Wahl. Diese Praxis
setze sich in den von den
Abgeordneten dieser Partei-
en gebildeten Fraktionen
fort. Daher soll dem Ge-
setzentwurf zufolge in das
Bundes- und das Europa-
wahlgesetz eingefügt wer-
den, dass das Vorschlags-
recht nicht unter Anknüpfung an die in
Grundgesetz-Artikel 3 Absatz 3 genannten
Eigenschaften wie etwa Geschlecht, Ab-
stammung oder Glauben beschränkt wer-
den darf; auch das Abgeordneten- und das
Parteiengesetz sollen ergänzt werden.
In der Debatte wertete AfD-Mann Jacobi
„Wahlen nach Quoten“ als „Angriff auf die
demokratische Grundordnung“. Demokra-
tische Wahlen müssten „frei und gleich“
sein. Eine Wahl, „bei der vorgegeben wird,
dass das Ergebnis bestimmten Kriterien
entsprechen muss“, sei aber keine freie
Wahl, und eine Wahl, „bei der das Gesetz
die Staatsbürger in verschiedene Klassen
einteilt“, sei keine gleiche Wahl. Auch
Wahlen in Parteien müssten frei und gleich
sein. Dies gelte erst recht bei der Aufstel-
lung von Kandidaten für Parlamente.
Ansgar Heveling (CDU) wandte sich gegen
die „Grundthese des Gesetzentwurfs“, dass
„innerparteiliche und innerfraktionelle Re-
gelungen zur Ämter- und Kandidatenbeset-

zung gegen die Grundsätze der Demokra-
tie und das Diskriminierungsverbot versto-
ßen“. Sie seien vielmehr ein Beitrag zur
Verwirklichung der Gleichstellung. Die in-
nere Ordnung von Parteien müsse demo-
kratischen Grundsätzen entsprechen, aber
im Grundgesetz sei auch die sogenannte
Tendenzfreiheit von Parteien verbrieft. Da-
zu gehöre, dass die inneren Strukturen
„mit Blick auf die Tendenz der Partei ei-
genständig ausgerichtet werden dürfen“.
Die „Freiheit der Parteien“ wirke sich auch
bis in das Aufstellungsverfahren aus.
Ruppert wertete die AfD-Vorlage als „zu-
tiefst verfassungswidrig“. Er sei froh, wenn
in Deutschland nicht festgelegt wird, „was

bei Wahlen rauskommt,
sondern nur, wie sie durch-
geführt werden sollen“, be-
tonte der FDP-Parlamenta-
rier und bekräftigte seine
Ablehnung von Parité-Ge-
setzen, denen zufolge Par-
teien ebenso viele Frauen
wie Männer aufstellen
müssen. Die AfD moniere
beim Parité-Gesetz, „dass
der Staat übergreift in die
Gesellschaft“, mache aber
nun „genau das Gleiche“.
Es sei jedoch nicht die Auf-

gabe des Staates, festzulegen, „wer bei ei-
ner Wahl antreten darf, solange er sich an
die Verfassung hält“.
Mahmut Özdemir (SPD) kritisierte, wer
dem AfD-Entwurf folge, verstoße gegen
den grundgesetzlichen Schutzauftrag der
Gleichberechtigung und trete „100 Jahre
hart erkämpftes Frauenwahlrecht“. Er ver-
wies darauf, dass die AfD im Bundestag
mit Abstand den niedrigsten Frauenanteil
aller Fraktionen habe. Die SPD wolle den
Frauenanteil im Parlament erhöhen und
die von einigen Parteien praktizierten
Quotenregelungen in einer Gesetzesrege-
lung harmonisieren, aber auch die „die
hohen verfassungsrechtlichen Hürden im
Hinblick auf die Eingriffe“ würdigen.
Für Die Linke sagte Achelwilm, in den Au-
gen der AfD sei der Gesetzentwurf ein
„stimmiges Gegenmodell“ zu dem Parité-
Gesetz, das im Brandenburger Landtag En-
de Januar mit den Stimmen von SPD, Lin-
ken und Grünen beschlossen worden sei.

Dass im Bundestag viele Abgeordnete ein
Paritätsgesetz auch auf Bundesebene befür-
worteten, sei kein Entgegenkommen, son-
dern „sollte selbstverständlich“ sein. Ge-
schlechterparitätisch besetzte Parlamente
seien „eine Frage von mehr Gerechtigkeit“.

»Notwendig und gut« Haßelmann kriti-
sierte den AfD-Entwurf als „lächerlich
schlecht“. Im Grundgesetz-Artikel 3 heiße
es, der Staat fördere die tatsächliche Durch-
setzung der Gleichberechtigung von Frau-
en und Männern und wirke auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin. Die AfD-
Initiative versuche, diesen „klar be-
nannten“ Förderauftrag zu diskreditieren,
sagte die Grünen-Abgeordnete. Die Debat-
ten über Frauenförderung, Quoten und Pa-
rité-Gesetze begrüßte sie zugleich als „not-
wendig und gut“. Helmut Stoltenberg T

Quotenregelungen für Wahllisten sollen den Frauenanteil in Parlamenten stärken. © picture-alliance/SZ Photo (editiert)

»Die Freiheit
der Parteien

wirkt bis
in das

Aufstellungs-
verfahren. «

Ansgar Heveling (CDU)

> STICHWORT
Quoren und Quoten in Parteien

> CDU Frauen sollen an Parteiämtern der
CDU und an öffentlichen Mandaten min-
destens zu einem Drittel beteiligt sein.

> CSU Frauen sollen mindestens 40 Pro-
zent der Parteiämter innehaben, bei
Wahlen für Parteivorstand und Bezirks-
vorstände ist die Vorgabe verpflichtend.

> SPD In Funktionen und Mandaten der
Partei müssen Frauen und Männer min-
destens zu je 40 Prozent vertreten sein.

> Linke Bei Wahlen von Parteigremien
sind grundsätzlich mindestens zur Hälfte
Frauen zu wählen. Bei der Kandidaten-
aufstellung für Parlamente ist auf einen
„mindestens hälftigen Frauenanteil in
der Fraktion“ hinzuwirken.

> Grüne Wahllisten sind „grundsätzlich
alternierend mit Frauen und Männern zu
besetzen, wobei den Frauen die ungera-
den Plätze zur Verfügung stehen“. Sie
können auch auf geraden Plätzen kandi-
dieren. Parteigremien sind paritätisch zu
besetzen.

Karlsruhe kippt
Ausschlüsse
vom Wahlrecht
WAHLRECHT II Menschen, die auf eine ge-
richtlich bestellte Betreuung in allen Ange-
legenheiten angewiesen sind, sowie wegen
Schuldunfähigkeit in einem psychiatri-
schen Krankenhaus untergebrachte Straftä-
ter dürfen nicht pauschal von Wahlen aus-
geschlossen werden. In einem vergangene
Woche veröffentlichen Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts erklärte der Zweite
Senat die Regelungen der Wahlrechtsaus-
schlüsse für diese Personenkreise im Bun-
deswahlgesetz für verfassungswidrig. Der
Wahlrechtsausschluss verstoße gegen den
Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl
nach Artikel 38 des Grundgesetzes und ge-
gen das Verbot der Benachteiligung wegen
einer Behinderung nach Grundgesetz-Arti-
kel 3, entschieden die Verfassungsrichter.
Zwar könne ein Ausschluss vom aktiven
Wahlrecht gerechtfertigt sein, wenn bei ei-
ner bestimmten Personengruppe davon
auszugehen sei, dass ihr die Teilnahme an
der Kommunikation zwischen Volk und
Staatsorganen nicht ausreichend möglich
ist. Die derzeitige Gesetzesregelung genüge
nicht aber den Anforderungen an eine sol-
che Typisierung.
Mehrere Betroffene hatten gegen ihren
Ausschluss von der Bundestagswahl 2013
Beschwerde eingelegt. Dem Gericht zufolge
waren bei dieser Wahl insgesamt 81.220
Vollbetreute von einem Wahlrechtsaus-
schluss betroffen.

Vorlagen abgelehnt Einen Tag vor Veröf-
fentlichung der Karlsruher Entscheidung
hatte der Innenausschuss des Bundestages
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
von CDU/CSU und SPD einen Gesetzent-
wurf der FDP-Fraktion (19/3171) und ei-
nen gemeinsamen Gesetzentwurf der Frak-
tionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grü-
nen (19/4568) zur Streichung der Wahl-
rechtsausschlüsse bei Enthaltung der AfD-
Fraktion abgelehnt. Bei der Abstimmung
über den FDP-Gesetzentwurf enthielt sich
auch Die Linke.
Die CDU/CSU-Fraktion betonte im Aus-
schuss, zu dieser Frage einen eigenen Ge-
setzentwurf der Regierungskoalition ab-
warten zu wollen. Die SPD-Fraktion mach-
te deutlich, die Oppositionsvorlagen aus
Gründen der Koalitionsräson abzulehnen.
CDU, CSU und SPD hatten im vergange-
nen Jahr in ihrem Koalitionsvertrag verein-
bart, den Wahlrechtsausschluss von Men-
schen, die sich durch eine Vollbetreuung
unterstützen lassen, zu beenden. sto T
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Auf ein offenes Wort
GESCHÄFTSORDNUNG Opposition lehnt Koalitionsreform ab und spricht von einer Provokation

L
ebhafter und spannender soll
es im Bundestag künftig wer-
den, wenn mittwochs zu Be-
ginn einer Sitzungswoche die
Regierungsbefragung ansteht.
Die Opposition bezweifelt je-

doch, dass die von Union und SPD vergan-
gene Woche beschlossene Reform wirklich
frischen Wind bringt. Von einer Provokati-
on war gar die Rede, weil künftig nur ein
Minister anwesend sein
muss und sich die Ressor-
chefs ansonsten ganz offi-
ziell von den Parlamentari-
schen Staatssekretären ver-
treten lassen können.
Im Grundsatz waren sich
anfangs alle Fraktionen ei-
nig, dass die Regierungsbe-
fragung, in der die vorheri-
ge Kabinettssitzung behan-
delt wird, und die anschlie-
ßende Fragestunde, in der
schriftlich eingereichte Fra-
gen der Abgeordneten be-
antwortet werden, wenig Anreize bieten,
dem Schauspiel beizuwohnen.

Unattraktive Formate Der frühere Parla-
mentspräsident Norbert Lammert (CDU)
beklagte öfter, dass die geringe Aufmerk-
samkeit für Parlamentsdebatten teils selbst
verschuldet sei durch unattraktive Formate
wie die Regierungsbefragung. „So, wie sie
derzeit stattfindet, ist sie eher überflüssig“,
befand er selbstkritisch. Auch die Frage-

stunde hatte stets deutlich mehr Kritiker
als Anhänger. Union und SPD versprachen
im Koalitionsvertrag 2018: „Wir stärken
den Bundestag als zentralen Ort der politi-
schen und gesellschaftlichen Debatte.“
Die nach heftigem Streit nun verabschiede-
te Reform (19/7859) sieht vor, die Regie-
rungsbefragung von 30 auf 60 Minuten
auszuweiten, mit der Möglichkeit einer
Verlängerung um 15 Minuten. Die Frage-

stunde wird entsprechend
gekürzt und soll maximal
90 Minuten dauern. Bisher
war die Fragestunde meist
auf zwei Stunden angesetzt,
maximal waren drei Stun-
den zulässig.

Kanzlerrunde An der Be-
fragung der Bundesregie-
rung soll künftig nach dem
Willen von Union und
SPD mindestens ein Regie-
rungsmitglied teilnehmen.
Fragen zu Fachthemen an-

derer Ministerien können durch weitere
anwesende Regierungsmitglieder oder Par-
lamentarische Staatssekretäre beantwortet
werden. Drei Mal im Jahr soll eine einstün-
dige Befragung der Kanzlerin ermöglicht
werden, und zwar in den letzten Sitzungs-
wochen vor Ostern, vor der Sommerpause
und vor Weihnachten. Zwei Mal ist Angela
Merkel (CDU) 2018 zur Befragung angetre-
ten, das kam allgemein gut an. Nun muss
die Regierungschefin den Abgeordneten re-

gelmäßig zu festen Terminen zur Verfü-
gung stehen, das soll die Kontrollfunktion
des Parlaments stärken.
Die Oppositionsfraktionen unterbreiteten
eigene Vorschläge und gingen auf Distanz
zur Koalition. Der Ärger war so groß, dass
Linke, Grüne und FDP vorab zu einer Pres-
sekonferenz luden und die Koalitionsvor-
lage in Grund und Boden kommentierten.
Der FDP-Fraktionsgeschäftsführer Marco
Buschmann sprach von einer „irrelevanten
Quatschbude“, seine Grünen-Amtskollegin
Britta Haßelmann gar von einem „An-
schlag auf den lebendigen Parlamentaris-
mus“.

Opposition empört Der Unmut hielt sich
bis zur Abstimmung am Donnerstagabend,
als die Opposition nochmals kräftig nach-
legte. Thomas Seitz (AfD) rügte, jeder von
der Opposition präsentierte Vorschlag sei
besser als das, „was uns die Regierung hier
zumutet“. Die Regelung scheine aus dem
Kanzleramt zu kommen. Mit Blick auf die
Aktualität besonders fragwürdig sei, dass
die Minister in festgelegter Reihenfolge er-
scheinen sollen. Ein effektiveres Mittel,
Bürger von der Liveübertragung zu vertrei-
ben, sei kaum vorstellbar. Die AfD will,
dass an der Regierungsbefragung künftig
vier Mitglieder der Regierung teilnehmen,
darunter die Kanzlerin. Die Fragestunde
sollte abgeschafft und im Gegenzug das
schriftliche Fragerecht ausgeweitet werden.
Die AfD-Vorlagen (19/7862; 19/7939)
wurden sodann an den Geschäftsord-

nungsausschuss überwiesen, die übrigen
Anträge der Opposition abgelehnt.
Marco Buschmann (FDP) betonte, es müs-
se möglich sein, „schnell, spontan, emo-
tional und auch einmal konfrontativ die
Dinge auf den Punkt zu bringen“. Das wer-
de nun erschwert. Diese „Selbstverzwer-
gung des Parlaments“ sei ein starkes Stück.
Die über Monate festgelegte Reihenfolge
des Auftretens der Minister führe dazu,
„dass die Themenhoheit über die Regie-
rungsbefragung in Wirklichkeit allein bei
der Regierung liegt“. Die Kanzlertermine
erinnerten an ein „vorkonstitutionelles
monarchisches Hochzeremoniell“. Britta

Haßelmann (Grüne) sprach von einem
„Schonprogramm“ für die Regierung, für
das sich die Koalition auch noch feiern las-
se. Es sei keine Zumutung für die Regie-
rung, eine Stunde pro Plenarwoche im Par-
lament Rede und Antwort zu stehen. Die
Chance, etwas zu ändern, werde mit dem
„mickrigen Vorschlag“ vergeben. Friedrich
Straetmanns (Linke) sagte, viele Wähler
hätten das Gefühl, „dass Dinge nicht aus-
reichend erklärt werden“. Gerade der EU
hafte „der Geruch der Hinterzimmerpoli-
tik“ an. Daher seien kritische Nachfragen
so wichtig.

Kein Spalier Union und SPD werteten die
Neuregelung hingegen als einen klaren
Fortschritt. Patrick Sensburg (CDU) sagte,
viele Vorschläge der Parlamentarier seien
aufgenommen worden, in einigen Punkten
gebe es auch gar keinen Dissens. Es sei
aber zweifelhaft, ob es sinnvoll wäre, im-
mer alle Mitglieder der Regierung in die
Befragung zu zitieren, da doch meist nur
ein oder zwei „in die Mangel genommen“
würden. Carsten Schneider (SPD) ergänzte,
es bringe nichts, gleich alle Minister „Spa-
lier stehen zu lassen“. Es sei aber richtig,
„jeden Minister mindestens einmal im Jahr
hier zu haben“. Mit der Neuregelung, die
zumindest bis zum Ende der Wahlperiode
gelte, würden die Parlamentsrechte ge-
stärkt, sie führe aber nicht „zu einer Vor-
führung“. Schneider sagte: „Es ist ein Fort-
schritt für die Demokratie und auch für
unseren Bundestag. Claus Peter Kosfeld T

Regierungsbefragung und Fragestunde (im Bild Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, CDU, während einer Befragung der Regierung) gelten als wenig ergiebig und eher langweilig. Mit veränderten Regeln und einer regel-
mäßigen Befragung der Bundeskanzlerin soll sich das künftig ändern. © picture-alliance/dpa

»Die Selbst-
verzwergung

des Parlaments
ist wirklich
ein starkes

Stück.«
Marco Buschmann (FDP)

> KOMPAKT
Eckpunkte der Neuregelung

> Umfang: Die Regierungsbefragung wird
von 30 auf 60 Minuten verlängert, die
Fragestunde im Gegenzug auf maximal
90 Minuten verkürzt.

> Gestaltung: Die Regierungsbefragung
soll offener gestaltet werden. Der vor-
rangige Bezug auf die Kabinettssitzung
entfällt.

> Kanzlerbefragung: Drei Mal pro Jahr
soll die Bundeskanzlerin eine Stunde
lang befragt werden: Vor Ostern, vor der
Sommerpause und vor Weihnachten.

Anzeige

Auswege für
schwerkranke
Patienten
STERBEHILFE Der Gesundheitsausschuss
hat sich vergangene Woche in einer Exper-
tenanhörung mit Fragen der Sterbehilfe be-
fasst. Es ging um einen Antrag der FDP-
Fraktion (19/4834) und die Frage, ob eine
Behörde schwer kranken und sterbenswilli-
gen Menschen den Zugang zu einer tödli-
chen Dosis Betäubungsmittel verwehren
darf. Gesundheits- und Rechtsexperten
sind hier unterschiedlicher Ansicht.
Die FDP-Fraktion fordert Rechtssicherheit
für Menschen in extremen Notlagen. Für
unheilbar kranke Patienten müsse der Er-
werb eines Betäubungsmittels für eine
Selbsttötung ermöglicht werden.
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
hatte im März 2017 mit Verweis auf das
Persönlichkeitsrecht festgestellt, dass dieses
auch das Recht eines unheilbar kranken
Patienten erfasse, über sein Lebensende zu
entscheiden, vorausgesetzt, er könne sei-
nen Willen frei bilden und entsprechend
handeln. Der Erwerb eines Betäubungsmit-
tels für eine Selbsttötung sei in einer extre-
men Notlage ausnahmsweise erlaubt. Die
Bundesregierung ist der Entscheidung je-
doch bisher nicht gefolgt.
Nach Ansicht des Strafrechtsexperten Hel-
mut Frister könnte das Problem durch eine
Ergänzung im Betäubungsmittelgesetz
(BtMG) gelöst werden. Dort könnte gere-
gelt werden, dass und unter welchen Vo-
raussetzungen eine Verschreibung von Be-
täubungsmitteln für eine Selbsttötung zu-
lässig sei. Auch der Rechtstheoretiker Rein-
hard Merkel empfahl eine Rechtsbereini-
gung. Das BVerwG habe eine rechtlich wie
ethisch rundum überzeugende Entschei-
dung getroffen.

Umstrittene Beihilfe Der Rettungsmedizi-
ner Michael de Ridder erklärte, zwar dürfe
ein Arzt niemals zu einer Suizidbeihilfe ge-
nötigt werden. Einem aussichtslos erkrank-
ten, leidenden Patienten dürfe jedoch die
Erfüllung seines Wunsches nach ärztlicher
Suizidhilfe mittels eines tödlich wirkenden
Medikaments nicht verwehrt werden.
Ärzteverbände lehnen eine Beihilferolle ab.
Die Bundesärztekammer (BÄK) erklärte:
„Ärzte leisten Hilfe beim Sterben, aber
nicht zum Sterben.“ Es dürfe keine Option
ärztlichen Handelns sein, in hoffnungslo-
sen Lagen einem Patienten eine aktive Tö-
tung zu empfehlen oder daran mitzuwir-
ken. Menschliche Extremnotlagen könnten
nicht mit einem behördlichen Verwal-
tungsakt gelöst werden.
Die Deutsche Gesellschaft für Palliativme-
dizin (DGP) erklärte, mit der verbesserten
Hospiz- und Palliativversorgung sei fast
immer eine Leidensminderung möglich.
Mehrere Palliativmediziner berichteten in
der Anhörung, die Medizin könne auch ex-
tremes Leiden sehr erfolgreich lindern, vie-
le Menschen wüssten gar nicht, was an Hil-
fe alles möglich sei.
Das Kommissariat der Deutschen Bischöfe
erinnerte daran, dass der Bundestag 2015
die gesetzlich regulierte Gewährung von
Optionen zur Realisierung von Suizidwün-
schen verworfen habe. Ein behördliches
Verfahren zur Umsetzung von Suizidwün-
schen beinhalte die Gefahr, dass sich Men-
schen unter Druck gesetzt fühlen könnten,
von staatlich legitimierten Optionen Ge-
brauch zu machen.
Auch die Ethikerin Sigrid Graumann warn-
te, aus Notfällen könnten sich Routinen
entwickeln und ein „erlaubter Normalfall“.
Von einer gesetzlichen Regelung würde ver-
mutlich ein Sog ausgehen und ein Zwang
zur Entscheidung. Sie warb dafür, die Pal-
liativversorgung weiter zu verbessern. pk T

Wächterfunktion für das Wohl der Kleinen
FAMILIE Koalition und Opposition sehen Verbesserungsbedarf bei der Kinder- und Jugendhilfe

Die Regierungskoalition plant eine Reform
der Kinder- und Jugendhilfe bis zum Ende
der Legislaturperiode. Ein erster Anlauf für
eine Neufassung des Achten Buchs Sozial-
gesetzbuch (SGB VIII) war in der vergange-
nen Wahlperiode noch gescheitert. Zwar
verabschiedete der Bundestag im Sommer
2017 das entsprechende Kinder- und Ju-
gendstärkungsgesetz, doch der Bundesrat
stoppte das Gesetzgebungsverfahren. Am
vergangenen Donnerstag verabschiedete
der Bundestag nun gegen die Stimmen der
AfD und der Linksfraktion bei Enthaltung
von FDP und Bündnis 90/Die Grünen ei-
nen gemeinsamen Antrag von CDU/CSU
und SPD (19/7904), in dem die Bundesre-
gierung zu einer erneuten Gesetzesinitiati-
ve aufgefordert wird.
Nachbessern will die Koalition vor allem
beim Kinderschutz, der staatlichen Inob-
hutnahme von Kindern und Jugendlichen,
bei der Qualifizierung und Unterstützung
von Pflegeeltern, der Unterstützung für die
Herkunftseltern und bei der Qualifizierung
des Personals in den Jugendämtern. Einge-
bunden werden sollen in das Gesetzge-
bungsverfahren alle relevanten Fachverbän-
de, und auch die Erfahrungen von Kindern
und Familien mit der Kinder- und Jugend-
hilfe sollen berücksichtigt werden. Der fa-
milienpolitische Sprecher der Unionsfrak-

tion, Marcus Weinberg (CDU), wies darauf
hin, dass staatliche Eingriffe in die Grund-
rechte von Eltern und Kindern gegenüber
der Öffentlichkeit gut begründet werden
müssten. Gleichzeitig aber müsse der Staat
seine Wächterfunktion für das Kindeswohl
wahrnehmen.

Ombudschaft Auch die Opposition plä-
diert für eine Reform. Katja Dörner (Grü-
ne) forderte eine unabhängige Ombud-
schaft zur Beratung der betroffenen Famili-
en und eine eigenständige Leistungsbe-
rechtigung von Kindern und Jugendlichen
im SGB VIII. Norbert Müller (Linke)

mahnte, die Kommunen müssten finan-
ziell in die Lage versetzt werden, ihren Ver-
pflichtungen nach dem SGB VIII nachzu-
kommen. In vielen Jugendämtern herrsche
akuter Personalmangel. „Wer an der Kin-
der- und Jugendhilfe spart, der betreibt in-
stitutionalisierte Kindeswohlgefährdung“,
schimpfte Müller. Übereinstimmend spre-
chen sich Grüne und Linke für eine inklu-
sive Lösung aus, das heißt Kinder mit Be-
hinderung sollen ebenfalls unter das SGB
VIII fallen. Die Anträge der beiden Opposi-
tionsfraktionen wurden in die Ausschüsse
überwiesen. Der FDP-Abgeordnete Daniel
Föst wiederum warf der Koalition vor, ihr

Antrag sei unkonkret und mutlos. Nach
neun Jahren Großer Koalition dürfe man
mehr erwarten. Die Kinder- und Jugendhil-
fe sei dringend reformbedürftig, es mange-
le an ausreichend qualifizierten Personal
im Allgemeinen Sozialen Dienst.
Von Seiten der AfD wurde einmal mehr
fundamentale Kritik laut. Wer Familien
stärken und schützen wolle, solle die Steu-
erlast senken und kriminelle Asylbewerber
konsequent abschieben, sagte Johannes
Huber. Statt sich „Inklusionsträumereien“
hinzugeben, sollten die Förderschulen für
Kinder mit Behinderung mit ausreichend
qualifiziertem Fachpersonal ausgestattet
werden.
Unterstützung für die Forderung nach ei-
ner inklusiven Lösung für das SGB VIII
und nach einer unabhängigen Ombud-
schaft kam von der SPD-Abgeordneten Ul-
rike Bahr. Die Frage der Inklusion sei „der
Elefant im Raum“ und der Koalitionsan-
trag an dieser Stelle zu wenig konkret, sag-
te Bahr. Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Viele Kinder geraten zwischen streitende Eltern und leiden darunter extrem.
© picture-alliance/dpa Themendienst
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Härtefallfonds geplant
SOZIALES Hilfe für jüdische Kontingentflüchtlinge

Mehr als 200.000 sogenannte jüdische
Kontingentflüchtlinge sind zwischen 1991
und 2006 aus den Nachfolgestaaten der
Sowjetunion nach Deutschland eingewan-
dert. Die meisten von ihnen waren damals
schon zwischen 40 und 60 Jahre alt. Viele
sind heute als Rentner von Altersarmut be-
droht. Sie erhalten lediglich die Grundsi-
cherung, weil ihre in der ehemaligen Hei-
mat erarbeiteten Rentenansprüche mangels
eines Sozialversicherungsabkommens mit
den Nachfolgestaaten der Sowjetunion in
Deutschland bei der Rentenberechnung
nicht anerkannt werden.
Ein untragbarer Zustand ist das aus Sicht
der Oppositionsfraktionen FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen. In einem ge-
meinsamen Antrag (19/7854) fordern sie
die Bundesregierung zum Handeln auf.
Drei Lösungswege werden vorgeschlagen:
Zum einen die Anwendung eines auch im
Koalitionsvertrag von Union und SPD ge-
planten Härtefallfonds. Zum zweiten der
Abschluss eines Sozialversicherungsab-
kommens mit den Nachfolgestaaten der
Sowjetunion.
Ein weiterer Vorschlag lautet, die jüdischen
Kontingentflüchtlinge rentenrechtlich mit
Spätaussiedlern aus den Nachfolgestaaten
der Sowjetunion gleichzustellen, denen
Dank des für sie geschaffenen Fremdren-

tengesetzes ihre früher erworbenen Renten-
ansprüche angerechnet werden.
Während der Debatte am vergangenen
Donnerstag machten Redner von FDP, Lin-
ken und Grünen deutlich, dass es ihnen im
Grunde egal ist, welche Lösung gefunden
wird. Aber: „Nicht zu handeln, darf keine
Option sein“, betonte Johannes Vogel
(FDP). Matthias W. Birkwald (Die Linke)
sagte, die unterschiedliche Behandlung
von jüdischen Kontingentflüchtlingen und
Spätaussiedlern „ist und bleibt ungerecht“.
Das fand auch Markus Kurth (Grüne), der
auf die historische Verantwortung Deutsch-
lands verwies.
Dringenden Handlungsbedarf erkannte
auch Ulrike Schielke-Ziesing (AfD). Zu-
gleich warf sie die Frage auf, warum FDP
und Grüne nicht in der Zeit ihrer Regie-
rungsverantwortung tätig geworden sind.
Einer Anwendung des Fremdrentenrechts
erteilte Max Straubinger (CSU) eine Absa-
ge. Dieses sei deutschen Volkszugehörigen
zugedacht. Auch Ralf Kapschack (SPD)
warnte davor, Erwartungen zu wecken, „die
nicht haltbar sind“. Sozial-Staatssekretärin
Kerstin Griese (SPD) machte deutlich, dass
die Bundesregierung an einem Härtefall-
fonds arbeite, da es bislang nicht möglich
war, ein Sozialversicherungsabkommen
abzuschließen. Götz Hausding T

KURZ NOTIERT

Seemänner erhalten mehr
Geld für Sozialeinrichtungen
Die kirchlichen sozialen Einrichtungen
für Seeleute erhalten künftig einen deut-
lich höheren Zuschuss vom Bund. Der
Bundestag hat vergangene Woche ei-
nem entsprechenden Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen für ein Drittes Ge-
setz zur Änderung des Seearbeitsgeset-
zes (19/7425) zugestimmt. Damit soll die
Summe, mit der sich der Bund an den
Kosten der Deutschen Seemannsmissio-
nen e. V. und Stella Maris beteiligt, von
500.000 Euro auf eine Million Euro ver-
doppelt werden. che T

FDP will Entsenderichtlinie
vereinfachen

Die FDP-Fraktion will europäische Aus-
landsentsendungen von Arbeitnehmern
vereinfachen und damit Protektionismus
bekämpfen. Sie hat dazu einen Antrag
(19/7583) vorgelegt, in dem sie den bü-
rokratischen Aufwand für die Entsen-
dung von Arbeitnehmern innerhalb der
EU kritisiert. Die Liberalen fordern des-
halb, bei der Umsetzung der Reform der
Entsenderichtlinie nur die in der Richtli-
nie festgeschriebenen Minimalstandards
umzusetzen und auf weitere Verschär-
fungen zu verzichten. che T

Armut in
Deutschland
ARMUT Der Bundestag hat am vergange-
nen Freitag einen Antrag (19/1687) der
Fraktion Die Linke zur Armutsbekämpfung
abgelehnt.
Die Linke hatte unter anderem eine Erhö-
hung des gesetzlichen Mindestlohns auf
12 Euro pro Stunde und eine sanktions-
freie Mindestsicherung von 1.050 Euro
monatlich gefordert. Prekäre Beschäfti-
gungsformen sollten zurückgedrängt, sach-
grundlose Befristungen abgeschafft und
Leiharbeitsverhältnisse strikt begrenzt und
langfristig verboten werden. Als Sofort-
maßnahme sollte das Kindergeld auf 328
Euro pro Kind erhöht und sichergestellt
werden, dass auch Kinder im SGB-II-Bezug
diese Erhöhung erreicht. Schließlich sollte
das Rentenniveau wieder auf 53 Prozent
angehoben werden.
Pascal Meiser (Die Linke) fragte: „Was läuft
falsch in Deutschland, wenn fast 14 Millio-
nen Menschen von Armut betroffen sind?“
Das habe mit sozialer Gerechtigkeit nichts
zu tun, weshalb ein umfassendes Pro-
gramm gegen Armut nötig sei. Unterstüt-
zung erhielt er dabei von Wolfgang Streng-
mann-Kuhn (Grüne), der sagte, die Halbie-
rung der Armut weltweit sei Ziel der UN-
Entwicklungsziele, doch die Bundesregie-
rung habe für die Erreichung dieses Ziels
keinen Plan.
Die übrigen Fraktionen übten dagegen
deutlich Kritik. Für die SPD betonte Ange-
lika Glöckner, ihre Partei habe ein viel bes-
seres Programm zur Reform des Sozialstaa-
tes vorgelegt. Matthias Zimmer (CDU) be-
zeichnete die Erhöhung des Mindestlohns
auf 12 Euro als falsch und warnte davor,
ihn zum Spielball der Politik zu machen.
Pascal Kober (FDP) warf der Linken eben-
falls vor, die Mindestlohnkommission ma-
nipulieren zu wollen. Martin Sichert (AfD)
kritisierte, die Linken-Forderungen würden
noch mehr Menschen von Sozialleistungen
abhängig machen. che T

Auch im April versichert
SOZIALES Bundestag beschließt Übergangsregelungen für den Fall eines No-Deal-Brexits

D
em Brexit fiebern mittler-
weile alle entgegen und je
näher der Tag rückt, an
dem Großbritannien sei-
nen Austritt aus der EU
erklären möchte, desto

höher steigt die Fieberkurve. Und das nicht
nur an den Börsen oder in den Verhand-
lungsräumen der Europäischen Union in
Brüssel. Nein, auch in manch deutschem
und britischem Wohnzim-
mer steigt die Temperatur.
Denn für viele Bürger hat
es sehr direkte Auswirkun-
gen, nach welchem Muster
sich die Insel nun aus der
EU verabschiedet. 300.000
Deutsche leben in Großbri-
tannien und 100.000 Bri-
ten in Deutschland. Und
die werden zunehmend
nervöser.
Für Abkühlung sorgt nun
aber der Bundestag, denn
er beschloss in der vergan-
genen Woche ein Gesetz (19/7376), mit
dem der Brexit sozial abgefedert werden
soll. Deutsche und britische Arbeitnehmer,
Rentner sowie Studenten, die im jeweils
anderen Land leben, müssen also vorerst
keine Nachteile befürchten, sollte Großbri-
tannien am 29. März ohne Abkommen aus
der EU austreten. Denn in den Bereichen
Arbeit, Soziales, Gesundheit und Bildung

werden Übergangsregelungen zugelassen,
um deren Status abzusichern. Der Entwurf
erhielt die breite Zustimmung aller Frak-
tionen, mit Ausnahme der AfD, die ihn ab-
lehnte.

Weiter BAföG für Studenten So sollen
unter anderem Personen, die vor dem Aus-
tritt in der deutschen gesetzlichen Renten-
oder Krankenversicherung versichert wa-

ren, nicht allein wegen des
Austritts ihren Versiche-
rungsstatus verlieren oder
einer Doppelversicherungs-
pflicht unterliegen. In der
Rentenversicherungspflicht
sollen nach britischer oder
deutscher Rechtsgrundlage
vor dem Austritt zurückge-
legte Zeiten auch in den
ersten fünf Jahren nach
dem Austritt weiter berück-
sichtigungsfähig sein. Die
Versicherungspflicht oder
die Möglichkeit zur freiwil-

ligen Versicherung soll in den ersten fünf
Jahren nach dem Austritt bestehen bleiben.
Für Krankenkassen soll es möglich sein,
mit Leistungserbringern des britischen Ge-
sundheitsdienstes Verträge über die Versor-
gung Versicherter zu schließen.
Auszubildende sollen auch nach dem Aus-
tritt für einen in Großbritannien bereits
vorher begonnenen Ausbildungsabschnitt

gegebenenfalls noch bis zu dessen Ab-
schluss Leistungen nach dem BAföG erhal-
ten und auch krankenversichert bleiben.
Damit in den Fällen, in denen Anträge auf
Einbürgerung noch vor dem Austritt ge-
stellt worden sind, längere Bearbeitungs-
zeiten nicht zu Lasten von britischen oder
deutschen Einbürgerungsbewerbern gehen,
soll in diesen Fällen auf den Zeitpunkt der
Antragstellung abgestellt und Mehrstaat-
lichkeit hingenommen werden.

Hoffentlich ist es unnötig In der Debatte
wiesen fast alle Abgeordneten auf eine pa-
radoxe Situation hin: Man wolle zwar ein
gutes Gesetz machen, hoffe aber gleichzei-
tig, dass es nie in Kraft treten werde.
„Es geht um Vertrauensschutz für diejeni-
gen, die bei ihrer Lebensplanung noch da-
von ausgegangen sind, dass Großbritan-
nien ein Teil Europas ist“, betonte Dagmar
Schmidt (SPD). Das Gesetz zeige, wie weit
das soziale Europa mittlerweile zusam-
mengewachsen ist. „Wir brauchen aber
mehr. Wir brauchen eine verbindliche So-
zialagenda mit einem Rahmen für armuts-
feste Mindestlöhne und Mindeststandards
für nationale Grundsicherungssysteme.“
Antje Lezius (CDU) lobte die Freizügigkeit
innerhalb der EU. Diese werde aber erst
dann zur Freiheit, „wenn wir uns sicher
fühlen“, nicht nur vor Gewalt, sondern
auch durch die Gewissheit, sozial abgesi-
chert zu sein. Der AfD aber sei das Wohl

der betroffenen Bürger offensichtlich egal,
konterte Lezius auf ihren Vorredner. Dieser
hatte den Gesetzentwurf als Chaosgesetz,
das Parallelzustände schaffe, kritisiert: „Wir
kehren die Scherben einer Politik zusam-
men, die eine nationenfeindliche Super-
staat-EU mit der Brechstange durchsetzen
und die Briten nach dem Brexit gängeln
will“, sagte Norbert Kleinwächter (AfD).
Die anderen Oppositionsfraktionen ver-
wiesen darauf, dass für sie, trotz ihrer
grundsätzlichen Zustimmung, noch einige
Fragen ungeklärt seien. Aber das Gesetz sei
ein starkes Signal, die Bürger nicht hängen
zu lassen und besser als „der Käse, den uns

die GroKo sonst auftischt“, sagte Carl-Juli-
us Cronenberg (FDP).
Jutta Krellmann (Die Linke) betonte, so-
ziale Härten durch den Brexit müssten ver-
hindert werden. Aber es gebe noch Schutz-
lücken, zum Beispiel in der Unfallversiche-
rung, wo die Dokumentationspflichten der
britischen Arbeitgeber nach einem Arbeits-
unfall nicht geregelt seien, sagte Krell-
mann.
Wolfgang Strengmann-Kuhn (Grüne) for-
derte, wie auch Abgeordnete anderer Frak-
tionen, nach dem Austritt Großbritanniens
so schnell wie möglich ein Sozialabkom-
men zu verhandeln. Claudia Heine T

Für britische und deutsche Staatsbürger, die im jeweils anderen Land leben, soll sich ein No-Deal-Brexit nicht negativ auf die soziale Absicherung auswirken. © picture-alliance/imageBROKER/Collage: Stephan Roters

»Wir brauchen
mehr. Wir
brauchen

eine
verbindliche

Sozialagenda.«
Dagmar Schmidt (SPD)

> STICHWORT
Soziale Absicherung im Fall eines No-Deal-Brexits

> Versicherungen Nach britischer oder deutscher Rechtsgrundlage vor dem Austritt zurück-
gelegte rentenrechtliche Zeiten sollen auch in den ersten fünf Jahren nach dem Austritt
weiter berücksichtigungsfähig bleiben. In der Kranken- und Rentenversicherung soll nie-
mand einer Doppelversicherungspflicht unterliegen. Deutsche Krankenkassen sollen weiter
Verträge mit britischen Leistungserbringern abschließen können.

> Studenten Auszubildende sollen für einen vor dem Austritt begonnenen Ausbildungsab-
schnitt gegebenenfalls noch bis zu dessen Abschluss Leistungen nach dem BAföG erhalten.

> Einbürgerung Bei Einbürgerungsanträgen, die noch vor dem Austritt gestellt, aber erst
danach bearbeitet werden, soll der Zeitpunkt der Antragstellung gelten und Mehrstaatlich-
keit hingenommen werden.

»Wir bekämpfen den IS auch noch auf dem Mond«
AMRI-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Ein syrischer Kurde berichtet, wie er die Behörden auf Amri aufmerksam machte

In gewissem Sinne war das auch eine per-
sönliche Sache zwischen ihm und Anis
Amri. Lokman D. „hasst“ nach eigenen
Worten den „extremistischen Islam“. Er
fühlt sich bedroht. Es sei ja bekannt, dass
der IS, der berüchtigte „Islamische Staat“,
nicht nur Europäer, sondern auch die Kur-
den für „Schweine“ und „Ungläubige“ hal-
te, die den Tod verdienten.
Der Zeuge D. ist selber Kurde, seit Oktober
2014 in Deutschland. In seinem Haus in
Afrin im äußersten Nordwesten Syriens
hätten sich mittlerweile radikalislamische
Terroristen eingenistet, die unter dem
Schutz türkischer Truppen eingedrungen
seien, berichtete der 48-jährige ausgebilde-
te Apotheker in der vorigen Woche dem
1. Untersuchungsausschuss („Breitscheid-
platz“): „Sie ernten meine Oliven.“ Seine
ganze Familie sei vertrieben worden.
So war es für Lokman D. keine Frage, was
er zu tun hatte, als ihm in der Flüchtlings-
unterkunft in Emmerich ein Mitbewohner
namens „Mohammed“, der spätere Breit-

scheidplatz-Attentäter Amri, einen Blick
auf sein Mobiltelefon werfen ließ. Er habe
den frömmelnden, autoritären Besserwis-
ser damals im Spätsommer 2015 „auf An-
hieb gar nicht gemocht“, sagte der Zeuge.
Jetzt zeigte der ihm Videos, auf denen
langhaarige, bärtige Männer mit Kalaschni-
kows zu sehen waren, und erklärte dazu,
das seien Freunde und Verwandte, die in
Syrien für den IS kämpften.

Der Zeuge D. hatte das Gefühl, die Behör-
den warnen zu müssen. Er ahnte, wie er
vor dem Ausschuss formulierte, dass diese
„extremistische Person“ nicht gekommen
war, „um Blumen an die Deutschen zu ver-
teilen“. Er verständigte das Sozialamt in
Emmerich und, als dieses nach seinem
Eindruck der Sache nicht mit der gebote-
nen Energie nachging, das Ausländeramt
und die Polizei in Kleve. Durch seinen

Hinweis wurden die Behörden erstmals auf
Amri als islamistischen Gefährder auf-
merksam.
Der Ausschuss sparte nicht mit Anerken-
nung. „Sie haben sich ganz vorbildlich ver-
halten und helfen uns auch heute durch
Ihre Angaben“, beglückwünschte sogar der
Vertreter der AfD, Thomas Seitz, ein ehe-
maliger Staatsanwalt, den Zeugen. Drei
Mitbewohner, die ihn zunächst zum Sozi-
alamt begleitet hatten, seien nicht mit zur
Ausländerbehörde und zur Polizei gegan-
gen, weil sie Angst gehabt hätten, sagte die-
ser. Er selbst hat indes nicht den Eindruck,
etwas Außerordentliches geleistet zu ha-
ben: „Es ist meine Pflicht, diese extremisti-
sche Gruppe zu bekämpfen, egal, wo ich
bin. Deutschland ist mein Land, und ich
muss dieses Land verteidigen.“
Die Kurden seien schließlich die einzigen,
die den IS besiegt hätten, und würden ihn
auch noch auf dem Mond bekämpfen. Er
selbst fühle sich selbst in Emmerich, wo er
heute mit seiner Familie lebt, nicht sicher,
sagte der Zeuge. 2018 habe ihn ein Journa-
list besucht, dem die Polizei seine Adresse
verraten habe: „Jeder IS-Mann könnte das
auch tun, meine Adresse erfahren und zu
mir kommen. Ich habe das Gefühl, die
Stadt ist gefährlich für mich und meine Fa-
milie.“ Winfried Dolderer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Polizisten durchsuchen nach dem Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt die
Flüchtlingsunterkunft in Emmerich. Hier begegnete der Zeuge Amri. © picture-alliance/dpa
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B
eim heftig geführten Streit um
Kontrollen nach dem Brexit
an der künftigen EU-Außen-
grenze zu Nordirland sind die
Finanzbeziehungen zu Groß-
britannien etwas aus dem

Blick geraten. Jetzt rückt die Londoner Ci-
ty, wie einer der größten Finanzplätze der
Welt auch genannt wird, wieder stärker ins
Blickfeld. Die Vorsitzende des Bundestags
Finanzausschusses, Bettina Stark-Watzinger
(FDP), sprach die Bedeutung der City auch
nach dem Brexit am Donnerstag im Bun-
destag an. Deutsche Wirtschafts- und Fi-
nanzunternehmen müssten „vorüberge-
hend weiterhin Zugang zu liquiden Han-
delsplätzen haben“. In der Anhörung des
Finanzausschusses sei klar geworden: „So
schnell kann die Umstellung auf neue
Handelsplätze in der EU nicht stattfinden.“
In der Anhörung hatte etwa Bundesbank-
Vorstandsmitglied Joachim Wuermeling er-
klärt: „Wir verlieren als Europäer den ein-
zigen global relevanten Finanzplatz, den
wir hatten.“
Auch der Bundesrat hatte in einer Stellung-
nahme (19/7916) auf die Bedeutung des
Finanzplatzes London hingewiesen. Ohne
eine Gesetzesänderung könnten deutsche
Pfandbriefbanken ab dem Austrittstermin
auf den britischen Markt nur noch deutlich
schlechtere Finanzierungskonditionen im
Wettbewerb mit Instituten aus Großbritan-
nien und anderen Staaten anbieten. Das
attraktive britische Kreditgeschäft würde
„unwiederbringlich wegfallen“.

Finanzpass gilt weiter Bundesregierung
und Finanzausschuss des Bundestages tru-
gen vielen in der Anhörung von den Exper-
ten vorgetragenen Forderungen mit dem
Brexit-Steuerbegleitgesetz (19/7377, 19/
7959) Rechnung, das vom Bundestag mit
Stimmen aller Fraktion bei Enthaltung der
Linken angenommen wurde. Ein Ände-
rungsantrag der Linken (19/7962) und ein
Entschließungsantrag der FDP (19/7964)
wurden abgelehnt.
Ein ungeregelter Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der EU werde dazu führen,
dass Unternehmen des Finanzsektors aus
Großbritannien das Marktzutrittsrecht (Eu-
ropäischer Pass) verlieren würden, heißt es
in dem Gesetz. Daher soll die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin) die Möglichkeit bekommen, bestimm-
ten britischen Unternehmen übergangs-
weise die weitere Nutzung des Europäi-
schen Passes zu gestatten. Die BaFin kann
auch britischen Versicherungsunterneh-
men erlauben, ihre bisherige Geschäftstä-
tigkeit im Inland für einen Übergangszeit-
raum fortzuführen.
Zusätzlich aufgenommen wurden bei der
Beratung im Bundestags-Finanzausschuss
Regelungen zur Grunderwerb- und Erb-
schaftsteuer. Bei der Erbschaftsteuer soll es
durch den Brexit nicht nachträglich zum
Entfall von Steuerbefreiungen kommen.
Außerdem gibt es Regelungen für Gesell-
schaften nach britischem Recht (Ltd.), da-
mit der Brexit keine Aufdeckung und Be-
steuerung der stillen Reserven auslöst. Bri-
tische Zahlungs- und E-Geld-Institute kön-
nen ihre Tätigkeit für eine Übergangszeit
fortsetzen. Bei Riester-Verträgen gibt es
ebenfalls Änderungen.
In der Debatte bezeichnete es Metin Hak-
verdi (SPD) als wichtig, „dass wir auf den

Ernstfall – ein No-Deal-Szenario – vorbe-
reitet sind“. Deswegen würden jetzt Not-
fallmaßnahmen für diesen Ernstfall getrof-
fen. Das Brexit-Steuerbegleitgesetz sei ein
Baustein dieser Notfallmaßnahmen. „Wir
würden einen geordneten Austritt dieser
Notfallversion natürlich vorziehen, müs-
sen aber für den Fall des ungeordneten
Brexits mit diesem Gesetz verhindern, dass
Menschen in unserem Land allein wegen
des Brexits steuerlich belastet werden“, er-
läuterte Hakverdi.
Albrecht Glaser (AfD) lobte den „sachlich
und seriös“ verlaufenden Beratungsprozess
im Bundestag. Zum Brexit meinte er, im
Weltmaßstab betrachtet, kehre das König-
reich in die Normalität zurück: „Auf kei-

nem anderen Kontinent außer Europa gibt
es eine Entwicklung der Entnationalisie-
rung und damit der Entdemokratisierung
zugunsten supranationaler Quasistaaten.“
Wie zuvor Hakverdi sprach auch Fritz
Güntzler (CDU) von Notfallmaßnahmen,
die jetzt getroffen werden müssten, weil
das Vereinigte Königreich durch einen har-
ten Brexit zum Drittland werde: „Das kann
schädliche Auswirkungen haben und zu
Belastungen für die Steuerpflichtigen in
Deutschland führen, und wir wollen nicht,
dass der Brexit an sich ein solch schädli-
ches Ereignis auslöst.“ Von einer Notfallge-
setzgebung sprach auch Franziska Brantner
(Grüne). Sie warnte davor, den Briten zu
weit entgegen zu kommen: „Wir sollten

nicht durch zu weitreichende Zugeständ-
nisse einen harten Brexit de facto wahr-
scheinlicher machen, weil es dann weniger
Druck in England gibt, ihn zu verhindern“
Jörg Cezanne (Linke) sprach die im Gesetz
enthaltenen Lockerungen der Kündigungs-
schutzregelungen für Risikoträger bei Ban-
ken an, die von seiner Fraktion strikt abge-
lehnt werden. Damit solle offenbar Ban-
ken der Weg aus London nach Frankfurt
erleichtert werden. Cezanne sagte, es gebe
keine Erfordernis, solch eine Regelung zu
treffen. Er verwies auf eine Studie der Lan-
desbank Hessen-Thüringen, nach der 49
Finanzinstitute aus London wegziehen
wollen. Von diesem 49 wollen 25 nach
Frankfurt kommen. Hans-Jürgen Leersch T

London ist einer der größten Finanzplätze der Welt. Über 400.000 Menschen arbeiten im Finanzsektor. © picture-alliance/empics

City im Blick
BREXIT Bundestag sorgt mit Notfallgesetzgebung für die

künftigen Finanzbeziehungen zu Großbritannien vor

Nicht nur mit Strom
VERKEHR Förderung soll technologieoffen erfolgen

Die FDP-Fraktion macht sich für die tech-
nologieoffene Förderung alternativer Kraft-
fahrzeugantriebe stark. In einem Antrag
(19/7902) wird gefordert, bei der Dienst-
wagenbesteuerung alle Fahrzeuge mit re-
duziertem Kohlendioxidausstoß zu berück-
sichtigen und somit umweltfreundliche
Mobilität zu fördern. Bei der Förderung
solle auf Technologieoffenheit gesetzt wer-
den, um die Wettbewerbsfähigkeit
Deutschlands im internationalen Vergleich
zu gewährleisten. Der Antrag wurde am
Freitag ebenso an die Ausschüsse überwie-
sen wie ein Antrag der AfD-Fraktion
(19/6007), die eine Gleichstellung von
Fahrzeugen, die mit synthetischen Kraft-
stoffen oder Biokraftstoffen angetrieben
werden, mit Elektrofahrzeugen fordert.
Bei der Regulierung auf europäischer Ebe-
ne soll die Kohlendioxidvermeidung durch

Einsatz alternativer Kraftstoffe ebenso Be-
rücksichtigung finden wie die Elektromo-
bilität, „sodass Anreize für die Nutzung
von Fahrzeugen mit auf synthetischen
Kraftstoffen aus erneuerbaren Energien ba-
sierenden Antrieben geschaffen werden“.
Auch soll die Mehrgewichtbefreiung, die
für elektrisch betriebene Kleintransporter
gilt, auf Transporter mit Erdgasantrieb aus-
geweitet werden, fordert die FDP.
Beide Fraktion werfen der Regierung vor,
ihre Fördermaßnahmen auf die E-Mobili-
tät zu konzentrieren. Batterieelektrisch an-
getriebene Fahrzeuge haben laut AfD her-
stellungs- und nutzungsspezifische Nach-
teilen wie beispielsweise erhebliche Im-
portabhängigkeiten bei der Bereitstellung
der notwendigen Batterien und Elektroan-
triebe, eingeschränkte Reichweiten und
lange Ladezyklen. hau T

Bürokratie im Hotel
TOURISMUS Oppositionskritik an Regierungsstrategie

Die FDP-Fraktion hat die Bundesregierung
dazu aufgefordert, bei der Ausgestaltung
der nationalen Tourismusstrategie die be-
sonderen Belange des deutschen Mittel-
standes und der Familienbetriebe zu be-
rücksichtigen. Unnötige Bürokratie müsse
abgebaut werden, heißt es in einem Antrag
der FDP-Fraktion (19/7899), der vom Bun-
destag am Freitag an die Ausschüsse über-
wiesen wurde. Zudem soll die Regierung
einen Gesetzentwurf zur Änderung des
Mindestlohngesetzes vorlegen, der Doku-
mentationspflichten zur Arbeitszeit be-
grenzt und die bisher wöchentliche Auf-
zeichnungsfrist auf einen Monat verlän-
gert. Damit soll eine unbürokratische Ge-
samterfassung der Dauer der Arbeitszeit im
Zusammenhang mit der monatlichen
Lohnabrechnung möglich werden.

Darüber hinaus fordert die FDP-Fraktion,
für faire Wettbewerbsbedingungen zwi-
schen tradierten Unternehmen und der
„Sharing-Economy“ zu sorgen.
Abgelehnt wurde vom Bundestag ein An-
trag, der Linksfraktion (19/7120,
19/7956), die bessere Arbeitsbedingungen
für die fast drei Millionen Beschäftigten im
Tourismusgewerbe sowie mehr staatliche
Hilfen verlangt hatte, um einkommens-
schwachen Familien und Kindern Ferien-
reisen und Klassenfahrten zu ermöglichen.
Die nationale Tourismusstrategie müsse
„sozial-ökologisch“ ausgestaltet werden.
Beklagt wird die prekäre Lage vieler Be-
schäftigter im Tourismussektor. Seit Jahren
sei daher die Anzahl der abgeschlossenen
Ausbildungsverträge rückläufig und die Ab-
bruchquote hoch. wid T

Transparenz der Konzerne
STEUERN Linke fordert länderspezifische Firmendaten

Die Bundesregierung soll sich in den Ver-
handlungen des EU-Ministerrats ausdrück-
lich für die Einführung einer öffentlichen
länderspezifischen Berichterstattungs-
pflicht von multinationalen Konzernen
einsetzen. Dies fordert die Fraktion Die
Linke in einem Antrag mit dem Titel „Kon-
zerntransparenz gegen Steuerflucht“ (19/
7906), der am Donnerstag vom Bundestag
an die Ausschüsse überwiesen wurde.
Multinationale Konzerne würden Gewinne
über Ländergrenzen hinweg verschieben
und somit ihre Steuerlast drücken, argu-
mentieren die Abgeordneten. Besonders
gegenüber kleinen Unternehmen, die nur
in einem Land tätig seien, würden multi-
national agierende Konzerne Steuervorteile
erzielen. Würden die Konzerne dagegen
Kennzahlen wie Umsatz, Gewinn und

Steuern für jedes Land einzeln ausweisen
müssen, ließe sich die Gewinnverkürzung
besser erkennen.
Im Jahr 2016 sei daher im Rahmen des au-
tomatischen Informationsaustausch in der
Europäischen Union die Pflicht zur länder-
bezogenen Berichterstattung von multina-
tionalen Konzernen gegenüber den Fi-
nanzbehörden beschlossen worden, erin-
nern die Abgeordneten. Die Verhandlun-
gen über eine öffentliche Berichterstat-
tungspflicht für vergleichbare Kennzeichen
(das sogenannte public Country-by-Coun-
try-Reporting - public CBCR) würden je-
doch seit mehr als einem Jahr beim EU-Rat
stocken. Die Linksfraktion rechnet dies
auch der Bundesregierung zu, die sich bis-
lang nicht für eine solche Veröffentlichung
ausgesprochen habe. hle T

Steuerquote steigt stark
FINANZEN FDP will Unternehmen deutlich entlasten

Steuern und Abgaben sind in Deutschland
hoch. So stieg die Steuerquote, wie der An-
teil der Steuern am Bruttoinlandsprodukt
genannt wird, seit dem Jahr 2005 von 19,6
Prozent auf 22,8 Prozent im Jahr 2018.
Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort (19/7613) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/7325) mit.

Die FDP-Fraktion will diesen Trend umkeh-
ren und die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft durch eine moderne Un-
ternehmensbesteuerung verbessern. In ei-
nem am vergangenen Donnerstag vom Bun-
destag an die Ausschüsse überweisenen An-
trag (19/7898) wird die Bundesregierung
aufgefordert, einen Gesetzentwurf einzu-
bringen, mit dem der Körperschaftsteuer-
satz von derzeit 15 auf höchstens 12,5 Pro-

zent gesenkt wird. Die Gewerbesteuer soll
abgeschafft werden und durch einen kom-
munalen Zuschlag mit eigenem Hebesatz-
recht auf die Körperschaftsteuer und auf die
zuvor abgesenkte Einkommensteuer sowie
einen höheren Anteil der Kommunen an
der Umsatzsteuer ersetzt werden.
Der Zinssatz für Nachzahlungszinsen soll
„zeitnah und realitätsgerecht“ nach unten
korrigiert werden. Zu den weiteren Forde-
rungen gehört eine Verkürzung von Aufbe-
wahrungsfristen. Zugleich sollen Betriebs-
prüfungen zeitnah durchgeführt werden.
Die FDP-Fraktion fordert außerdem, dass
Umstrukturierungen von Unternehmen
nicht durch die Grunderwerbsteuer behin-
dert werden dürfen.
Die letzte Steuerreform liege mehr als zehn
Jahre zurück, schreiben die Abgeordneten.
Deutschland gehöre inzwischen zu den
Ländern mit den höchsten Steuersätzen für
Unternehmen. „Es muss daher unser Ziel
sein, die Gesamtsteuerbelastung auf maxi-
mal 25 Prozent wie in Frankreich zu sen-
ken, um international wettbewerbsfähig zu
bleiben“, fordern die Abgeordneten. In
dem Antrag verweist die FDP-Fraktion da-
rauf, dass andere Länder ihre Unterneh-
mensbesteuerung reformiert und damit
Standortvorteile erreicht hätten, die zu ge-
änderten Investitionsentscheidungen und
Abwanderungen aus Deutschland führen
könnten. So seien in den Vereinigten Staa-
ten die Unternehmenssteuersätze gesenkt
worden. Gleiches gelte für Großbritannien,
Frankreich und viele weitere Länder. hle T

Firmen sollen nach Vorstellungen der FDP
nicht mehr so viele Steuern zahlen.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Forschungsförderung kommt
PROGRAMME Steuerliche Regelung wird erwartet. Sachverständige loben Lückenschluss

Auch wenn Vorstöße von Oppositionsfrak-
tionen zur Einführung einer steuerlichen
Forschungsförderung im Finanzausschuss
des Bundestages in der vergangenen Woche
keine Mehrheit fanden (19/4827, 19/3175,
19/7958), so zeigten sich die Vertreter der
Koalitionsfraktionen dennoch überzeugt,
dass das Thema bald wieder auf die Tages-
ordnung kommt – mittels eines Gesetzent-
wurfs der Bundesregierung. Die Sachver-
ständigenanhörung zu den Oppositions-
vorstößen habe gezeigt, dass eine steuerli-
che Forschungsförderung wichtig sei, er-
klärte etwa ein Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion in der Sitzung. Man warte jetzt
auf den Regierungsentwurf.
In der Tat hatte eine Mehrheit der Sachver-
ständigen in der öffentlichen Anhörung
des Finanzausschusses die Einführung ei-
ner steuerlichen Forschungsförderung be-
fürwortet. So erklärte die Unternehmens-
beratung E&Y, die steuerliche Förderung
von Forschung und Entwicklung biete sich
als Instrument an, um eine im internatio-
nalen Vergleich ersichtliche Lücke in der
bisherigen Förderlandschaft zu schließen.

Anreize für Kleine Aus Sicht des Zentral-
verbands des deutschen Handwerks (ZDH)
ist es von zentraler Bedeutung, dass eine
steuerliche Förderung von Forschung und
Entwicklung ausschließlich neben die exis-
tierenden Programme tritt und diese kei-
neswegs einschränkt. Die Förderung müss-
te gezielt für kleine und mittlere Unterneh-
men eingeführt werden. Nach Ansicht von
Christian Rammer vom Leibniz-Zentrum
für Europäische Wirtschaftsforschung sind
die Anreize für kleine und mittlere Unter-
nehmen zu gering.
Dagegen erklärte der Verband Deutscher
Maschinen- und Anlagenbau (VDMA), die
steuerliche Forschungsförderung solle oh-

ne eine Größenbeschränkung auskommen.
Innovationen würden oftmals in Netzwer-
ken von Unternehmen aller Größen gene-
riert: „Im Wettbewerb um die Ansiedlung
großer forschender Unternehmen sollte
Deutschland nicht von vornherein klein
beigeben.“
Auch für den Siemens-Konzern ist das Vor-
handensein einer steuerlichen Forschungs-
förderung von zentraler Bedeutung. In der
Stellungnahme des Konzerns, der weltweit
rund 43.000 Forscher und Entwickler be-
schäftigt, heißt es, 29 von 35 OECD-Mit-
gliedstaaten würden über attraktive steuer-
liche Instrumente zur Förderung von For-
schung und Entwicklung (FuE) verfügen.
Deutschland verzichte bisher auf ein ent-
sprechendes Standortangebot. Auch für
Siemens ist „grundsätzlich nicht ersicht-
lich, weshalb die Forschungstätigkeit von

größeren Unternehmen nicht förderungs-
würdig sein sollte“. „Eine steuerliche For-
schungsförderung muss allen Unterneh-
men zugänglich sein, um effiziente Förder-
effekte zu erzielen“, erklärte auch der Bun-
desverband der deutschen Industrie (BDI).
Die Einführung einer steuerlichen For-
schungsförderung in Ergänzung zur be-
währten Projektförderung sei eine Maß-
nahme zur Erhöhung der Attraktivität des
Innovationsstandorts Deutschland, hieß es
vom Deutschen Industrie und Handels-
kammertag (DIHK). „Die stärkste Wirkung
erzeugt eine solche Förderung aus unserer
Sicht allerdings, wenn sie potenziell allen
Unternehmen offen steht, nicht nur kleine-
ren und mittleren“, so der DIHK. Nach An-
sicht von Professorin Monika Schnitzer
von der Ludwig-Maximilians-Universität
München fällt der administrative Aufwand
im Vergleich zur klassischen Projektförde-
rung deutlich geringer aus.
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) hält eine steuerliche For-
schungsförderung hingegen für nicht erfor-
derlich, „weil sie jede Art von Forschung
und Entwicklung unterstützt, auf Lenkung
verzichtet und somit Abschied von einer
gestaltenden Technologiepolitik einleiten
würde“. Sie könne auch nicht auf Problem-
lösungen für gesellschaftliche Ziele orien-
tiert werden, wie zum Beispiel die Steige-
rung der Energieeffizienz oder die Minde-
rung der Folgen des Klimawandels.
Ebenfalls kritisch äußerte sich Professor
Carsten Dreher (Freie Universität Berlin)
Der Zusammenhang von FuE-Intensität
und der Höhe der steuerlichen Forschungs-
förderung sei nicht belegt. So hätten
Schweden und Deutschland keine steuerli-
che Forschungsförderung, aber hohe For-
schungsausgaben und Spitzenplätze im In-
novationsranking. hle T

Biomolekulare Forschung in Deutschland
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KURZ NOTIERT

Eisenbahn soll das Rückgrat
der Verkehrswende werden
Der Bundestag hat am Donnerstag drei
Oppositionsanträge zur Bahnpolitik an
die Ausschüsse überwiesen. So wollen
die Grünen (19/7452) die Bahn zum
„Rückgrat der Verkehrswende“ machen.
Vorgeschlagen wird ein Deutschland-
Takt, der für Fahrgäste kurze Fahrzeiten,
günstige Umsteigemöglichkeiten und ei-
nen dichten, leicht merkbaren Takt
bringt. Die Linke fordert (19/7907) den
Abbau der Bahninfrastruktur zu stoppen,
und die AfD (19/7907) will nicht, dass
die Bahn gegen andere Verkehrsträger
ausgespielt wird. hau T

EZB kauft von Euroländern
Anleihen für 1,75 Billionen

Die Europäische Zentralbank (EZB) hat
seit dem ersten Quartal 2015 von den
Euro-Ländern Deutschland, Niederlande,
Frankreich, Italien, Spanien und Portugal
Staatsanleihen im Wert von 1,75 Billio-
nen Euro erworben. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/7667)
auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion
(19/7359) hervor. Danach hat die EZB
deutsche Staatsanleihen im Wert von
rund 518 Milliarden Euro gekauft. Fran-
zösische Staatsanleihen wurden im Wert
von 420 Milliarden Euro erworben und
italienische Staatsanleihen im Wert von
365 Milliarden Euro. Die spanischen
Staatsanleihen hatten einen Buchwert
von rund 260 Milliarden Euro, die aus
den Niederlanden von rund 115 Milliar-
den, und portugiesische Anleihen wur-
den im Buchwert von 36 Milliarden Euro
angekauft. Die EZB will für ausgelaufene
Anleihen neue nachkaufen. hle T
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Laster werden reguliert
EU-VORSCHLAG Anhörung zu CO2-Flottengrenzwerten

Grundsätzlich sinnvoll, in der Praxis sehr an-
spruchsvoll, nicht ambitioniert genug: Die
geplanten EU-Flottengrenzwerte für den
CO2-Ausstoß schwerer Nutzfahrzeuge sind
vergangene Woche bei einer öffentlichen An-
hörung im Umweltausschuss auf ein ge-
mischtes Echo gestoßen. Erst tags zuvor hat-
ten sich Unterhändler von Kommission, Rat
und EU-Parlament bei Trilog-Verhandlungen
geeinigt: Demnach sollen die durchschnittli-
chen CO2-Emissionen von Lkw und Bussen
gegenüber dem Referenzjahr 2019 bis 2025
um 15 Prozent und bis 2030 um 30 Prozent
sinken, emissionsarme und -freie Antriebe
zudem gefördert werden.
Laut EU-Kommission ma-
chen Emissionen schwerer
Nutzfahrzeuge aktuell sechs
Prozent der Gesamtemissio-
nen und 25 Prozent der
CO2-Emissionen im Straßen-
verkehr aus. Ohne Maßnah-
men würden diese Emissio-
nen zwischen 2010 und 2030
aufgrund des wachsenden
Verkehrsaufkommens um
neun Prozent zunehmen,
schätzt die Kommission in
der Begründung ihres Vor-
schlages (KOM(2018)284). Anders als Pkw
und leichte Nutzfahrzeuge waren Lkw und
Busse bisher nicht in dieser Form reguliert.
Grundsätzlich positiv bewertete in der Anhö-
rung Daniel Rieger vom Naturschutzbund
Deutschland (NABU) das Konzept der Flot-
tengrenzwerte. Damit würden Anreize ge-
setzt, damit Hersteller entsprechende Fahr-
zeuge lieferten, die bereits jetzt nachgefragt
würden. Um die Klimaziele zu erreichen, sei
allerdings mehr Ehrgeiz nötig. Auch Peter
Mock vom International Council on Clean
Transportation mahnte mehr Ambitionen an.
Es müsse zudem auf Schlupflöcher geachtet
werden. Philipp Kluschke vom Fraunhofer

Institut für System- und Innovationsfor-
schung verwies darauf, dass zur Dekarboni-
sierung im Bereich der schweren Nutzfahr-
zeuge noch kein technologisches Allheilmit-
tel in Sicht sei. Notwendig seien technolo-
gieunspezifische Anreize für Treibhausgas-
minderungen wie Flottengrenzwerte. Es brau-
che aber zusätzliche Maßnahmen, etwa den
Ausbau von öffentlicher Infrastruktur für al-
ternative Antriebs- und Treibstoffkonzepte.

Anpassungen Skeptischer gegenüber dem
EU-Ansatz äußerte sich Götz Reichert
vom Centrum für Europäische Politik.

Statt auf Flottengrenzwer-
te zu setzen, wäre es sinn-
voller, Raffinerien und
Kraftstoffimporteure in
ein Upstream-Emissions-
handels-System einzube-
ziehen. Heinrich Dismon
(Rheinmetall Automotive
AG) begrüßte den Vor-
schlag zwar als grundsätz-
lich sinnvoll, stellte aber
die technische Machbar-
keit in Frage, da die Maß-
gaben sehr anspruchsvoll
seien. Vielmehr müsse es

im Transportverkehr konzeptionelle An-
passungen geben. Grundsätzlich sei zu-
dem fraglich, wer das bezahlen solle.
Frank Iwer (IG Metall) betonte, dass die
CO2-Regulierung sinnvoll sei, da die bis-
herige Reduktion in dem Sektor nicht
ausgereicht habe. Die Lkw-Industrie al-
lein könne das Minderungsziel von 30
Prozent aber nicht erzielen. Es brauche
flankierende regulatorische Maßnahmen
und Anreize, etwa mögliche Ausnahmen
bei der zulässigen Fahrzeuglänge bei ae-
rodynamisch effizienteren Fahrzeugen
oder beim Einsatz modernerer Reifensys-
teme. scr T

CO2-Emis-
sionen von
Lkw und

Bussen sollen
bis 2030 um
30 Prozent

sinken.

Milliarden für Schule und Wohnungsbau können bald fließen
FINANZVERFASSUNG Nach Einigung im Vermittlungsausschuss zum Digitalpakt: Bund darf für Schulen und sozialen Wohnungsbau zahlen. Länder setzen sich gegen 50:50-Regel durch

Die politischen Weichen für den Digital-
pakt Schule sind nun wohl endgültig ge-
stellt: Fünf Milliarden Euro will die Bun-
desregierung in den kommenden Jahren in
die digitale Ausstattung und Ertüchtigung
der kommunalen Bildungseinrichtungen
stecken. Auf die dafür notwendigen
Grundgesetzänderungen einigten sich in
der vergangenen Woche Bundesrat und
Bundestag im Vermittlungsausschuss. Be-
reits am Tag nach der Einigung stimmte
der Bundestag dem Kompromiss
(19/7940) zu. Sämtliche 573 abstimmen-
den Abgeordneten der Fraktionen CDU/

CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen sowie Uwe Kamann (frakti-
onslos) stimmten mit Ja, die 74 Nein-Stim-
men kamen aus der AfD-
Fraktion. Damit wurde die
für Verfassungsänderungen
notwendige Zweidrittel-
Mehrheit von 473 Stim-
men deutlich erreicht. Nun
ist der Bundesrat am Zug.
Dort wird voraussichtlich
am 15. März abgestimmt.
Die Zustimmung gilt als si-
cher.
Der Gang durch den Ver-
mittlungsausschuss war
nötig geworden, nachdem
der Bundesrat im Dezem-
ber einstimmig den Ausschuss angerufen
hatte. Die Länderkammer hatte sich damit
gegen einen Ende November im Bundestag

mit breiter Mehrheit beschlossenen Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (19/3440)
gestellt. Dieser war im parlamentarischen

Verfahren (19/6144) aller-
dings deutlich verändert
worden, da die Große Ko-
alition auf Zustimmung
von FDP und Grünen ange-
wiesen war. Auch die Lin-
ken stimmten damals für
den Entwurf.

Länderhoheit Anstoß hat-
te der Bundesrat unter an-
derem daran genommen,
dass der Bund laut dem
vom Bundestag beschlosse-
nen Artikel 104c Grundge-

setz „zur Sicherstellung der Qualität und
der Leistungsfähigkeit des Bildungswesens
Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsa-

me Investitionen sowie mit diesen verbun-
dene besondere unmittelbare Kosten der
Länder und Gemeinden (Gemeindever-
bände) im Bereich der kommunalen Bil-
dungsinfrastruktur gewähren“ können soll-
te. Einige Länder sahen darin einen Ein-
griff in ihre Hoheit über den Bildungsbe-
reich – und setzten erfolgreich eine Ab-
schwächung des Passus durch. Nach der
nun beschlossenen Fassung kann der Bund
Finanzhilfen „für gesamtstaatlich bedeut-
same Investitionen sowie besondere, mit
diesen unmittelbar verbundene, befristete
Ausgaben der Länder und Gemeinden (Ge-
meindeverbände) zur Steigerung der Leis-
tungsfähigkeit der kommunalen Bildungs-
infrastruktur“ gewähren. Der so gefasste
104c Grundgesetz sieht zudem spezielle
Kontrollrechte für diese Finanzhilfen des
Bundes vor. Auch sie fallen schwächer aus
als die bisher im Artikel 104b Satz 4

Grundgesetz geregelten Kontrollrechte. So
darf der Bund keine eigenen Erhebungen
bei Länderbehörden vornehmen und nur
anlassbezogen die Vorlagen von Akten ver-
langen.
Ebenfalls im Sinne der Länder wurde das
sogenannte Zusätzlichkeits-Kriterium für
Finanzhilfen des Bundes geändert. Vor al-
lem Haushaltspolitiker der Großen Koaliti-
on im Bundestag hatten darauf gedrängt,
bei Bundes-Finanzhilfen grundsätzlich
Ländermittel in gleicher Höhe für den ent-
sprechenden Investitionsbereich vorauszu-
setzen. Insbesondere finanzschwache Län-
der sahen darin hingegen eine Benachteili-
gung, da sie nicht wie finanzstarke Länder
hätten hebeln können. Der entsprechende
Satz im Artikel 104b Grundgesetz sieht
nun vor, dass die Länder eigene Mittel be-
reitstellen müssen. Der Anteil wird nicht
geregelt.

Für den „Digitalpakt Schule“ wäre die
50-50-Regelung ohnehin nicht relevant ge-
wesen. Anders hätte es beim sozialen Woh-
nungsbau ausgesehen. Der Gesetzentwurf
ermöglicht es dem Bund nämlich, den
Ländern auch nach 2019 Finanzhilfen für
diesen Bereich zur Verfügung zu stellen.
Keine Änderungen nahm der Vermittlungs-
ausschuss an der geplanten Änderungen
im 125c und 143e Grundgesetz vor. Durch
die Neuregelung im 125c soll die Möglich-
keit einer sofortigen Erhöhung und Dyna-
misierung der Mittel nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz geschaffen
werden. Damit könnten Bundesprogram-
me zu den Schienenwegen aufgehoben, ge-
ändert oder neu aufgelegt werden. In Arti-
kel 143e soll eine Öffnungsklausel im Be-
reich der Bundesfernstraßenverwaltung
hinsichtlich Planfeststellung und Plange-
nehmigung ergänzt werden. scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Bei den
Kontroll-

rechten gegen-
über den

Ländern muss
der Bund

zurückstecken.

Schnell und transparent
ENERGIE Experten diskutieren über Netzausbau-Gesetz

Es ist ein Spagat: Einerseits sind die Strom-
netze das Rückgrat der Energiewende – doch
hinkt der Netzausbau den bisherigen Pla-
nungen hinterher. Andererseits soll zwar bei
den Genehmigungsverfahren für Neubau
und Optimierung der Stromleitungen Tempo
gemacht werden – aber trotzdem soll die Öf-
fentlichkeit weiterhin frühzeitig und umfas-
send eingebunden werden. So beschreibt der
Gesetzentwurf zur Beschleunigung des Ener-
gieleitungsausbaus (19/7375) das Span-
nungsfeld, das in der vergangenen Woche bei
einer Expertenanhörung des Wirtschaftsaus-
schusses ausgelotet wurde. Den wesentlichen
Grund für die Verzögerungen beim Strom-
netzausbau sieht der Gesetzentwurf in den
langen Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren. Des-
halb werden in einer Novelle
des „Netzausbaubeschleuni-
gungsgesetz Übertragungs-
netz“ (NABEG) und Ände-
rungen in weiteren Gesetzen
wie dem Energiewirtschafts-
gesetz(EnWG) Vereinfachun-
gen und Beschleunigungen
von Genehmigungsverfahren
für Neubau, Verstärkung und
Optimierung von Stromlei-
tungen vorgeschlagen. Wich-
tigster Ansatz sei dabei die
bessere Verzahnung der verschiedenen Pla-
nungsschritte.
Matthias Otte von der Bundesnetzagentur
fand, der Gesetzentwurf könne insbesondere
für neu hinzukommende und noch nicht be-
gonnene Vorhaben des Bundesbedarfsplange-
setzes (BBPlG) einen Beitrag zur Beschleuni-
gung des Ausbaus der Übertragungsnetze
leisten. Wichtig sei die Möglichkeit, künftig
in bestimmten Fällen auf die Bundesfachpla-
nung zu verzichten. Bisher sei das für Vorha-
ben in der Zuständigkeit der Bundesnetz-
agentur nicht möglich. Sabine Schlacke (In-

stitut für Umwelt- und Planungsrecht an der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster)
lenkte den Blick darauf, dass der Gesetzent-
wurf eine neuartige Flexibilisierung und Be-
schleunig der Zulassung von Erdkabelvorha-
ben durch eine sogenannte vorausschauende
Planung vorsehe. Im Kern beinhalte dies die
Verlegung von zusätzlichen Leerrohren, in
die zu einem späteren Zeitpunkt Erdkabel
eingezogen werden können. Ihre Feststel-
lung: „Verfassungsrechtliche Bedenken gegen-
über den vorgeschlagenen Regelungen zur
vorausschauenden Planung bestehen nicht.“

Rechtsschutz Der Rechtsanwalt Wolfgang
Baumann sagte, der Gesetzentwurf zeige,

dass die Beschleunigung
von Infrastrukturprojek-
ten stets mit der Reduzie-
rung von Rechtsschutz
und von Informationsbe-
reitstellung gegenüber der
Öffentlichkeit sowie einer
Absenkung des Umwelt-
schutzniveaus einhergin-
gen. Sein Befund: „Diese
Entwicklung ist aus ver-
schiedenen rechtlichen,
unter anderem auch ver-
fassungsrechtlichen Grün-
den als kritisch anzuse-

hen.“ Das Vorhaben werde ein „Rohrkre-
pierer für die Akzeptanz der Projekte“.
Stefanie Ropenus (Agora Energiewende)
hob an dem Gesetzentwurf als positiv
hervor, dass die Einbeziehung von Leer-
rohren in das Planfeststellungsverfahren
eine vorausschauende Netzplanung über
den Zeithorizont von 2030 hinaus erlau-
be. Zudem könne die systematische Er-
fassung von Netzausbauhemmnissen,
Verzögerungsrisiken und Abhilfemaß-
nahmen die praktische Umsetzung be-
schleunigen. fla T

»Eine voraus-
schauende

Netzplanung
über das Jahr
2030 hinaus

wird möglich.«
Stefanie Ropenus,

Agora Energiewende

D
er Wolf polarisiert. Für
die einen ist die Rück-
kehr und Zunahme der
Zahl des in unseren Brei-
ten lange als ausgerottet
gegoltenen Tieres ein Er-

folg im Kampf um den Erhalt der Arten-
vielfalt. Bei den anderen verbinden sich
mit dem Wolf Ängste um Leib und Leben –
oder zumindest um die heimischen Nutz-
tiere wie Schafe und Ziegen.
Die letztere Gruppe dürfte mit den von
AfD (19/594) und FDP (19/584) vorgeleg-
ten Anträgen zum Thema Wolf durchaus
mitgehen, mit denen die Bejagung des
Wolfes weitgehender als bisher erlaubt
werden soll. Die AfD will Obergrenzen für
Wolfspopulationsdichten festlegen, bei de-
ren Überschreitung gejagt werden darf. Bei
der FDP heißt es, der Wolf solle „als jagd-
bare Tierart in das Bundesjagdgesetz aufge-
nommen werden“. Ohne gleichzeitige Auf-
nahme in die Verordnung über die Jagdzei-
ten würde sich zunächst am Schutzstatus
nichts ändern. Durch die Einbindung der
Jägerschaft mit der Verpflichtung zur Hege
und Pflege des Wolfes könne aber deren
jagdfachlicher Sachverstand bei Wolfsma-
nagement und Wolfsmonitoring nutzbar
gemacht werden.
Der Bundestag folgte dem Ansinnen nicht.
Mit breiter Mehrheit lehnte das Parlament
die Vorlagen ab (19/3034). Die FDP hatte
für ihren Antrag eine namentliche Abstim-
mung beantragt. Immerhin drei Abgeord-
nete der Union stimmten dabei für diese
Vorlage.
Bei der emotional geführten Debatte davor
warnten SPD, Linke und Grüne vor Panik-
mache und forderten verstärkte Maßnah-
men für den Herdenschutz. Eine Wolfsbe-

jagung – über die derzeitigen Möglichkei-
ten hinaus – lehnten sie ab. Auf der ande-
ren Seite standen die antragstellenden
Fraktionen von AfD und FDP mit ihren
Forderungen. Mittendrin die Union, die
den Anträgen zwar nicht das Wort reden
wollte, aber dennoch eine Bestandsregulie-
rung forderte, „auch durch Abschuss“, wie
Artur Auernhammer (CSU) sagte.

Heimisches Wildtier Für Carsten Träger
(SPD) ist der Wolf ein heimisches Wildtier.
„Deswegen stehen wir für den Weg, ver-
nünftige Lösungen dafür zu finden, wie
wir das Zusammenleben zwischen Wolf
und Mensch organisieren können.“ Die
FDP kritisierte er dafür, mit den Ängsten
der Menschen zu spielen und „gemeinsa-
me Sache mit den Hetzern der AfD zu ma-
chen“. Richtig sei es, Herdenschutz und
Schadensregulierungen zu finanzieren.
Aus Sicht von Karsten Hilse (AfD) ist es
hingegen ein „unverantwortliches und fol-
genschweres Experiment“, ein vorrangig in
sehr dünn oder gar nicht besiedelten Ge-
bieten lebendes „großes Raubtier“ in ein
dicht besiedeltes Gebiet zu bringen. Der
„links-grüne Träumerblock“ , so Hilse, hal-
te am Weiter-so in der Wolfspolitik fest,
konstatierte er. Nicht wundern dürfe man
sich dann, wenn die betroffene Landbevöl-
kerung „zur Tat schreitet“.
Astrid Damerow (CDU) sagte, tagtäglich
hätten Weidetierhalter Angst, dass ein Wolf
ihre Tiere reißt. Sie ging darauf ein, dass
aktuell ein „Problemwolf“, der mehrere
Schafe gerissen hatte, obwohl diese hinter
einem als wolfsicher geltenden Zaun ge-
weidet haben, durch den schleswig-holstei-
nischen Umweltminister zum Abschuss
freigegeben wurde. Dies sei aber ein sehr

langer und sehr mühevoller Prozess gewe-
sen, „der in Zukunft deutlich unbürokrati-
scher werden muss“.
Einzelne Entnahmen reichten nicht, um
das unkontrollierte Wachstum der Wolfs-
population in den Griff zu bekommen, be-
fand Karlheinz Busen (FDP). „Wir brau-
chen feste Verbreitungsgebiete durch eine
aktive Bejagung von Wölfen außerhalb die-
ser Bereiche“, sagte er. Die Forderungen
von SPD, Linken und Grünen, den Her-
denschutz „bis in den letzten Winkel“ aus-
zuweiten nannte er „völlig utopisch“. Die
Bundesregierung, so urteilte der FDP-Poli-
tiker, sei in der Wolfspolitik zerstritten.
Während Landwirtschaftsministerin Julia
Klöckner (CDU) „auf unserer Seite ist“, ha-
be Umweltministerin Svenja Schulze
(SPD) eine ganz andere Meinung. Daher

müsse der Bundestag ein Signal senden,
„dass Wölfe aktiver bejagt werden und die
Population kontrolliert wird“.
Kirsten Tackmann (Die Linke) sieht in der
Rückkehr des Wolfes eine Herausforderung
– „auch für uns als Gesetzgeber“. Ins Zen-
trum der Debatte gehöre aber der Herden-
schutz. Auch vor den Wölfen, denen die
AfD und die FDP das Lebensrecht immer-
hin nicht absprächen, müssten die Weide-
tiere geschützt werden, sagte Tackmann.
Herdenschutz könne funktionieren, be-
fand sie. Allerdings erst nach einem langen
Lernprozess, und zwar „sowohl diesseits
als auch jenseits des Zaunes und mit Her-
denschutzhunden“. Die Linke unterstütze
die Forderung nach einem Rechtsanspruch
auf angemessene finanzielle Unterstützung
bei Herdenschutz und Schadensausgleich.
Leider sei auf Bundesebene in dieser Hin-
sicht noch nicht viel gelungen.

Diffuse Ängste Die Rückkehr des Wolfes
sei mit realen Einschränkungen verbunden
und schaffe „irrationale, diffuse Ängste“,
sagte Harald Ebner (Grüne). Es stimme,
dass nach der vollständigen Ausrottung des
Wolfes in Deutschland seine Population
nach der Rückkehr zunächst schnell anstei-
ge. Dieser Anstieg finde aber seine obere
Grenze, „wenn die Reviere besiedelt sind“,
sagte er. Mit einer Aufnahme des Wolfes in
das Jagdrecht wäre aus der Sicht Ebners
nichts gewonnen. Schon jetzt könnten auf-
fällige Wölfe geschossen werden.
CSU-Mann Auernhammer reichen Prämi-
enzahlungen oder Finanzierungen von
Zaunanlagen beim Schutz der Weidetier-
halter nicht. „Der Bestand der Wölfe muss
reguliert werden, und das durch Abschuss“,
sagte er. Götz Hausding T

Ein Wolfsrüde auf einer Waldwiese in Sachsen, aufgenommen im Frühjahr © picture-alliance/blickwinkel/S. Meyers

Im Visier
JAGDRECHT Die Anzahl der Wölfe
in Deutschland nimmt zu. Weide-
tierhalter fürchten um Schafe und
Ziegen. Der Bundestag diskutiert
darüber, ob der geschützte Wolf
künftig unter bestimmten Bedin-
gungen gejagt werden darf

> STICHWORT
Der Wolf

> Schutz Wölfe besitzen in Deutschland
den höchstmöglichen Schutzstatus. Basis
dafür ist die Fauna-Flora-Habitat-Richtli-
nie der Europäischen Union.

> Population In Deutschland gab es Ende
2018 73 Rudel, 30 Paare und drei Einzel-
wölfe. Sie leben zumeist in Brandenburg,
Sachsen und Niedersachsen.

> Gefahr Dokumentiert sind in Deutsch-
land durch Wölfe gerissene Schafe, Zie-
gen, Kälber und andere Nutztiere. Angrif-
fe auf Menschen gab es nicht.
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Anzeige

S
chlägt in diesem Jahr die Stunde
für eine Friedenlösung für Af-
ghanistan? Für Donald Trump
ist diese Hoffnung offenbar
nicht ganz unbegründet: In sei-
ner Ansprache an die Nation An-

fang Februar deutete der US-Präsident an,
dass die Verhandlungen mit afghanischen
Taliban an Fahrt aufgenommen hätten.
„Wir wissen nicht, ob wir eine Einigung er-
zielen werden – aber wir wissen, dass nach
zwei Jahrzehnten Krieg die Stunde gekom-
men ist, sich zumindest um Frieden zu be-
mühen.“ Auch „die andere Seite“ sehe das
so. Trump hat in der Vergangenheit wieder-
holt deutlich gemacht, dass er den Afgha-
nistan-Einsatz herunterfahren oder liebsten
ganz beenden möchte. Für Aufsehen sorgte
ein Tweet, in dem Trump einen Teilabzug
von US-Truppen schon in diesem Jahr in
Aussicht stellte. Der amtierende US-Vertei-
digungsminister Patrick Shanahan hat Mit-
te Februar gegenüber den Nato-Partnern
hingegen betont, dass es keinen Befehl für
einen Teilabzug gebe.

Abgang Ein Friedenschluss mit den isla-
mistischen Taliban betrachtet US-Präsiden-
ten offenbar als eine Art Notausgang aus
dem längsten Krieg, in den die USA jemals
verwickelt gewesen ist. Von einem „Sieg“
könnte dann immer noch keine Rede sei,
allenfalls von einem Patt und einem ge-
sichtswahrenden Abgang. Nach dem Ende
2018 vorgelegten Fortschrittsbericht des
US-Generalinspektors für Afghanistan
(SIGAR) übt die afghanische Zentralregie-

rung in Kabul nur noch in 226 von 407
Distrikten des Landes Einfluss aus. Dies sei
die bislang niedrigste registrierte Zahl. Das
heißt übersetzt: Die Taliban sind so stark
wie am Beginn des westlichen Einsatzes.
Das Argument, dass unter ihrer Herrschaft
das „Islamische Emirat Afghanistan“ zu ei-
nem Rückzugsort für den globalen islamis-
tischen Terror geworden sei, stand am An-
fang der US-geführten Intervention seit dem
Herbst 2001. Es ging darum, das Terrornetz-
werk Al-Qaida zu bekämp-
fen, dessen Mitglieder die
9/11-Anschläge auf die USA
begangen hatten. Erstmals
in der Geschichte des trans-
atlantischen Bündnisses
wurde dies als ein kriegeri-
scher Angriff auf das Staats-
gebiet eines Nato-Mitglieds-
staates bewertet, der den
militärischen Beistand der
Partner nach Artikel 5 des
Nato-Vertrags erfordert.
Die jüngsten Gedanken-
spiele in Washington über
einen schnellen US-Rückzug aus Afghanis-
tan haben alle noch an der Nato-Ausbil-
dungsmission „Resolute Support“ beteilig-
ten Partner hellhörig gemacht, darunter
auch Deutschland als zweitstärkste trup-
penstellende Nation in Afghanistan. Die
USA haben derzeit rund 14.000 Soldaten
in Afghanistan stationiert, mehr als die
Hälfte davon im Rahmen der „Resolute
Support“-Mission. Wie die anderen Nato-
Partner ist die Bundeswehr auf diese US-

Präsenz in Afghanistan angewiesen – logis-
tisch wie auch mit Blick auf Geheimdiens-
terkenntnisse.
Gegen einen US-Abzug wendet man sich
auch in Kabul. Präsident Ashraf Ghani
pocht darauf, dass es keinen Frieden in Af-
ghanistan geben könne, der mit den Tali-
ban an der afghanischen Regierung vorbei
geschlossen werde. Bisher ist es den USA
noch nicht gelungen, beiden Seiten – der
afghanischen Regierung und den Taliban –

das Zugeständnis abzurin-
gen, sich gemeinsam an
den Verhandlungstisch zu
setzen. Das US-Außenmi-
nisterium hat einen solchen
innerafghanischen Dialog
ebenso wie einen umfassen-
den Waffenstillstand als in-
tegrale Teile einer Verhand-
lungslösung bezeichnet.
„Nichts ist vereinbart, bevor
nicht alles vereinbart ist“,
heißt es von US-Seite.
Ungeachtet der Teilabzugs-
Ankündigungen Trumps

will die Bundesregierung den Einsatz der
Bundeswehr in Afghanistan verlängern. Wie
bisher sollen bis zu 1.300 Soldaten im Rah-
men der Nato-Ausbildungs-, Beratungs-
und Unterstützungsmission „Resolute Sup-
port“ entsendet werden. Auftrag der Missi-
on bleibe es, die afghanischen nationalen
Verteidigungs- und Sicherheitskräfte zu be-
fähigen, ihrer Sicherheitsverantwortung
nachzukommen, heißt es im Antrag der
Bundesregierung (19/7726). Im Mandats-

text gibt sie außerdem den Hinweis, dass sie
nur die fortdauernde militärische Präsenz
der Nato-Partner als Voraussetzung sieht,
die Taliban ernsthaft an den Verhandlungs-
tisch zu bringen: „Die Abkehr von starren
Fristen für die weitere Reduzierung der in-
ternationalen Truppenpräsenz und des er-
folgreichen Ansatzes haben den Druck auf
die Aufständischen erhöht, ebenfalls eine
politische Lösung anzustreben.“

Geduld Außenminister
Heiko Maas (SPD) bezeich-
nete in der Bundestagsde-
batte am vergangenen Don-
nerstag die Vorstellung eines
schnellen Abzugs als „ge-
fährliche Illusion“. Die Sta-
bilisierung Afghanistans sei
eine Generationenaufgabe
und erfordere „strategische
Geduld“. Gerade jetzt kom-
me es darauf an, der afgha-
nischen Regierung den Rü-
cken zu stärken. Für die
Bundesregierung bleibe
letztlich maßgeblich, dass alle Anpassungen
des Engagements in Afghanistan „in Unter-
stützung einer Friedenslösung erfolgen“.
Armin-Paulus Hampel (AfD) kritisierte,
dass keines der Ziele des Petersberger Ab-
kommen von 2001 erreicht worden sei.
„Wir haben alles falsch gemacht, was man
falsch machen konnte.“ Es sei eine zentrale
Macht in Kabul geschaffen worden, die his-
torisch in Afghanistan nicht existiert habe.
„Wir haben eine Struktur geschaffen, die

die Afghanen nicht nur ablehnen, sondern
bekämpfen, und das in Form einer furcht-
baren und grausamen Guerilla, der Taliban,
die heute wieder weit über 50 Prozent des
Landes kontrollieren.“
Verteidigungsministerin Ursula von der Ley-
en (CDU) warf ihrem Vorredner vor, dem
Land jegliche Form von Entwicklung abzu-
sprechen: „Die Afghanen haben mehr ver-
dient als diesen düsteren Blick.“ Die Kinder-
und Säuglingssterblichkeit sei deutlich ge-

sunken, es gebe eine junge
Generation, die lesen und
schreiben und sich somit ei-
ne eigene Meinung bilden
könne. Mit Blick auf Gedan-
kenspiele eines US-Abzugs
unterstrich von der Leyen,
dass man beim Nato-Vertei-
digungsministertreffen
jüngst den Grundsatz „Ge-
meinsam rein, gemeinsam
raus“ bekräftigt habe.
Marie-Agnes Strack-Zim-
mermann (FDP) monierte
das Fehlen einer Exitstrate-

gie. Es werde kein Szenario skizziert, was
passieren soll, wenn der Präsident der Ver-
einigten Staaten seinem Tweet Taten folgen
lässt und die Truppen peu à peu aus Afgha-
nistan abzieht und damit dem Bundes-
wehreinsatz „schlichtweg die Geschäfts-
grundlage entzieht“. Auch habe die Bun-
desregierung nie hinterfragt, ob „unsere
westlichen Vorstellungen von kulturellen
Werten und rechtsstaatlichen Prinzipien“
Maßstab für die Menschen in Afghanistan

sei. „Die Zeiten, eines Weiter-so gehen
langsam, aber sicher zu Ende.“
Stefan Liebich (Die Linke) prophezeite,
dass in den nächsten Wochen erneut ein
Tweet in Berlin eintrudeln würde, in dem
der US-Präsident sich zu Afghanistan äu-
ßert. „Und das wird nicht auf Plänen beru-
hen; denn Donald Trump hat gar keine Plä-
ne für Afghanistan. Er irrlichtert durch die
internationale Politik und auch durch die
Afghanistan-Politik.“ Wenn die USA heute
selber nicht mehr wüssten, was sie in Af-
ghanistan erreichen wolle,n könne
Deutschland nicht ernsthaft 1.300 vor al-
lem junge Leute in diesen Krieg schicken.
Agnieszka Brugger (Grüne) warf der Bun-
desregierung vor, sich nie ernsthaft über ei-
ne Abzugsperspektive Gedanken gemacht
zu haben. Die „falsche und wirre“ Politik
des US-Präsidenten gehe nun nicht da-
durch weg, dass man sie einfach ignoriere.
„Man muss ihr kluge und vernünftige Vor-
schläge und Pläne entgegenstellen.“
Der Antrag der Bundesregierung wurde in
die Ausschüsse überweisen, ebenso wie die
Anträge der Fraktionen von AfD und Die
Linke, die ein Ende des deutschen Afgha-
nistan-Engagements beziehungsweise einen
umgehenden Abzug der Bundeswehr gefor-
dert hatten. Alexander Heinrich T

Soldaten der Bundeswehr bewachen einen Konvoi im Feldlager Camp Marmal in Masar-i-Scharif. © picture-alliance/Michael Kappeler/dpa

Rückzug
vom Abzug
AFGHANISTAN Die USA verhandeln
mit den Taliban über eine Friedenslö-
sung und irritieren die Nato-Partner mit
Gedankenspielen für einen Teilrückzug
am Hindukusch

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Wir haben
alles falsch

gemacht, was
man falsch

machen
konnte.«

Armin-Paulus Hampel
(AfD)

»Die Afghanen
haben mehr
verdient als
diesen düs-
teren Blick.«

Ursula von der Leyen (CDU),
Verteidigungsministerin
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KURZ NOTIERT

»Sea Guardian« soll
fortgesetzt werden
Die Bundeswehr soll sich weiterhin an der
„Nato-geführten maritimen Sicherheits-
operation Sea Guardian“ im Mittelmeer
beteiligen. Wie die Bundesregierung in ei-
nem Antrag (19/7727) schreibt, sollen da-
für wie bisher bis zu 650 Soldaten einge-
setzt werden können, um „auf und über
See“ Lagebilder zu erstellen und den See-
raum zu überwachen. Der Einsatz leiste
einen Beitrag zum maritimen Kampf ge-
gen Terrorismus und zur Beschränkung
des Waffenschmuggels. Das Mandat ist
befristet bis Ende März 2020, die einsatz-
bedingten Zusatzkosten beziffert die Bun-
desregierung auf rund 2,9 Millionen Euro.
Der Antrag wurde vergangene Woche in
die Ausschüsse überwiesen. ahe T

Grüne fordern
feministische Außenpolitik

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen tritt
für eine „feministische Außenpolitik“ ein.
In einem Antrag (19/7920) wird die Bun-
desregierung aufgefordert, sicherzustellen,
„dass jede Art von diplomatischen Ver-
handlungen, die Planung und Durchfüh-
rung von Projekten wie auch das Engage-
ment in multilateralen und supranationa-
len Organisationen, darauf ausgerichtet
ist, Geschlechtergerechtigkeit zu fördern“.
Als Ziele der deutschen Außenpolitik soll-
ten die Stärkung der Rechte von Frauen,
Mädchen und marginalisierten Gruppen
weltweit und ihr gleichwertiger Zugang zu
Ressourcen und gleichberechtigter Teilha-
be an politischen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Prozessen verankert wer-
den. Der Antrag wurde vergangene Wo-
che in die Ausschüsse überwiesen ahe T

Zarte Hoffnungen
BUNDESWEHR Weiter Einsätze in Südsudan und Darfur

Die Bundeswehr soll sich ein weiteres Jahr
an der Unterstützungsmission der Verein-
ten Nationen (UN) in Südsudan (Unmiss)
sowie am hybriden Einsatz der Afrikani-
schen Union (AU) und den UN in der
westsudanesischen Provinz Darfur (Una-
mid) beteiligen. Zwei Anträge der Bundes-
regierung (19/7728, 19/7725) überwiesen
die Abgeordneten am ver-
gangenen Donnerstag an
den Auswärtigen Aus-
schuss. Beide Mandate se-
hen eine Höchstgrenze von
50 Bundeswehrsoldaten
vor. Im Südsudan sind der-
zeit aber nur 14 vor Ort, in
Darfur drei. Ihre Aufgabe
ist es, die Zivilbevölkerung
zu schützen, humanitäre
Hilfe zu ermöglichen und
die Friedensprozesse zu
unterstützen.
Die Darfur-Mission soll im
Juni 2020 beendet werden, was nach An-
sicht von Wolfgang Stefinger (CSU) auch
gerechtfertigt ist: Die Situation im Land
habe sich gebessert, es gebe weniger Ge-
walt. Niels Annen (SPD), Staatsminister im
Auswärtigen Amt, nannte den Abzug je-
doch auch „eine große Herausforderung“.
Es brauche ein „tragfähiges, ziviles Nach-
folgeengagement“. Olaf in der Beek (FDP)
wies angesichts des schleppenden Friedens-
pozesses ebenfalls darauf hin, dass man
weiter an einem „echten Wandel“ zuguns-
ten der Menschen arbeiten müsse.
Frithjof Schmidt (Bündnis 90/Die Grünen)
nannte den Rückzug ein wichtiges Signal.
Derartige Friedensmissionen dürften nicht
ewig dauern. Zugleich kritisierte er die Ko-
operation der Bundesregierung mit dem
Regime von Umar al-Baschir bei der Migra-
tionskontrolle.

Thomas Silberhorn (CSU), Parlamentari-
scher Staatssekretär bei der Bundesministe-
rin der Verteidigung, warb im Bundestag
für die Fortführung des Einsatzes im Süd-
sudan. Die Lage bleibe fragil. Auch Niels
Annen sprach von einem „entscheidenden
Momentum“, das nicht gefährdet werden
dürfe. Für die FDP betonte Ulrich Lechte,

niemand könne ein Interes-
se an einem weiteren „fai-
led state“ in Afrika haben,
weshalb der Friedenspro-
zess weiter begleitet werden
müsse. Ottmar von Holtz
(Bündnis 90/Die Grünen)
bemängelte allerdings, dass
Deutschland für Unmiss zu
wenig Personal bereitstelle.
Die AfD untersützt beide
Missionen. Nach Ansicht
von Berengar Elsner von
Gronow sind sie wichtig für
die Stabilisierung Afrikas

und die Bekämpfung von Fluchtursachen.
Kathrin Vogler (Die Linke) bekräftige indes
das Nein ihrer Fraktion zu den Einsätzen.
In Darfur kooperiere die Bundesregierung
mit dem Autokraten al-Baschir, statt an die
Wurzeln des Krieges zu gehen, kritisierte
sie. Es gehe um „Flüchtlingsabwehr statt
Frieden“. Im Südsudan seien die Gewalt-
traumata nach dem langen Bürgerkrieg
und die Kämpfe um Öl die größten Hypo-
theken für den jungen Staat. Um sie zu be-
wältigen, sei eine große zivile Friedensmis-
sion vonnöten. joh T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Niemand
kann ein

Interesse an
einem wei-
teren failed

state haben.«
Ulrich Lechte (FDP)

Multilateralismus in der Krise
AUSWÄRTIGES Fraktionen diskutieren Konsequenzen der Münchner Sicherheitskonferenz

Wenigstens der Einsatzleiter der zuständi-
gen Polizeidirektion zog ein positives Fazit
der Münchner Sicherheitskonferenz: Das
Zusammenspiel der Einsatzkräfte habe
„hervorragend“ funktioniert, freute er sich
nach Abschluss des weltweit wichtigsten
Expertentreffens für Sicherheitspolitik, für
das vom 15. bis 17. Februar etwa
30 Staats- und Regierungschefs sowie
80 Außen- und Verteidigungsminister an
die Isar gereist waren. Deren Zusammen-
spiel klappte allerdings weit weniger gut:
Offen traten in München die tiefen Gräben
zwischen den USA und Europa sowie die
Spannungen mit Russland und China zuta-
ge. Und selbst die viel beachtete Rede von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
konnte nicht darüber hinwegtäuschen,
dass auch die Europäische Union in zen-
tralen Fragen politisch gespalten ist.
„Wir hatten das Gefühl, auf einer Münch-
ner Unsicherheitskonferenz zu sein“, be-
schrieb Alexander Graf Lambsdorff (FDP)
vergangene Woche in einer auf Verlangen
von Union und SPD anberaumten Aktuel-
len Stunde die Stimmung in München. Jür-
gen Hardt (CDU) befand: „Der Multilate-
ralismus ist offensichtlich in einer Krise.“

Ruf nach EU Bezüglich der Konsequenzen
nahmen die Fraktionen vor allem EU und
Bundesregierung ins Visier. So forderte
Hardt, die Weltgemeinschaft müsse sich
wieder der Kompromissfindung „als der
Königsdisziplin der Außenpolitik zuwen-
den“. Dafür sei unter anderem in der Au-
ßenpolitik der Europäischen Union der
Übergang zum Mehrheitsprinzip „unver-
zichtbar“. Es sei ein „schwerwiegender
Mangel“, dass die EU beim Bruch des INF-
Abrüstungsvertrages durch Russland sowie
in der Venezuela-Frage keine gemeinsame
Position habe formulieren können.

Auch Fritz Felgentreu (SPD) bemängelte,
Europas Politik sehe heute mit an, „wie die
Ordnung, die aus den Lehren des Zweiten
Weltkriegs entstanden ist, Stück für Stück
demontiert wird“. Es müsse endlich auch
in der Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik mit einer Stimme sprechen.
Nach Ansicht von Omid Nouripour
(Bündnis 90/Die Grünen) ist offenkundig,
„dass der Zusammenhalt der Europäischen
Union jetzt am wichtigsten ist“. Doch sei
in der Vergangenheit auch von der Bundes-
regierung viel Porzellan zerschlagen wor-
den, ergänzte er mit Blick unter anderem
auf deren Agieren während der grie-
chischen Finanzkrise. In ihrer Rede in
München habe Merkel außerdem ver-
schwiegen, dass die Ostsee-Pipeline Nord
Stream 2 „mittlerweile zum Spaltpilz zwi-
schen Deutschland und vielen anderen
Staaten der Europäischen Union“ gewor-
den sei, kritisierte Nouripor.

Dass die Sicherheitskonferenz einmal
mehr vor allem Unsicherheit geschaffen
habe, sei auch die Schuld von Merkel und
Bundesverteidigungsministerin Ursula von
der Leyen, lautete das Urteil von Tobias
Pflüger (Die Linke). So sei es bei einer gan-
zen Reihe von Hintergrundgesprächen da-
rum gegangen, „Aufrüstung zu organisie-
ren, insbesondere im Bereich der Europäi-
schen Union“. Dabei sollte die Bundesre-
gierung „endlich etwas gegen die soziale
Spaltung in dieser Gesellschaft (tun), statt
Milliarden für die Aufrüstung zu verpul-
vern“, befand Pflüger.

Rolle der Institutionen Über die Rolle
der internationalen Institutionen stritten
AfD und FDP. So forderte Anton Friesen
(AfD) die Bundesregierung auf, sich „von
den Träumereien einer liberalen Reform
der globalen Institutionen“ wie den Ver-
einten Nationen und der EU zu verabschie-
den und ihr Handeln „an den eigenen na-
tionalen Interessen auszurichten“. In dieser
„Weltunordnung“ seien „Ad-hoc-Koalitio-
nen, Koalitionen der Willigen, ein effekti-
ves Mittel, um die eigenen Interessen
durchzusetzen, um das Chaos einzuhegen
und um zumindest regional für Ordnung
zu sorgen“, zeigte sich Friesen überzeugt.
FDP-Politiker Lambsdorff stellte indes klar,
dass internationale Organisationen wie der
Internationale Währungsfonds, die Welt-
bank und die EU-Kommission unbedingt
reformiert werden müssten, um in der in-
ternationalen Ordnung wieder die Stärke
des Rechts statt des Recht des Stärkeren
durchsetzen zu können. „Hier zu suggerie-
ren, deutsche Außenpolitik verfolge natio-
nale Interessen nicht, ist ahistorisch, falsch
und wird sich überleben“, betonte Graf
Lambsdorff in Anspielung auf die Äuße-
rungen Friesens. Johanna MetzT

Konferenzleiter Wolfgang Ischinger mit
EU-Pullover bei der Eröffnung
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Mehr Fairness
im Warenkorb
MENSCHENRECHTE Müller wirbt für Gesetz zu Lieferketten

Entwicklungsminister Gerd Müller
(CSU) will die Einhaltung menschen-
rechtlicher Standards für Unternehmen
entlang ihrer globalen Lieferketten not-
falls erzwingen. Das sagte Müller in der
vergangenen Woche im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe.
Bisher habe die Bundesregierung mit
dem „Nationalen Aktionsplan Wirtschaft
und Menschenrechte“ (NAP) auf das
Prinzip Freiwilligkeit gesetzt. „Freiwillig-
keit führt nicht zum Ziel“, sagte Müller
mit Blick auf die Erfahrungen mit dem
von ihm initiierten Bündnis für nachhal-
tige Textilien.
Laut Koalitionsvertrag tritt die Bundesre-
gierung für „verbindliche soziale, men-
schenrechtliche und ökologische Stan-
dards in EU-Handels-, -Investitions- und
-Wirtschaftspartnerschaftsabkommen“
ein. Union und SPD haben sich aber
auch darauf verständigt, den Aktionsplan
Wirtschaft und Menschenrechte noch in
diesem Jahr zu überprüfen. Sollte sich
zeigen, dass freiwillige Selbstverpflich-
tung der Unternehmen zur Beachtung
menschenrechtlicher Standards in ihren
Lieferketten nicht ausreicht, will sich die
Bundesregierung im kommenden Jahr
für eine gesetzliche Regelung einsetzen,
national und auch auf EU-Ebene.

Müller führte im Ausschuss aus, wie ein
solches „Sorgfaltspflichtengesetz“ für fair
Umwelt- und Sozialstandards in den Lie-
ferketten aussehen könnte: Es würde die
Dokumentations- und Berichtspflichten
für Unternehmen spezifizieren, Kontroll-
instanzen wie etwa Gewerbeaufsichtsäm-
ter benennen und Sanktionen vorsehen.
Der Minister widersprach geläufigen Ar-
gumenten gegen eine gesetzliche Rege-
lung „Wir überziehen nichts, wir machen
auch keinen Mittelständler damit ka-
putt.“ Es sei im digitalen Zeitalter tech-
nisch ohne weiteres machbar, Konflikt-
mineralien wie Coltan oder Kobalt bis in
die Mine zurückzuverfolgen, so wie das
bei Textilien „vom Bügel bis zum Baum-
wollfeld“ auch möglich sei.
Viele Unternehmer seien zudem mittler-
weile weiter als Teile der Politik: So wür-
den Firmenchefs berichten, dass sie sich
gegenüber ihren Kunden das Risiko gar
nicht leisten können, dass in ihren Pro-
dukten etwa Kinderarbeit steckt. Gleich-
sam sei mit viel Gegenwind aus den
Wirtschaftsverbänden zu rechnen, sagte
Müller und warb explizit um fraktions-
übergreifende Unterstützung in den Rei-
hen der Menschenrechtsausschusses: „Ich
werde das nicht allein ausfechten kön-
nen.“ ahe T

Kritik an Verträgen gegen
Doppelbesteuerung
ENTWICKLUNG Abgeordnete wollen Abkommen prüfen

Die von Deutschland mit zahlreichen Ent-
wicklungs- und Schwellenländern ge-
schlossenen Doppelbesteuerungsabkom-
men sollten nach Ansicht zahlreicher Ab-
geordneter auf den Prüfstand gestellt und
eventuell neu verhandelt werden. Ziel
müsse es sein, die Steuerbasis in Entwick-
lungsländern zu steigern, betonte ein Ver-
treter der SPD-Fraktion vergangene Woche
im Ausschuss für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung. Ein FDP-Ver-
treter sagte, Deutschland sollte ein Interes-
se daran haben, die Besteuerung von Un-
ternehmen in Entwicklungsländern fair zu
gestalten, weil es entstandene Schäden an-
dererseits wieder durch mehr Entwick-
lungsgelder ausgleichen müsse. Bündnis
90/Die Grünen kritisierten, es blieben zu
wenig Steuern in den Vertragsstaaten.
Demgegenüber stellte ein Vertreter der
Unionsfraktion die Zielsetzung der Dop-
pelbesteuerungsabkommen heraus: Es ge-
he darum ausländische Investitionen in
Entwicklungsländern zu fördern und Steu-
ervermeidung zu verhindern. Die AfD-
Fraktion fragte, ob die Absicht bestehe, die
Abkommen multilateral zu regeln.
Die Verträge sollen verhindern, dass Unter-
nehmen und Arbeitnehmer, die grenzüber-

schreitend aktiv sind, in mehreren Ländern
Steuern entrichten müssen. Wie Martin
Hearson von der London School of Econo-
mics and Political Science dem Ausschuss
unter Berufung auf eine von ihm 2018 ver-
öffentlichten Studie berichtete, hätten ins-
besondere die von Deutschland abge-
schlossenen Abkommen in vielen Fällen
jedoch nachteilige Folgen für Entwick-
lungsländer. So würden sie deren Besteue-
rungsrechte bei Unternehmenssteuern
stark limitieren und einen größeren Teil
der Steuerbasis an sich ziehen. Hearson
sprach sich für eine Evaluierung und Neu-
verhandlung der teils jahrzehntealten Ab-
kommen aus.
Maria Flachsbarth (CSU), Parlamentari-
sche Staatssekretärin im Bundesministeri-
um für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung, zeigte sich indes über-
zeugt, dass die Abkommen Rechtssicher-
heit schaffen und so zu mehr ausländi-
schen Direktinvestitionen beitrügen. Den
negativen Befund der Hearson-Studie
nannte sie „nicht ausreichend belegt“. Al-
lerdings räumte sie ein, dass eine umfas-
sende Analyse der Verträge aufgrund der
hohen Komplexität und der Vielfalt der Va-
riablen schwer möglich sei. joh T

H
aben Deutschland und
Frankreich Mitte Januar
ein geheimes Rüstungs-
abkommen geschlossen,
in dem sie sich gegensei-
tig freie Hand beim Ex-

port gemeinsam entwickelter Rüstungsgü-
ter in Drittländer zusichern? So berichtete
es vor einigen Tagen der „Spiegel“ und
sorgte damit für ein mittelschweres Beben
im politischen Berlin. Tatsächlich planen
beide Länder on seit Monaten die Entwick-
lung eines neuen Kampfpanzers sowie ei-
nes Luftkampfsystems – für die Milliarden-
aufträge bringen sich die Unternehmen
beiderseits des Rheins bereits in Stellung.
Soll Frankreich die Waffen künftig an den
deutlich strikteren deutschen Rüstungsex-
portrichtlinien vorbei ins Ausland verkau-
fen können? In dem Geheimdokument,
aus dem der „Spiegel“ zitiert und das als
Zusatzabkommen zum im Januar geschlos-
senen deutschen-französischen Freund-
schaftsvertrag von Aachen ausgehandelt
worden sein soll, heißt es angeblich: „Nur
wenn direkte Interessen oder die nationale
Sicherheit gefährdet sind, kann einer der
Partner Bedenken vorbringen.“
Die Grünen-Bundestagsabgeordnete Fran-
ziska Brantner forderte Bundesaußenmi-
nister Heiko Maas (SPD) nach Bekannt-
werden der Pläne auf, den Deal „sowie alle
möglichen weiteren Zusatzabkommen
zum Aachener Vertrag unverzüglich“ offen-
zulegen und dem Bundestag zu übermit-
teln. Doch die Bundesregierung wollte von
Zusatzabsprachen nichts wissen. Es gebe
eine „erste politische Verständigung“ über
gemeinsame Verfahren zu Rüstungsexpor-
ten bei deutsch-französischen Gemein-
schaftsprojekten, erklärte Regierungsspre-
cher Stefan Seibert Anfang vergangener
Woche. Diese sei in einem Papier festgehal-
ten, das Mitte Januar zwischen Berlin und
Paris ausgetauscht worden sei.

Historischer Vorläufer Für die Grünen-
Fraktion war das kein Anlass zur Beruhi-
gung, sie verlangte zwei Tage später eine
Aktuelle Stunde zum Thema. Allerdings
brachte die nicht mehr Klarheit über die
Existenz oder den Charakter des Papiers. In
der Debatte verwies Joachim Pfeiffer
(CDU) lediglich auf das bereits 1972 zwi-
schen den Verteidigungsministern
Deutschlands und Frankreichs geschlosse-
ne „Schmidt-Debré-Abkommen“, in dem
ähnliches vereinbart wurde wie nun mut-
maßlich fast 50 Jahre später; das Abkom-
men gilt nach Einschätzung des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Bundestages nach
wie vor, ist allerdings durch Folgeregelun-
gen obsolet geworden. Ungeachtet dessen
sah Pfeiffer im Schmidt-Debré-Abkommen
einen „richtigen Ansatz“. Die gemeinsamen
Rüstungsvorhaben werde es nur geben,
„wenn man sich nicht nur auf die techni-
schen Kriterien, sondern auch über die
Endverwendung gemeinsam verständigt“,
zeigte er sich überzeugt.
Katja Keul (Bündnis 90/Die Grünen) for-
derte die Bundesregierung demgegenüber
auf, sich zu ihrer strikteren Exportkontrolle
zu bekennen und auf die Beachtung der
Menschenrechtslage in den Empfängerlän-
dern zu pochen. Panzer und Flugzeuge
könnten auch für den europäischen Markt
gebaut werden, „das ist wirtschaftlich nicht
so uninteressant, dass man dazu unbedingt

auf den Export an die Saudis oder sonst
wen angewiesen wäre“, urteilte sie.
Von „Hinterzimmerpolitik“ und einen
„Deal gegen unsere Prinzipien“ sprach
Norbert Kleinwächter (AfD). Deutschland
bezahle erheblich für die Entwicklung von
Systemen und stelle den Franzosen auch
Technologie zur Verfügung. „Und die Fran-
zosen verkaufen die Systeme dann in Län-
der, in denen Menschenrechte mit Füßen
getreten werden“, kritisierte er.
Sevim Dagdelen (Die Linke) wertete die
Pläne als „Angriff auf das Friedensgebot
des Grundgesetztes“. Nie wieder sollten
deutsche Waffen „den Diktatoren dieser
Welt dazu dienen, ihre Bevölkerungen zu
massakrieren oder andere Länder barba-

risch zu überfallen“, forderte sie.
Sandra Weeser (FDP) forderte Aufklärung
über den exportpolitischen Kurs der Regie-
rung. Die Entscheidungsgrundlagen seien
nicht transparent und systematisch, was
auch für die Unternehmen, die auf Plan-
barkeit angewiesen seien, non Nachteil sei.
Auf europäischer Ebene müsse die Bundes-
regierung außerdem aktiv für ihre restrikti-
vere Linie werben, verlangte Weser.
Kritik kommt auch aus den eigenen Rei-
hen. So betonte Florian Post (SPD) gegen-
über dem CDU-Kollegen Joachim Pfeiffer,
Deutschland könne seine Grundsätze nicht
vollständig über Bord werfen. Die Sozial-
demokraten hielten „selbstverständlich an
dem Grundsatz fest, dass Waffenexporte in

Kriegs- und Spannungsgebiete unterblei-
ben sollten und verboten werden müssen“.
Post verteidigte außerdem den deutschen
Ausfuhrstopp für Rüstungsgüter nach Sau-
di-Arabien, von dem auch europäische Ge-
meinschaftsprojekte wie der Tornado oder
der Eurofighter betroffen sind – was Ver-
bündete wie Briten und Franzosen gerade
sehr verärgert. Der SPD-Abgeordnete gab
sich unbeeindruckt: Wenn die Briten es be-
dauerten, dass sie keine Eurofighter mehr
nach Saudi-Arabien liefern dürfen, „die
dann im Jemen-Krieg dazu eingesetzt wer-
den, Bomben abzuwerfen“, dann werde ge-
rade an diesem Beispiel deutlich, „dass wir
uns in einer moralisch besseren Position
befinden“. Johanna Metz T

Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (2.v.r, CDU), und ihre französische Amtskollegin Florence Parly (3.v.l) Anfang Februar bei
einem Triebwerkshersteller bei Paris. Neue Kampfjets sollen bis 2040 die Eurofighter und Rafale-Flotten ersetzen. © picture-alliance/dpa
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hre Karte von Afrika ist ja sehr
schön, aber meine Karte von Afrika
liegt in Europa.“ Mit diesen Worten
beschied Reichskanzler Otto von
Bismarck 1888 dem Journalisten
und Forschungsreisenden Eugen

Wolf, was er von der Forderung nach weite-
ren Kolonien für das Deutsche Reich hielt.
Trotz der prinzipiell skeptischen Haltung
des Kanzlers, hatte das Kaiserreich zu die-
sem Zeitpunkt eine Reihe von sogenannten
„Schutzgebieten“ erworben und war damit
dem Klub der europäischen Kolonialmäch-
te beigetreten. Bismarck selbst hatte 1884
die europäischen Mächte zu einer Konfe-
renz nach Berlin geladen, um ihre kolonia-
len Streitigkeiten beizulegen. 30 Jahre spä-
ter wurden die kolonialen Ambitionen des
Deutschen Reichs auf den europäischen
Schlachtfeldern des Ersten Weltkriegs beer-
digt. Im Versailler Vertrag musste Deutsch-
land all seine Kolonien abtreten. Die Besit-
zungen in Togo, Kamerun, Deutsche-Süd-
west (heutiges Namibia), Deutsch-Ostafri-
ka (Tansania, Burundi, Ruanda) und im
Pazifik (Neuguinea, Samoa, Tsingtau) wur-
den zu Völkerbundmandaten erklärt und
kamen unter die Kontrolle der Siegermäch-
te des Ersten Weltkriegs. Ihre Unabhängig-
keit konnten sie wie die meisten Kolonien
erst mit der nach dem Zweiten Weltkrieg
einsetzenden Dekolonisation erringen.

Macrons Vorstoß In diesen Tagen scheint
die Karte Afrikas erneut in Europa zu lie-
gen – wenn auch unter umgekehrten Vor-
zeichen. Die Ankündigung von Frankreichs
Staatspräsident Emmanuel Macron im Ja-
nuar 2018, „innerhalb der nächsten fünf
Jahre die Voraussetzungen für zeitweilige
oder endgültige Restitutionen des afrikani-
sches Erbes an Afrika“ zu schaffen, hat in
Europa eine Debatte über den Umgang mit
dem kolonialen Erbe ausgelöst. In
Deutschland wird diese Debatte durch die
bevorstehende Eröffnung des Humboldt-
Forums in Berlin, das unter anderem die
Sammlung des Ethnologischen Museums
beheimaten wird, zusätzlich beflügelt. Am
vergangenen Donnerstag erreichte das The-
ma in Form einer Debatte über einen An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/7735) und der Antwort der Bundesre-
gierung (19/6539) auf eine Große Anfrage
der AfD-Fraktion (19/3264) zum Umgang
mit Kulturgut aus der Kolonialzeit.
„Deutschland“, so befand Kirsten Kappert-
Gonther (Grüne) zum Auftakt der Debatte,
„leidet unter kolonialer Amnesie.“ Die Ko-
lonialherrschaft über Teile Afrikas, Ozea-
niens und Chinas sei ein „verdrängtes Ka-
pitel“ der deutschen Geschichte. Noch im-
mer existiere das Vorurteil, Deutschland sei
„eine unbedeutende und harmlose Koloni-
almacht“ gewesen. Kappert-Gonther ver-
wies in diesem Zusammenhang auf die
umstrittene Äußerung des Afrikabeauftrag-
ten der Bundesregierung, Günter Nooke
(CDU), in einem Zeitungsinterview, der
Kolonialismus habe dazu beigetragen, den
afrikanischen Kontinent aus archaischen
Strukturen zu lösen. „Es ist höchste Zeit,
den Kolonialismus, die damit verbunde-
nen Verbrechen und den antikolonialen
Widerstand endlich umfassend aufzuarbei-
ten“, forderte die Parlamentarierin. In ih-
rem Antrag fordern die Grünen neben der
historische Aufarbeitung des Kolonialis-
mus, die Klärung der Herkunft von kolo-
nialen Kulturgütern in Museen und Samm-
lungen und deren Restitution an die „Her-
kunftsgesellschaften“ sowie die Errichtung
einer Erinnerungsstätte zur Kolonialherr-
schaft in der deutschen Hauptstadt.
Brigitte Freihold, Kulturpolitikerin der
Linksfraktion, schloss sich den Forderun-
gen der Grünen an. Was für die Terrorherr-
schaft der Nationalsozialisten gelte, müsse
auch für die deutschen Kolonialverbrechen
gelten. „Daraus folgen Konsequenzen für
die Aufarbeitung: Anerkennung des Geno-

zids an Herero und Nama, Entschädigung,
Wiedergutmachung, Rückgabe geraubter
Kulturgüter und nicht zuletzt die Sensibili-
sierung unserer Gesellschaft in der schuli-
schen, politischen und kulturellen Bil-
dung.“

Koalitionsvertrag Auch von den anderen
Fraktionen mit Ausnahme der AfD wurde
die parlamentarische Initiative der Grünen
prinzipiell begrüßt. Einigkeit herrscht vor
allem darüber, die Provenienzforschung
für Kulturgüter aus der Kolonialzeit zu ver-
stärken. Immerhin hatten sich die Unions-
parteien und die SPD in ihrem Koalitions-
vertrag zur „Aufarbeitung der Provenien-
zen von Kulturgut aus kolonialem Erbe in
Museen und Sammlungen verpflichtet“.
Seit Jahresbeginn ist das Deutsche Zentrum
Kulturgutverluste, bislang vor allem für die
Provenienzforschung bei NS-Raubkunst

zuständig, mit dieser Aufgabe betraut und
verfügt über einen eigenen Etat dafür. Und
im Oktober vergangenen Jahres wurde eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe im Rahmen
der Kultusministerkonferenz eingerichtet,
um eine bundesweit einheitliche Vorge-
hensweise beim Umgang mit Kulturgut aus
kolonialen Kontexten zu konzipieren.
Welche Kulturgüter und unter welchen Be-
dingungen restituiert werden sollen, darü-
ber herrscht allerdings wenig Einigkeit. Der
kulturpolitische Sprecher der FDP-Frakti-
on, Martin Ebbing, verwies darauf, dass die
Grünen in ihrem Antrag letztlich eine Um-
kehrung der Beweislast fordern. Alle Mu-
seen müssten demnach beweisen, dass sie
ihre Sammlungsstücke aus der Kolonialzeit
rechtmäßig erworben haben. Diese Beweis-
lastumkehr stelle die Museen unter einen
„Generalverdacht“. Die Herkunft tausender
Sammlungsstücke müssten untersucht wer-

den, auch dann, wenn niemand Anspruch
auf sie erhebt, gab Ebbing zu bedenken.
Geklärt werden müsse, an wen die Kultur-
güter restituiert werden sollen. Der im Grü-
nen-Antrag verwendete Begriff „Herkunfts-
gesellschaften“ sei unkonkret. „Sprechen
wir hier von Rückgaben an Individuen,
Herrscherfamilien, Religionsgemeinschaf-
ten, ethnische Volksgruppen oder an die
heutigen Nationalstaaten? Die Herkunfts-
gesellschaften, aus denen die Kunstgegen-
stände entwendet worden sind, existieren
heute oftmals nicht mehr“, sagte Ebbing.
Mit welchen Schwierigkeiten die Rückgabe
von Kulturgütern verbunden sei kann,
zeigte der CDU-Rechtspolitiker Ansgar He-
veling an einem aktuellen Beispiel aus
Stuttgart. Dort sollte eine Bibel und eine
Peitsche des namibischen Nationalhelden
Hendrik Witbooi aus dem Stuttgarter Lin-
den-Museum an Namibia zurückgegeben

werden. Dagegen hatte die Vereinigung der
Nama-Stammesältesten eine einstweilige
Verfügung beim baden-württembergischen
Verfassungsgerichtshof beantragt. Sie for-
derten eine Rückgabe der Bibel und der
Peitsche, die deutsche Kolonialtruppen
1893 bei Gefechten mit Witbooi erbeutet
haben sollen, an die Nama beziehungswei-
se Witboois Familie. Das Gericht wies die
Verfügung zurück und erklärte, es sei nicht
zuständig für den Streitfall innerhalb Na-
mibias. Bibel und Peitsche sollen jetzt wie
geplant am 1. März zurückgegeben wer-
den. Das prinzipielle Problem bei strittigen
Rückgaben ist damit aber nicht gelöst.
Hebelings bayerischer Fraktionskollege
Volker Ullrich (CSU) wies darauf hin, dass
sich bei der Provenienzforschung Fragen
stellen, die sich mitunter nicht so einfach
beantworten lassen. Manche Kulturgüter
seien geraubt, andere verschenkt oder ge-
kauft worden. „Aber was bedeutet denn
verschenken oder verkaufen in einer struk-
turell ungleichen Gesellschaft des Jahres
1900?“ Ullrich plädierte deshalb für eine
Einzelfallprüfung bei der Restitution.
Ein Beispiel für eine solch umstrittene
Schenkung gehört zu den Schmuckstücken
des Ethnologischen Museums in Berlin:
der Thronsessel „Mandu Yenu“. Ibrahim
Njoya, Sultan des Königreichs Bamum im
Westen des heutigen Kameruns soll den
Perlenthron Kaiser Wilhelm II. freiwillig
geschenkt haben. Doch die Freiwilligkeit
lässt sich bestreiten. Nachdem in Deutsch-
land eine Fotografie des farbenprächtigen
Perlenthrons erschienen war, soll eine re-
gelrechte Jagd deutscher Museen auf den
Thron eingesetzt haben. So oder so, der
Perlenthron ging nach Berlin, Sultan Njoya
behielt lediglich eine Kopie. Eine solche
Schenkung eines unterworfenen Regional-
herrschers an die Kolonialmacht lässt sich
sicherlich unterschiedlich bewerten.
Wie die Europäer all die wertvollen Kultur-
güter in ihren Kolonien erwarben, lässt eine
Äußerung des deutschen Kolonialbeamten
Richard Kandt erahnen. „Überhaupt ist es
sehr schwer, einen Gegenstand zu erhalten,
ohne zum mindesten etwas Gewalt anzu-
wenden. Ich glaube, dass die Hälfte Ihres
Museums gestohlen ist“, schrieb er 1897
aus der damaligen Kolonie Deutsch-Ostafri-
ka an den Ethnologen Felix von Luschan
am Museum für Völkerkunde in Berlin,
dem heutigen Ethnologischen Museum.

AfD befürchtet Ausverkauf Einen von al-
len anderen Fraktionen abweichenden
Standpunkt nimmt die AfD-Fraktion ein.
Sie will in der Restitution von Kulturgütern
einen „Ausverkauf unseres Landes“ und in
der Aufarbeitung der Kolonialgeschichte
die „Kultivierung eines Schuldkomplexes“
erkennen. Dieser Schuldkomplex solle „als
psychopolitische Grundlage dienen für die
Akzeptanz von Massenmigration und Mul-
tikulturalismus“, kritisierte der kulturpoli-
tische Sprecher der AfD-Fraktion Marc Jon-
gen. In der Diskussion spiele es offenbar
keine Rolle, ob die Kunstwerke in den be-
troffenen afrikanischen Staaten überhaupt
„sachgerecht konserviert und präsentiert
werden können“, argumentierte Jongen.
Der SPD-Kulturpolitiker Helge Lindh hielt
Jongen entgegen, dass es „völlig irrelevant“
sei, ob die kuratorische oder konservatori-
sche Kompetenz in den afrikanischen Län-
dern sichergestellt sei: „Es ist nicht an uns,
zu entscheiden, ob unrechtmäßig enteig-
nete Güter in den Keller oder in den Hof
gestellt, in Rituale eingespeist werden oder
sonst was damit gemacht wird.“ Hätte sich
die AfD, so führte Lindh weiter aus, ein
bisschen mit afrikanischer Kunst auseinan-
dergesetzt, dann hätte sie verstanden, dass
ganz viele Objekte „eingebettet waren in
Rituale und nicht dem eurozentrischen
westlichen Denken eines schieren Objekts
entstammen, das man in ein Museum
stellt“. Alexander Weinlein T

Ein Geschenk für Kaiser Wilhelm II.? Der Thronsessel „Mandu Yenu“ im Ethnologischen Museum Berlins © picture-alliance/dpa

Afrikas Karte
KULTUR Bundestag debattiert über den Umgang mit dem
kolonialen Erbe und die Rückgabe von Kulturgütern
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KURZ REZENSIERT

Zuerst warben vor allem linke Politiker für
das revolutionäre Konzept. Inzwischen
trommeln auch Unternehmer wie etwa
Götz Werner, Gründer der Drogeriekette
dm, oder Elon Musk, Mitbegründer des Be-
zahlsystems PayPal, für diesen Shootingstar
am Ideenhimmel. Sogar die Weltbank plä-
diert für das sozialpolitische Wundermittel.
Michael Bohmeyer und Claudia Cornelsen
befeuern in ihrem Buch ebenfalls den Hype
um das „bedingungslose Grundeinkom-
men“: Jeder Bürger, ob reicher Erbe oder
armer Minijobber, bekommt vom Staat mo-
natlich 1.000 Euro – womit alle anderen
Sozialleistungen abgedeckt sind. Das setzt
offenbar ungeahnte Kräfte frei: Man hängt
nicht frustriert herum, sondern meistert ak-
tiv sein Schicksal.
Diese Überzeugung sehen die Autoren von
einem „Gesellschaftsexperiment“ bestä-
tigt: Bohmeyers Verein „Mein Grundein-
kommen“ verlost 1.000 Euro pro Monat für
ein Jahr, finanziert durch Spenden. Über
250 Leuten war dieses Losglück schon
hold. Zwei Dutzend von ihnen skizzieren
die Verfasser als Menschen, die ohne finan-
ziellen Druck über ihre Situation, ihre Um-
welt, ihre Pläne nachdenken. Es entstehen
Gemeinschafts- und Selbstwertgefühle, ei-
nige kündigen ihren Job, manche sehen ih-
ren Beruf plötzlich positiv, andere gründen
gar Firmen mit neuen Jobs. Obendrein
kümmert man sich um Kinder, hält anderen
die Tür auf, drängelt nicht an der U-Bahn.
Eine phantastische Welt – vielleicht zu
phantastisch.
Kritische Aspekte streift der Band nur am
Rande. Unternehmer könnten versucht
sein, angesichts der 1.000-Euro-Absiche-
rung die Löhne zu drücken – was die
Machtbalance zu Lasten der Gewerkschaf-
ten verschieben würde. Wird das Grundein-
kommen vielleicht zur „Stillhalteprämie“
für Ausrangierte, die in der Erwerbsarbeit
chancenlos sind? Wie sollen überdies die
gigantischen Kosten eines bedingungslosen
Grundeinkommens gestemmt werden? Und
auf Dauer würden 1.000 Euro als Existenz-
minimum „verdammt knapp“, räumen die
Autoren ein. kos T

Michael Bohmeyer,
Claudia Cornelsen:
Was würdest Du
tun?
Wie uns das
bedingungslose
Grundeinkommen
verändert.
Econ-Verlag,
Berlin 2019;
285 S., 16 €

Den deutschen Konservatismus in der Peri-
ode seiner „möglichen Erschöpfung“ zu
analysieren – das ist dem Frankfurter Poli-
tikwissenschaftler Thomas Biebricher einen
Versuch wert. Kenntnisreich beschreibt er
die Ursprünge des Konservatismus, die er
auf dessen geistigen Stammvater, den iri-
schen Philosophen und Politiker Edmund
Burke, zurückführt. In Burkes Ansatz einer
erfahrungsbasierten Politik, die „aus gutem
Grund die Form der kleinen Schritte und
des Auf-Sicht-Fahrens“ wählt, entdeckt
Biebricher Parallelen zur heutigen Politik.
Den Akteuren gehe es darum, „die Kollate-
ralschäden des politischen Gestaltungswil-
lens“ in unruhigen Zeiten möglichst gering
zu halten. Schon Burke hatte die „inhalts-
freie Kunst der Moderation widersprüchli-
cher Positionen“ als Kernkompetenz des
Konservatismus diagnostiziert.
Charakteristisch für die Bonner Republik ist
laut Biebricher die von der Politik betriebe-
ne moderate „Bewahrung des Bewähr-
ten“. Erst seit der 68er-Revolution habe es
einen Umschwung zur „Rettung des Beste-
henden“ gegeben. In der Studie geht es je-
doch vor allem um die Entwicklung des
Konservatismus unter den Bundeskanzlern
Helmut Kohl und Angela Merkel mit ihrem
„strategisch eingesetzten Zögern“.
Biebricher benennt die von den Christde-
mokraten geräumten zentralen Standpunk-
te wie das Bekenntnis zur Wehrpflicht oder
zur Kernkraft, um so deutlich zu machen,
warum sich am Rand der Union ein rechtes
Spektrum herausbilden konnte. Bereits in
den 1980er Jahren habe eine Rechtsaußen-
partei wie die Republikaner mit ihren Pro-
testen gegen Überfremdung „Achtungser-
folge“ erzielt. Heute habe sich der deut-
sche Konservatismus in seiner substanziel-
len Dimension (Heimat, Familie, Religion)
weitgehend verbraucht habe. Als letzte in-
takte konservative Kernposition sei das Be-
kenntnis zur Haushaltsdisziplin, zur
„Schwarzen Null“, übriggeblieben. Ange-
sichts dieser Diagnose will Biebricher im
Falle des christsozialen Konservatismus der
CSU ein Abdriften in den „Rechtspopulis-
mus“ nicht ausschließen. manu T

Thomas Biebricher:

Geistig-moralische
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des deutschen
Konservatismus.
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318 S., 28 €

Suche nach fairer und gerechter Lösung
NS-RAUBKUNST Anhörung über Restitution und Arbeit der Beratenden Kommission

Der Umgang mit nationalsozialistischer
Raubkunst und deren Rückgabe gemäß
den Prinzipien der Washingtoner Erklä-
rung von 1998 bleibt ein Reizthema. Dies
offenbarte sich einmal mehr in einer öf-
fentlichen Anhörung des Kulturausschusses
in der vergangenen Woche zu einem An-
trag der FDP-Fraktion (19/5423), die Re-
formen bei der Restitution von Kulturgü-
tern fordert. Nach den Vorstellungen der
Liberalen soll eine Stiftung gegründet wer-
den, die alle potenziellen Verdachtsfälle in
bundeseigenen Sammlungen untersuchen
soll. Diese Stiftung soll zudem das Deut-
sche Zentrum Kulturgutverluste als Ge-
schäftsstelle der Beratenden Kommission
für die Rückgabe NS-verfolgungsbedingt
entzogener Kulturgüter ablösen.
Bereits bei der Frage, wie viele Fälle von
NS-Raubkunst sich noch in den Sammlun-
gen deutscher Museen befinden, scheiden
sich die Geister. Von „tausenden“ Fällen
sprach Agnes Peresztegi von der Commissi-
on for Art Recovery in New York in der An-
hörung. Sie übte zudem harte Kritik an
den Bemühungen Deutschlands, die Kul-
turgüter an die Erben und Nachfahren der
Opfer des Nationalsozialismus zu restituie-
ren. Die bisherigen Anstrengungen seien
Stückwerk und litten mitunter auch an den
Verflechtungen des föderalen Systems.

Konkret bemängelte sie die Arbeit des Zen-
trums Kulturgutverluste und der Beraten-
den Kommission. Persesztegi sprach sich
dafür aus, dass die Beratende Kommission
entgegen der bisherigen Regelung auch
einseitig angerufen werden kann. Dies for-
dert auch die FDP in ihrem Antrag.
Der Kunsthistoriker Gilbert Lupfer vom
Vorstand des Zentrums Kulturgutverluste
wies die Kritik und die Forderungen der
FDP zurück. Das Zentrum sei kompetent
und die Einrichtung einer konkurrierenden
Institution würde die geleistete Arbeit bei
der Provenienzforschung um Jahre zurück-
werfen. Lupfer widersprach zudem der Be-
hauptung, in deutschen Museen seien
noch immer tausende Verdachtsfälle zu
finden. Dies lasse sich durch keinerlei em-
pirische Befunde belegen.

Verjährungsfristen Der Einschätzung
Lupfers schloss sich auch Kulturstaatsmi-
nisterin Monika Grütters (CDU) an. Die
Museen würden ihre Sammlungen über-
prüfen, beim Umgang mit NS-Raubkunst
sei ein spürbarer Bewusstseinswandel ein-
getreten. Grütters verwies darauf, dass in
den vergangenen 20 Jahren rund 5.700
Kulturgüter und 11.0000 Bücher allein aus
den Sammlungen des Bundes restituiert
worden seien. Zugleich sprach sie sich für

eine Neuregelung der Verjährungsfristen
für NS-Raubkunst aus.
Der stellvertretende Leiter der Beratenden
Kommission, Wolf Tegethoff, wies darauf
hin, dass die Beratende Kommission nur
dann tätig werden könne, wenn sie von
den Streitparteien angerufen werde. Des-
halb sei die Kritik, sie habe seit 2003 nur
in 15 Fällen eine Empfehlung für oder ge-
gen Restitution ausgesprochen, nicht be-
rechtigt. Die Kommission suche nach „fai-
ren und gerechten Lösungen“. In den meis-
ten Fällen würden sich die Parteien zudem
bilateral einigen. Kritisch bewertete Teget-
hoff die Forderung nach einem Restituti-
onsgesetz. Auch dann müssten die Antrag-
steller auf Rückgabe ihren Anspruch bele-
gen. Für ein Restitutionsgesetz hatte sich
der Vorsitzende der Beratenden Kommissi-
on, der frühere Präsident des Bundesverfas-
sungsgericht Hans-Jürgen Papier in einem
Interview mit der „Süddeutschen Zeitung“
ausgesprochen. Dies würde die Beratende
Kommission überflüssig machen. aw T
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Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Strom kommt
aus der Dose

Mit Blitzlicht, Rotlicht und
Blaulicht kann man den Le-
ser hinter dem Ofen hervor-
locken. Seit vergangene Wo-

che im Berliner Stadtteil Köpenick für
31 Stunden der Strom ausblieb, wissen
wir: Gar kein Licht geht im Zweifel auch.
Von den Berliner Blättern bis zu „Bild“
und „Spiegel Online“ rückte Köpenick in
den Fokus von Livetickern, Bilderstrecken,
Live-Schalten. Survival-Experten wurden
befragt, der Katastrophenschutz zum In-
terview gebeten. In das finstre Herz des
Geschehens, das nachtschwarz im energe-
tischen und digitalen Off so episch dalie-
gende Köpenick sprach sich die Aufre-
gung nicht herum. Wie immer standen
die Graureiher am Spreeufer Spalier, am
Kuhwall aßen die Prepper im Schein der
Öllampe Dosenfleisch mit Klappbesteck
und in der Kämmereiheide sagten sich
Fuchs und Hase, nun ja, „jute Nacht“.
Im Rathaus aber stand einer unter Strom.
Als Nachfolger von Jacza von Köpenick
und Albrecht dem Bären haben die Köpe-
nicker einen Bezirksbürgermeister na-
mens Oliver Igel ausersehen, was klug ist,
weil Igel wissen, wie der Hase läuft. Und
Igel sprach: „Ich bin schon hier.“ Eine
ganze Nacht lang informierte er über die
Lage, holte Hilfe heran und forderte die
Köpenicker dazu auf, nach den Nachbarn
zu schauen. Und als nach langen Stunden
die Lichter wieder angeknipst wurden, da
ging Igel ein Licht auf: Zum Mond könne
die Menschheit fliegen, sagte der Bürger-
meister. Da dürfe man auch erwarten,
dass Bauarbeiter nicht einfach blind in
der Erde bohren und ganzen Stadtteilen
den Saft abdrehen. Der Berliner Senat hat
übrigens schon erste Konsequenzen aus
dem Blackout gezogen: Im Senatsreserve-
speicher lagern jetzt vorsorglich 20.000
Eimer – bis zum Rand gefüllt mit Tages-
licht. Alexander Heinrich T

VOR 40 JAHREN...

Die grüne
Gründung
17.3.1979: Wahlliste für Europawahl
Es gilt als die erfolgreichste Parteineu-
gründung in der Geschichte der Bundes-
republik: Bündnis 90/Die Grünen.
Längst hat sich die Partei etabliert, war
an Bundesregierungen beteiligt und
schwamm zuletzt bei Landtagswahlen
auf einer Erfolgswelle. Wer hätte das vor
40 Jahren gedacht? „Es waren einmal“,
schreiben die Grünen selbst über ihren

Ursprung, „viele Männer mit langen Bär-
ten und Frauen mit jeder Menge Strick-
nadeln. Die trafen sich“ am 17. und
18. März 1979 „in Frankfurt, um Farbe
zu bekennen.“ Der Ursprung der späte-
ren Ökopartei.
Zwar waren schon Mitte der 1970er Jahre
in verschiedenen Bundesländern grüne
und sogenannte bunte Listen entstan-
den. Zusammenschlüsse aus Umwelt-
schützern und Atomkraftgegnern, Pazi-
fisten und Feministen. Doch bei der Eu-
ropawahl 1979, bei der das EU-Parla-
ment erstmals direkt von den Bürgern
gewählt wurde, wollte man als gemeinsa-
me Wahlliste antreten. So kam es auf Ini-
tiative des Bundesverbandes Bürgerinitia-
tiven Umweltschutz zu dem Treffen von
500 Delegierten in Frankfurt am, Main.
Die Vertreter der „Aktionsgemeinschaft
Unabhängiger Deutscher“ (AUD), der
„Grünen Aktion Zukunft“ (GAZ), der
„Grünen Liste Umweltschutz“ (GLU) so-
wie anderer Listen und Bürgerinitiativen
gründeten die Sonstige Politische Verei-
nigung (SPV) „Die Grünen“ mit dem Ex-
CDU-Bundestagsabgeordneten Herbert
Gruhl an der Spitze. Mit Petra Kelly als
Spitzenkandidatin holte die SPV bei der
Europawahl 3,2 Prozent. Im Januar 1980
wurden „Die Grünen“ als Partei gegrün-
det. Benjamin Stahl T

Die Grüne Spitzenkandidatin Petra Kel-
ly, aufgenommen im Wahljahr 1979
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Zur Ausgabe 4-5 vom 21. Januar 2019,
„Ein halbes Jahrhundert kämpfen“ auf
Seite 9:
Wo bleibt die zugesagte Wahlrechtsreform?
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble
(CDU) hat bei seiner Antrittsrede eine notwen-
dige Reform des jetzigen Wahlrechts verspro-
chen, damit es künftig nicht mehr so viele
Überhangmandate gibt. Wenn nichts ge-
schieht, sind es bei der nächsten Bundestags-
wahl sicher noch mehr. Dass die Bundestags-
abgeordneten an einer Wahlrechtsreform
kaum Interesse haben, ist wegen der vielen
Privilegien nur verständlich. Ich vermute, für
viele Abgeordnete ist das Bundestagsmandat
eine nicht schlecht dotierte Nebenbeschäfti-
gung, bei der man außerdem einige Freunde
als Mitarbeiter gut versorgen kann. Vor Jahren
hat schon das Bundesverfassungsgericht ver-
langt, das Wahlrechtsgesetz so zu ändern, dass

die in der Verfassung vorgeschriebene Anzahl
an Bundestagsabgeordneten in etwa gehalten
wird. Geschehen ist nichts. Gilt nun unsere Ver-
fassung oder gilt sie nur eingeschränkt?

Josef Hanauer,
Karlsruhe

Zur Debattendokumentation der Aus-
gabe 6-7 vom 04. Februar 2019:
Der redliche Anspruch von Bundestagspräsi-
dent Schäuble kann nicht ganz überzeugen.
Wenn man sich die jüngere Vergangenheit an-
schaut, dann gibt es doch einige Beispiele, die
dafür sprechen, dass die Gesellschaft die NS-
Vergangenheit in ihrem Gedächtnis abstreift.
Ich denke da an das Jahr 2013, als der Bundes-
tag zunächst gegen eine faire Anpassung der
Ghettorenten abgestimmt hat oder an die
Hamburger Stadthöfe, wo in der früheren Ge-
stapo-Zentrale, in der die Deportation von

Menschen jüdischen Glaubens in ganz Nord-
deutschland organisiert wurde, anstatt einer
würdigen Gedenkstätte lieber ein moderner
Konsumtempel entstehen soll. Es muss eindeu-
tig mehr getan werden, damit mit dem Able-
ben der letzten Zeitzeugen nicht auch die Ver-
antwortung entschwindet!

Rasmus Ph. Helt,
Hamburg

Zur Ausgabe 6-7 vom 04. Februar 2019,
„Grenzwertig“ auf Seite 6:
181 Getötete und 2.478 Schwerverletzte auf-
grund überhöhter Geschwindigkeit auf deut-
schen Autobahnen. So lautet die Bilanz unse-
rer (laut Verkehrsminister Andreas Scheuer)
„sicheren“ Autobahnen für das Jahr 2017.
Herr Scheuer hat natürlich das gute Recht,
nicht jeden Vorschlag einer Sachverständigen-
kommission umzusetzen. Den Vorschlag eines

Tempolimits auf deutschen Autobahnen jedoch
als „gegen jeden Menschenverstand“ abzu-
qualifizieren, ist aus meiner Sicht an Unsensi-
bilität und Unverstand nicht zu überbieten. In
den Zahlen des Statistischen Bundesamtes
heißt es weiter: „Eine der Hauptunfallursachen
auf Autobahnen ist zu schnelles Fahren.“ Im
Jahr 2017 war mehr als ein Drittel der Auto-
bahnunfälle darauf zurückzuführen. Herr Mi-
nister Scheuer, als betroffener Angehöriger
würde ich Ihnen gegenüber nur eines empfin-
den: Wut und Verzweiflung.

Rainer Schneider-Wilkes,
Gundelfingen

SEITENBLICKE

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 18. März.

PANNENMELDER
Zur Ausgabe 8 vom 18. Februar 2019:
Statt der aktuellen „leicht erklärt“-Beila-
ge „Das Starke-Familien-Gesetz“ wurde
aufgrund eines technischen Fehlers die
alte Beilage „Familien unterstützen“ vom
22. Oktober 2018 gedruckt. Die aktuelle
Beilage finden Sie online unter
www.das-parlament.de

ORTSTERMIN: PARLAMENTSHISTORISCHE AUSSTELLUNG

Im Dom der Demokratie
Dass sein Arbeitsplatz in der „weitaus schönsten“ und
obendrein „exotischsten“ Liegenschaft des Deutschen
Bundestages untergebracht ist, steht für Andreas Baasner
außer Frage. Wer hat einen 90 Meter hohen Turm? Den
Blick auf den Gendarmenmarkt? Und wer verbringt schon
seine Tage unter einem Dach mit so bemerkenswerten Ex-
ponaten wie der schwarz-rot-goldenen Fahne aus dem
Jahr 1832 oder dem Häkeldeckchen von der Hand Katrin
Göring-Eckardts, der ehemaligen Bundestagsvizepräsiden-
tin? Ganz zu schweigen von der monumentalen Gips-
klaue des Bundesadlers aus dem alten Bonner Plenarsaal.
Bei der Traumimmobilie handelt es sich um den Deut-
schen Dom am Berliner Gendarmenmarkt, wo Baasner
mit vier weiteren Kollegen die Dauerausstellung „Wege –
Irrwege – Umwege“ des Bundestages zur Geschichte des
Parlamentarismus in Deutschland organisatorisch be-
treut. Im vorigen Jahr zählte sie 325.000 Interessierte, wo-
mit sie innerhalb der Berliner Museumsszene, meint
Baasner, „sehr gut besucht“ sei, bedenke man zumal die
„Sperrigkeit des Themas“.

Das Angebot ist kostenlos. Man kann sich einzeln oder in
Gruppen durch die Ausstellung führen lassen. In einem
Miniatur-Plenarsaal mit insgesamt 50 Teilnehmern eine
Bundestagssitzung simulieren. In Schülerprojekten, für
die bis zu drei Stunden vorgesehen sind, mit einem Frage-
bogen als Leitfaden Themen aus Geschichte oder Praxis
des Parlamentarismus selbsttätig erarbeiten. „Das Feuer in
den Menschen anzuzünden, dass sie brennend für die
parlamentarische Demokratie das Haus verlassen“, das ist
für Baasner der Bildungsauftrag der Ausstellung.
Der Deutsche Dom geht auf eine 1708 fertiggestellte Kir-
che zurück, die von 1780 an um einen monumental auf-
ragenden, auf drei Seiten von Säulengiebeln umstellten
Kuppelbau erweitert wurde. Im Zweiten Weltkrieg ausge-
brannt, lag die Ruine vier Jahrzehnte lang von Wildwuchs
überwuchert, bis die DDR-Behörden in der Endzeit ihres
Staates beschlossen, sie in eine Kunsthalle umzuwandeln.
Auf fünf Ebenen dokumentieren heute zumeist Schauta-
feln die Wege, Irrwege und Umwege aus rund zwei Jahr-
hunderten. Hambacher Fest, Frankfurter Paulskirche, Kai-

serreich und Weimarer Republik, NS-Diktatur, den
„Scheinparlamentarismus“ der DDR und nicht zuletzt das
Grundgesetz.
Mittlerweile hat die Ausstellung selbst eine wechselvolle
Vergangenheit: Eröffnet 1971 unter dem Titel „Fragen an
die deutsche Geschichte“ im wiederaufgebauten Reichs-
tagsgebäude, war sie in Teilen seit 1996 vier Jahre im
Deutschen Dom zu sehen. Dann wurde sie gründlich
überarbeitet und 2002 in der heutigen Gestalt wiederer-
öffnet. Bleiben soll es dabei aber nicht. Weniger belehren-
de Schautafeln, mehr interaktive Angebote, die Besucher
reizen sollen, sich selber kundig zu machen, so lauten die
Wünsche der Verantwortlichen für eine Neukonzeption.
„Wir erklären an sechs Tagen in der Woche von morgens
bis abends, wie der Bundestag funktioniert“, sagt Baasner.
Und zitiert einen 16-jährigen Teilnehmer eines Schüler-
projekts, bei dem das Bemühen erkennbar Früchte getra-
gen hat: „Es ist ja sehr kompliziert, aber ich gehe jetzt
hier heraus und interessiere mich dafür, denn es lohnt
sich.“ Wilfried Dolderer T

Ein Gang durch die Geschichte mit interaktiven Inhalten: Zwei Studenten lernen am Berliner Gendarmenmarkt etwas über die „Wege –Irrwege –Umwege“ des Parlamentarismus.
© Deutscher Bundestag/Marco Urban

12 KEHRSEITE Das Parlament - Nr. 9-11 - 25. Februar 2019

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 13. – 15.03.2019

Gesundheitliche Versorgung (Do)
Netzwerkdurchsetzungsgesetz (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

PERSONALIA

>Rolf Böhme †
Bundestagsabgeordneter 1972-1982,
SPD
Am 12. Februar starb Rolf Böhme im Alter
von 84 Jahren. Der promovierte Jurist und
Rechtsanwalt aus Freiburg im Breisgau,
SPD-Mitglied seit 1959 und zeitweise Vor-
sitzender des dortigen Kreisverbands, war
von 1982 bis 2002 Oberbürgermeister von
Freiburg. Böhme amtierte von 1978 bis
1982 als Parlamentarischer Staatssekretär
beim Bundesminister der Finanzen. Im Bun-
destag arbeitete er im Finanz- sowie im Ver-
kehrsausschuss mit.

>Wolf Bauer
Bundestagsabgeordneter 1987-2009,
CDU
Am 5. März wird Wolf Bauer 80 Jahre alt.
Der promovierte Pharmazeut und Apotheker
aus Euskirchen wurde 1975 CDU-Mitglied
und amtierte von 1993 bis 1999 als stellver-
tretender Vorsitzender des Bezirksverbands
Aachen. Von 1979 bis 1994 war er Ratsherr
und von 1980 bis 1994 Bürgermeister sei-
ner Heimatstadt. Von 1994 bis 2009 gehör-
te er zudem dem Kreistag an. Bauer enga-
gierte sich im Deutschen Bundestag im Ver-
kehrs- sowie die längste Zeit im Gesund-
heitsausschuss.

>Franz Josef Jung
Bundestagsabgeordneter 2005-2017,
CDU
Franz Josef Jung begeht am 5. März seinen
70. Geburtstag. Der promovierte Jurist und
Rechtsanwalt aus Eltville trat 1971 der CDU
bei, war von 1981 bis 1983 stellvertretender
Bundesvorsitzender der Jungen Union und
von 1988 bis 2016 Mitglied des CDU-Bun-
desvorstands. Von 1983 bis 2005 gehörte er
dem hessischen Landtag an. Von 2005 bis
2009 amtierte er als Bundesverteidigungs-
minister. Den stellvertretenden Vorsitz sei-
ner Bundestagsfraktion hatte er von 2013
bis 2017 inne.

>Edmund Peter Geisen
Bundestagsabgeordneter 2005-2013,
FDP
Am 5. März wird Edmund Peter Geisen
70 Jahre alt. Der promovierte Agrarwissen-
schaftler und Landwirtschaftsdirektor aus
Daun/Eifel schloss sich 1990 der FDP an.
Der langjährige Stadtrat in Daun ist seit
2004 Kreistagsabgeordneter und gehörte
von 2001 bis 2006 dem rheinland-pfälzi-
schen Landtag an. Im Bundestag wirkte
Geisen im Petitions- sowie Landwirtschafts-
ausschuss mit.

>Klaus Immer
Bundestagsabgeordneter 1972-1987,
SPD
Klaus Immer vollendet am 9. März sein
95. Lebensjahr. Der Diplom-Landwirt und
Volkshochschuldozent aus Altenkirchen
stieß 1957 über die kurzlebige Gesamtdeut-
sche Volkspartei zur SPD. Immer, von 1969
bis 1999 zudem Kreistagsabgeordneter, ar-
beitete im Bundestag im Städtebau- sowie
im Landwirtschaftsausschuss mit.

>Hartmut Soell
Bundestagsabgeordneter 1980-1994,
SPD
Am 11. März begeht Hartmut Soell seinen
80. Geburtstag. Der promovierte Historiker
und Universitätsprofessor aus Heidelberg
trat 1962 der SPD bei. Im Bundestag enga-
gierte sich der Autor zahlreicher Darstellun-
gen zur Geschichte der SPD im Auswärtigen
Ausschuss. Von 1987 bis 1991 war Soell
Vizepräsident der WEU und 1992/93 deren
Präsident.

>Reinhard Weis
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
SPD
Reinhard Weis wird am 12. März 70 Jahre
alt. Der Diplom-Ingenieur aus Stendal
schloss sich Ende 1989 der SPD in der DDR
an, war langjähriger Vorsitzender des dorti-
gen SPD-Ortsvereins und gehörte 1990 der
ersten frei gewählten Volkskammer an.
Weis wirkte im Bundestag im Forschungs-
sowie im Verkehrsausschuss mit. Von 2000
bis 2005 war er Mitglied des Vorstands der
SPD-Bundestagsfraktion.

>Jutta Braband
Bundestagsabgeordnete 1990-1992,
PDS
Am 13. März wird Jutta Braband 70 Jahre
alt. Die Modedesignerin aus Berlin, von
1967 bis 1979 SED-Mitglied, wurde 1980
wegen oppositionellen Verhaltens zu einer
Haftstrafe verurteilt. Im Bundestag enga-
gierte sie sich als umweltpolitische Spreche-
rin ihrer Bundestagsfraktion. 1992 gab sie
ihr Mandat nach Vorwürfen, für die „Stasi“
gearbeitet zu haben, zurück.

>Uwe-Bernd Lühr
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
FDP
Uwe-Bernd Lühr wird am 17. März 70 Jahre
alt. Der Diplom-Ökonom aus Halle trat 1967
der LDPD in der DDR bei und wurde nach
1990 Vorsitzender des FDP-Kreisverbands
Halle sowie stellvertretender Vorsitzender
des Landesverbands Sachsen-Anhalt. Von
Ende 1991 bis Juni 1993 amtierte er zudem
als FDP-Generalsekretär. Lühr war zwischen
1995 und 1998 stellvertretender Vorsitzen-
der seiner Bundestagsfraktion und enga-
gierte sich im Arbeits- sowie im Verteidi-
gungsausschuss. bmh T
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Dorothee Bär, CDU/CSU, Staatsministerin für Digitalisierung:

Den digitalen Wandel
selbstbestimmt mitgestalten

Dorothee Bär (*1978)
Staatsministerin für Digitalisierung

Von Thomas Edison ist der
Satz überliefert: „Der Wert
einer Idee liegt in ihrer

Umsetzung.“ Das gilt selbstver-
ständlich auch für die Ideen, die
wir als Bundesregierung im Rah-
men der Digitalisierung gestalten
und vor allem auch umsetzen
wollen. Deswegen haben wir nach
der Digitalen Agenda der letzten
Legislaturperiode erstmals eine
Umsetzungsstrategie vorgelegt, die
definieren soll, was wir wollen,
aber vor allem auch, wie wir es
umsetzen wollen. Denn wir haben
festgestellt, dass der ganz besonde-
re Wert darin liegt, konkrete
Schritte zu gehen. Wir formulieren
nachprüfbare Schritte zu allen ein-
zelnen Handlungsfeldern.

Die Umsetzungsstrategie gibt es
sowohl ausgedruckt – auf Papier,

ganz analog – als auch digital –
digital-made-in.de, weil wir unse-
re Digitalisierung eben „sowohl-
als-auch“ gestalten und nicht „ent-
weder-oder“. Wir wollen das nie-
derschwellig für diejenigen ma-
chen, die sich nicht ein iPad für
über 1.000 Euro leisten können.

Unser Ziel ist ganz klar: Wir
wollen jede Bürgerin und jeden
Bürger in die Lage versetzen, den
digitalen Wandel selbstbestimmt
mitgestalten zu können und vor
allem verantwortungsvoll mit den
Risiken umzugehen. Dafür
braucht es zuallererst digitale Bil-
dung, auch und gerade in unseren
Schulen.

Der Weg für den
DigitalPakt Schule
ist nun geebnet.
Das war überfällig.
Ich gebe zu, dass
das zeitweise auch
eine sehr unschöne
Diskussion war.
Wir können auch
nicht damit zufrie-
den sein, sondern
wir müssen uns schon ein biss-
chen davon lösen, zu meinen,
dass wir innerhalb der Bundeslän-
der miteinander in einem Wettbe-
werb stehen und miteinander
konkurrieren. Unsere erste Kon-
kurrenz sind auch nicht unbe-
dingt Frankreich oder Großbritan-
nien – wobei in Großbritannien

schon jedes Kind 50 Minuten Pro-
grammierunterricht in der Grund-
schule hat –, sondern wir haben
den sogenannten War of Talents,
der global ist und der uns auch als
Deutschland, aber vor allem auch
als Europa in eine Sandwichposi-
tion bringt zwischen dem Silicon
Valley auf der einen Seite und vor
allem China auf der anderen Seite.
Da geht es nicht nur darum, dass
wir uns daran messen lassen, son-
dern wir müssen uns auch daran
messen lassen wollen. Es geht
auch nicht mehr nur darum, dass
wir sagen: „Mathe, Deutsch und
eine Fremdsprache sind wichtig“,

sondern wir müssen
unseren Kindern
auch einen digita-
len Kanon von
Grundfertigkeiten
mit auf den Weg ge-
ben, weil es eben
nicht nur um die
alteingeübten
Schulfächer geht. Es
geht auch um
„Computational

Thinking“, es geht um Program-
mieren, es geht um Datenanalyse,
es geht um Robotik, es geht um
Kollaboration. Es geht auch um
solche Themen wie digitale Ethik,
neue Formen der Problemlösung,
unternehmerisches Handeln,
Durchhaltevermögen. Diese Liste
könnte man immer so weiterfüh-
ren.

Wir müssen uns auch ganz be-
sonders um die Eltern kümmern;
denn man merkt immer wieder
sehr stark, dass schon in den unte-
ren Stufen darauf geachtet wird: In
welchem Bereich und in welchem
Beruf wird mein Kind in 10 oder
15 Jahren tätig sein? Ich weiß,
dass es für viele nicht beruhigend
ist, wenn man ihnen dann sagt,
dass die Berufe, in denen ihr Kind
dann tätig sein wird, bislang über-
haupt noch nicht existieren. Das
heißt, wir haben im Moment
nicht diesen besonderen Riss zwi-
schen den Bundesländern, den wir
manchmal haben. Zeitweise ha-
ben wir ihn noch nicht einmal
zwischen den einzelnen Schulen,
sondern in den einzelnen Klassen-
zimmern. Ich habe auf der Bil-
dungskonferenz, die im letzten

Jahr im Kanzleramt stattgefunden
hat, festgestellt, dass der Wunsch
aller Beteiligten war, dass sich hier
auch der Bund noch stärker ein-
bringt, weil wir eben einen
Grundwertekanon brauchen. Da
sind auch wir als Bundespolitiker
mehr denn je gefragt, auch wenn
das vielleicht noch nicht jeder
Landesvertreter gerne hören
möchte.

Natürlich endet die digitale
Kompetenz nicht in der Schule,
sondern es geht auch um die Wei-
terbildung. Da haben wir die Na-
tionale Weiterbildungsstrategie;
darüber wurde
schon viel berich-
tet. Aber es geht
auch um das The-
ma „Innovation
und digitale Trans-
formation“. Auch
hier haben wir ganz
klare Ziele, beson-
ders im Bereich der
künstlichen Intelli-
genz. Da wollen
wir nicht nur in der Forschung
führend sein, das sind wir in gro-
ßen Teilen, sondern wir wollen
auch bei den universitären Aus-
gründungen besser werden, um
auch da ein weltweit führendes
Niveau zu haben, um die Entwick-
lung zu prägen. KI ist der wichtigs-
te Innovationstreiber, der jetzt
schon Branchen und Märkte kom-
plett umpflügt, also keinen Stein
auf dem anderen lässt. Wir sind
hier in der ersten Liga, was die
Forschung betrifft. Wir investieren
aber trotzdem noch mehr: in die
Forschung, in die Entwicklung
und in die Anwendung.

Die 3 Milliarden Euro sind auch
schon oft angesprochen worden.
Aber wenn man sich einmal an-
schaut, wie es mit der Kofinanzie-
rung von Projekten durch die In-
dustrie, durch regionale Förder-
programme der Bundesländer aus-
sieht, stellt man fest: Da haben
wir unter dem Strich sofort schon
6 Milliarden Euro. Das ist in
Europa absolute Spitze. Wir schaf-
fen zudem 100 zusätzliche KI-Pro-
fessuren. Auch das ist ein ganz kla-
res Signal an die Forscherszene.
Ich darf an dieser Stelle auch ei-
nen Gruß nach Heidelberg schi-
cken, nämlich an die Forscherin-
nen und Forscher, die jetzt auch
dafür sorgen, dass beispielsweise
Brustkrebs besser erkannt werden
kann. Wir können schon sehr
stolz auf das sein, was an unseren
Universitäten geleistet wird.

Aber Digitalisierung ist nicht
nur Technik – sie ist auch kein

Selbstzweck –; vielmehr steht für
uns jede Bürgerin und jeder Bür-
ger im Mittelpunkt. Wir wollen
dadurch eine Lebenserleichterung
schaffen. Wir wollen eine Gesell-
schaft im digitalen Wandel. Ich
bin ganz fest davon überzeugt,
dass wir im Hinblick auf unsere
Werte – deswegen haben wir in
Deutschland ja auch eine Daten-
ethikkommission – mittel- und
langfristig auch global die Gewin-
ner sein werden. Auch wenn wir
in unserer Kultur, wenn es um die
tatsächliche Umsetzung geht, viel-
leicht nicht in Jahrhunderten den-

ken, wie das andere
Nationen machen,
müssen wir uns
vielleicht doch da-
von lösen, nur in
reinen Geschäfts-
jahren zu denken,
und müssen ein
bisschen darüber
hinausgehen.

Ich hoffe, zum
Thema „Digitaler

Staat“ werden wir bald eine Extra-
debatte haben; dazu komme ich
jetzt leider nicht mehr.

Abschließend möchte ich – ne-
ben der Technik, neben der Ethik
und neben den Werten – gerne
noch darauf hinweisen, dass, ab-
gewandelt von der berühmten Re-
de von Roman Herzog, ganz drin-
gend ein digitaler Ruck durch
Deutschland gehen muss, dass wir
auch neue Wege gehen müssen,
neu denken müssen, Gewohntes
hinterfragen müssen. Vielleicht
wird das schon bei den kommen-
den Haushaltsberatungen der Fall
sein, wenn es darum geht, mehr
für Investitionen auszugeben und
weniger für konsumtive Ausgaben.
Da können wir das zeigen. Viel-
leicht lassen wir auch im Sinne ei-
ner Generationengerechtigkeit mit
dem Schwerpunkt Zukunftsthe-
men eine KI den nächsten Bun-
deshaushalt aufstellen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Wir müssen
Kindern einen

digitalen Kanon
von Grund-

fertigkeiten auf
den Weg geben.

Wir können
schon sehr stolz
auf das sein, was
an unseren Uni-

versitäten
geleistet wird.

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.htmlMit dem Digitalpakt Schule soll die Ausstattung von Schulen in Deutsch-

land verbessert werden. © picture-alliance/Armin Weigel/dpa
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Joana Cotar, AfD:

Regierung nimmt das Thema
Digitalisierung nicht ernst

Joana Cotar (*1973)
Landesliste Hessen

Digitalisierung gestalten,
Arbeit 4.0, Gigabit-Ge-
sellschaft, Big Data, Dis-

ruption – Buzzwörter, die mittler-
weile in keiner einzigen Bundes-
tagsrede mehr fehlen dürfen. Sie
sollen zeigen: Wir haben verstan-
den! Die Regierung kümmert sich.

Die Reden klingen gut, die Ver-
sprechen sind groß. Doch die Rea-
lität sieht – leider – anders aus.
Das wichtige Querschnittsthema
Digitalisierung wird in dieser Bun-
desregierung eben nicht wirklich

ernst genommen. Das wird auch
in diesem Umsetzungspapier sehr
deutlich: Es ist reines Stückwerk
und keine koordinierte Strategie –
symptomatisch für die Digitalpo-
litik der Bundesregierung.

Es gibt in Deutschland kein Di-
gitalministerium, in dem alle Fä-
den zusammenlaufen; jeder kocht
sein eigenes Süppchen. Es gibt ei-
ne Digitalstaatsministerin ohne ei-
genes Budget, eine Abteilung für
Digitalpolitik im Kanzleramt, ein
Digitalkabinett und einen Digital-
rat. In allen Ministerien gibt es
unzählige Referate, Abteilungen,
Projekte, Kommissionen und
Agenturen, die sich um die Digita-
lisierung kümmern. Alle wollen
sie mitreden, und niemand hat
den Überblick. Und genau das ist
einer der Hauptgründe, warum all
die schönen Versprechen in Sa-
chen Digitalisierung, die wir seit
Jahren hören, nicht umgesetzt
werden. Etwas zur Chefsache zu
erklären, meine Damen und Her-
ren von der Regierungsbank, sieht
wirklich anders aus.

Ein Beispiel. Jahr für Jahr ver-

spricht uns die Regierung schnel-
les Netz für alle. Schon 2009 ver-
sprach Angela Merkel „flächende-
ckendes Breitband für alle bis
2010“; 2010 wurde das Verspre-
chen wieder einkassiert. Dafür ver-
sprach die Kanzlerin dann, dass
bis 2014 75 Pro-
zent der Haushalte
über „mindestens
50 Megabit“ verfü-
gen sollten. Bald
gab sie zu: Auch
das wird nichts. –
Dann ein neues
Versprechen: Spä-
testens 2025 werde
Deutschland mit
Gigabitnetzen die beste digitale
Infrastruktur der Welt haben. Und
schon jetzt wissen wir: Auch die-
ses Ziel wird nicht erreicht wer-
den. Eine Bankrotterklärung, liebe
Bundesregierung!

Bei Internetgeschwindigkeiten
liegt Deutschland im internatio-
nalen Vergleich auf Platz 25 hinter
Ländern wie Rumänien oder Lett-
land. Beim Mobilfunk sieht es
nicht viel besser aus; das weiß je-

der Bürger, der verzweifelt ver-
sucht, auf Bahnfahrten längere Te-
lefonate zu führen.

Eines der wichtigsten Themen
der heutigen Zeit: Cybersecurity.
Ohne Sicherheit ist diese schöne
neue Welt nichts wert. Auch die
Regierung möchte die Cybersi-
cherheit stärken und gründet da-
für – mal wieder – eine Agentur;
wir haben davon ja so wenig.
Gleichzeitig möchte die Regierung
aber nur ihr bekannte Sicherheits-
lücken in IT-Produkten nicht
schließen, sondern nutzen, wohl
wissend, was für Schäden solche

Exploits anrichten
können. Und Back-
doors in Soft- und
Hardware werden
auch nicht abge-
lehnt; die Überwa-
chung muss schließ-
lich umfassend sein.
Mit Verlaub, so stei-
gern Sie die Sicher-
heit nicht, so fahren

Sie auch das Thema Cybersecurity
vor die Wand, meine Damen und
Herren.

Wenn ich dann lese, dass man
sich in dem Papier auch über das
Internet auslässt und die Medien-
kompetenz der Menschen stärken
will, dann schlage ich vor, dass wir
gleich hier im Bundestag und
auch auf EU-Ebene beginnen. Wer
allen Ernstes die Freiheit des Inter-
nets mit der Einführung von

Upload-Filtern zerstören möchte,
wer Zensur im großen Stil einfüh-
ren möchte, weil er nicht verstan-
den hat, dass Algorithmen völlig
ungeeignet sind, um Urheber-
rechtsverletzungen zu erkennen,
der sollte bei digitalen Themen
schlichtweg den Mund halten, lie-
be Kollegen von der Union und
der SPD.

Im Koalitionsvertrag haben Sie
Upload-Filter als unverhältnismä-
ßig abgelehnt, nur um dann auf
EU-Ebene umzufallen und die An-
wendung genau dieser Filter zu
beschließen. Eine Petition mit fast
5 Millionen Unterschriften inte-
ressiert Sie nicht. Beschwerdemails
von jungen Menschen werden
ignoriert, ja, mehr noch, diese
Menschen werden von Ihnen
wahlweise als Bots oder als Mob
beschimpft. Schämen Sie sich,
meine Damen und Herren! Schä-
men Sie sich in Grund und Bo-
den!

Ihr Koalitionsvertrag ist das Pa-
pier nicht wert, auf dem er steht,
und das ist mit dieser visionslosen
Umsetzungs-“Strategie“ für die Di-
gitalisierung leider nicht anders:
Viele Worte, verstreute Einzelmaß-
nahmen, wenig dahinter. So brin-
gen Sie Deutschland nicht nach
vorne, und das Nachsehen hat
wieder einmal der Bürger.

(Beifall bei der AfD)
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Sören Bartol, SPD:

Wir brauchen eine kluge
Bildungs- und Industriepolitik

Sören Bartol (*1974)
Walkreis Marburg

Deutschland gilt ja in vie-
len Fragen als fortschritt-
lich: unsere sozialen Si-

cherungssysteme, die duale Aus-
bildung, Handwerk, Maschinen-
bau und unsere Universitäten. Für
das Thema Digitalisierung gilt das
nicht. In den meisten Digitalran-
kings befindet sich Deutschland
im Mittelfeld; in manchen taucht
es gar nicht auf. Kurzum, es be-
steht Nachholbedarf. Deutschland
kann, will und muss digitaler wer-

den. Die gute Nachricht: Wir sind
dabei. In ihrer Umsetzungsstrate-
gie „Digitalisierung gestalten“ hat
die Bundesregierung konkret auf
fünf Handlungsfeldern zusam-
mengefasst, was jetzt und in den
nächsten Jahren passieren muss.
Nur so können wir als Gesell-
schaft unsere Lebensqualität wei-
ter steigern, unser wirtschaftliches
und ökologisches Potenzial entfal-
ten und den sozialen Zusammen-
halt bewahren.

Dafür brauchen wir eine kluge
Bildungs- und Industriepolitik
und eine intelligente Steuergesetz-
gebung. Nach der gestrigen Eini-
gung im Vermittlungsausschuss
steht mit dem 5 Milliarden Euro
starken Digitalpakt beispielsweise
das nötige Geld für den Bildungs-
bereich jetzt endlich bereit. Unse-
re Schulen können es brauchen.
In Finnland etwa gehören interak-
tive Tafeln zum Alltag. Es wäre
schön, wenn sie auch in unseren
Klassenzimmern bald zum Stan-
dard gehörten, wenn sich Schüle-
rinnen und Schüler nicht nur zu

Hause, sondern auch in der Schu-
le im digitalen Zeitalter befänden.

Bildung und Qualifizierung
sind neben digitaler Infrastruktur
die Schlüsselelemente, damit alle
von der Digitalisierung profitie-
ren. Folgerichtig stehen sie im
Zentrum der Arbeitsmarktpolitik
unseres Bundesarbeitsministers.
Qualifizierungsoffensive und Na-
tionale Weiterbildungsstrategie
stellen sicher, dass sich nicht nur
Berufe, sondern auch Menschen
verändern und weiterentwickeln
können. Finanziert wird das von
der Bundesagentur für Arbeit. Wir
sichern so auch die Zukunft der
Arbeit. Das ist wichtig für den Ein-
zelnen und für unsere Unterneh-
men, die dringend ausreichend
und gut ausgebildete Fachkräfte
benötigen. Kurz, es passiert jetzt
das, was passieren muss für unse-
re, für Deutschlands digitale Zu-
kunft.

Selbstverständlich sind auch die
Unternehmen gefragt, die Chan-
cen der Digitalisierung zu nutzen.
Es ist wichtig, dass sie jetzt auf

neue Produkte setzen und in In-
novationen investieren. Dabei
geht es nicht nur darum, beste-
hende Geschäftsmodelle zu digita-
lisieren, nein, es geht auch darum,
neue digitale Geschäftsmodelle zu
entwickeln. Hier brauchen wir
steuerliche Anreize. Dafür werden
wir zum Beispiel die steuerliche
Forschungsförderung insbesonde-
re für kleine Unternehmen zügig
auf den Weg brin-
gen.

Im vergangenen
Jahr hat die Bun-
desregierung auch
ihre Strategie zur
künstlichen Intelli-
genz vorgestellt,
und die Enquete-
Kommission KI
wurde hier im
Deutschen Bundes-
tag ins Leben gerufen. Die KI-Stra-
tegie hat eine zentrale Bedeutung
für Deutschlands Zukunft. Künst-
liche Intelligenz gilt als Schlüssel-
technologie, um unseren Wohl-
stand zu wahren und global wett-
bewerbsfähig zu bleiben.

Zugegeben, auch hier sind wir
spät dran. Dafür gehen wir dieses
Thema jetzt umso konsequenter
an. An der Seite Frankreichs haben
wir hier die Chancen, uns gut auf-
zustellen. Dafür werden wir unse-
re Expertise und Infrastruktur aus-
bauen und für mehr qualifizierte

Arbeitskräfte im Bereich KI sor-
gen.
Mit den in der KI-Strategie vorge-
sehenen zwölf KI-Zentren, mit
100 zusätzlichen Professuren und
einem deutsch-französischen KI-
Cluster tun wir genau das. Die
hierfür vorgesehenen 3 Milliarden
Euro sind gut investiert. Studien
besagen, dass wir unser Bruttoin-
landsprodukt alleine durch die KI

bis 2030 um 11
Prozent steigern
können. Das heißt,
wir müssen unsere
KI-Strategie jetzt zü-
gig umsetzen und
sie mit einer klugen
Datenpolitik unter-
stützen.

Daten sind die
Grundlage, die Ba-
sis jeglicher KI. Wer

die Daten hat und mit ihnen um-
gehen kann, der hat die Macht
und der sorgt für die Innovatio-
nen von morgen. Genau das be-
obachten wir, wenn wir uns die
wachsenden Marktanteile der
Tech-Giganten anschauen. Des-
halb müssen wir über Anreizsyste-
me nachdenken, wie Unterneh-
men und Forschungseinrichtun-
gen in Deutschland qualitativ
hochwertige Daten bekommen
und damit auch arbeiten können.
Daten sind bisher meist in der
Hand einiger weniger Konzerne,
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vorwiegend aus China und den
USA. Deren angloliberalen oder
staatlich-autoritären Ansatz kön-
nen wir weder nachahmen, noch
wollen wir das. Diese Konzerne

haben aber auch auf dem europäi-
schen Markt quasi eine Monopol-
stellung erreicht. Das verhindert
Innovationen mittelständischer
europäischer Unternehmen. Das

kann weder im Sinne des Staates
noch der Gesellschaft und auch
nicht im Sinne der Wirtschaft
sein.

Deshalb sorgen wir jetzt für die

richtigen Rahmenbedingungen,
und wir sorgen dafür, dass gesell-
schaftlich am Ende alle von der
Digitalisierung und dem dadurch
erwirtschafteten Wohlstand profi-

tieren.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Frank Sitta, FDP:

Die Strategie ist
eine reine Bestandsaufnahme

Frank Sitta (*1978)
Landesliste Sachsen-Anhalt

Mit der Umsetzungsstrate-
gie „Digitalisierung ge-
stalten“ hat die Bundes-

regierung eine Bestandsaufnahme
von Vorhaben mit Digitalbezug
vorgelegt. Das ist so weit ganz
schön. Eine solche Übersicht hat-
ten wir bisher noch nicht. Vielen
Dank erst mal dafür!

Wenn das hier aber eine Strate-
gie sein soll, dann muss ich leider
davon ausgehen, dass es keine
Strategie gibt, und ich muss wahr-
scheinlich auch davon ausgehen,
dass es keine mehr geben wird. Sie
haben hier ein Sammelsurium
vorgelegt von in Art, Bedeutung
und Umfang äußerst unterschied-
lichen Maßnahmen ohne jegliche
Priorisierung, ohne jegliche Ge-
wichtung. Hier stehen zentrale
Vorgaben wie künstliche Intelli-
genz und die so dringende und
wichtige Unterstützung des deut-
schen Mittelstands bei der digita-
len Transformation neben bana-
len Einzelprojekten wie „Verpa-
ckung und Kühlschrank denken
mit“. Geclustert sind diese Maß-
nahmen nicht etwa nach inneren
Zusammenhängen, nach verwand-
ten Daten und Strukturen, son-
dern – man muss sich das auf der
Zunge zergehen lassen – nach

Schlagworten des Koalitionsver-
trags. Sie schauen mit diesem Pa-
pier noch nicht mal über die Refe-
ratsgrenzen einzelner Ministerien
hinweg. Ich glaube, eine Strategie
ist das hier Vorliegende nicht.

Aber wer soll in
Deutschland, in
der deutschen Bun-
desregierung ei-
gentlich eine wirk-
liche Strategie ent-
wickeln? Bei aller
Sympathie, Frau
Staatsministerin
Bär, ich würde es
Ihnen persönlich
wünschen und auch zutrauen,
aber im Kanzleramt ist solch eine
Koordinierungsrolle völlig fehl
am Platz. Wir müssen das Silo-
denken der Bundesregierung end-
lich beenden. Solange Sie Themen
wie künstliche Intelligenz, digitale
Start-ups und 5G getrennt vonei-

nander sehen, werden wir mit in-
novationsoffeneren Ländern nicht
in einen Dialog und erst recht
nicht in einen Wettbewerb treten
können.

Sie stellen hier eine Strategie
nach der anderen vor, und zur sel-
ben Zeit werden in Deutschland
Bestellknöpfe von Onlineanbie-
tern verboten. Und wir wundern
uns tatsächlich, warum es noch
immer kein europäisches Google
gibt? Wie soll unter solchen Rah-
menbedingungen die digitale
Transformation in Deutschland

und Europa gelin-
gen? Wir müssen
endlich an die ver-
krusteten Strukturen
ran. Wir brauchen
jemanden, der stän-
dige fachliche Koor-
dination auf allen
Ebenen und über al-
le Fachbereiche hin-
weg sicherstellt. Das

könnte nur ein Digitalministeri-
um in Deutschland leisten. Wenn
wir über den Tellerrand schauen
wollen, wenn wir wollen, dass aus
Big Data Smart Data wird, dann
müssen wir dafür sorgen, dass wir
auf allen Ebenen, auch auf der po-
litischen, digital effizienter aufge-

stellt sind.
Ja, meine sehr verehrten Damen

und Herren, Deutschland muss
digitaler werden, ja, es muss zu-
kunftsfit gemacht werden. Wir
nennen dieses Deutschland
„Smart Germany“. Als Serviceop-
position werden wir Ihnen dieses
Konzept in den nächsten Wochen
und Monaten hier im Deutschen
Bundestag vorstellen. Wir haben
damit ja bereits begonnen.

Ich bitte Sie im Namen der Frei-
en Demokraten nur um eins: Neh-
men Sie das vorliegende Papier als
das, was es ist, als einen ersten
Ausgangspunkt, eine Bestandsauf-
nahme. Mehr ist es leider nicht.
Bitte lösen Sie auch das bestehen-
de Missverhältnis auf. Auf der ei-
nen Seite wird von einer künstli-
chen Intelligenz gesprochen, die
droht, uns alle aufzuessen; diesen
Eindruck habe ich manchmal. Auf
der anderen Seite plädieren Sie
jetzt hier dafür, dass diese künstli-
che Intelligenz den Finanzminis-
ter und die Haushälter ersetzt. Das
alles ist sehr abenteuerlich. Ich
freue mich auf weitere Strategien
in den nächsten Monaten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Anke Domscheit-Berg, Die Linke:

Vectoring behindert aktiv
den Ausbau von Glasfaser

Anke Domscheit-Berg (*1968)
Landesliste Brandenburg

Wir erleben mit der digi-
talen Revolution gera-
de einen der größten

gesellschaftlichen Umbrüche seit
Jahrhunderten. Eine der wichtigs-
ten Aufgaben der Regierung be-
stünde darin, festzulegen, wohin
die Reise geht, und davon einen
übergreifenden strategischen Plan
abzuleiten, mit dem sie das Land
auch gut in die Zukunft steuern

kann. Was diese Bundesregierung
jedoch vorgelegt hat, ist nicht ein-
mal die Simulation einer gemein-
samen Strategie. Es ist eine 150
Seiten umfassende Loseblatt-
sammlung von Digitalisierungs-
maßnahmen.

Von diesen unzusammenhän-
genden Einzelmaßnahmen ent-
hält nicht eine einzige die simplen
Mindestinformationen: wann sie
anfängt, wann sie aufhört, was sie
kostet und was eigentlich ihr Er-
gebnis sein soll. Die qualitativen
Unterschiede dabei sind riesig.
Das BMZ wird lobenswert kon-
kret, aber andere Projektbeschrei-
bungen sind der blanke Hohn. So
nennt Gesundheitsminister Spahn
für die Maßnahme „Förderung
von digitalen Kompetenzen in
Heilberufen“ zwei praktisch in-
haltsfreie Umsetzungsschritte,
nämlich erstens Priorisierung
möglicher Maßnahmen und zwei-
tens Umsetzung von Maßnahmen.
Ja, was denn eigentlich?

Minister Spahn scheint auf Fak-
ten nur dann Wert zu legen, wenn
er Frauen bevormunden kann. Bei
seiner sinnlosen Studie zu seeli-
schen Folgen von Abtreibungen
weiß er nämlich ganz genau, wie
viel Geld in wel-
cher Zeit er ausge-
ben will; es sind
übrigens 5 Millio-
nen Euro in drei
Jahren.

Offensichtlich
hat niemand die
vielen Maßnah-
men koordiniert;
sonst hätten die
beiden Bundesmi-
nisterien, die jeweils ein Projekt
zur Förderung der Digitalkompe-
tenz älterer Menschen im ländli-
chen Raum beschreiben, sicher ge-
meinsame Sache gemacht. Dann
hätten alle Ministerien und nicht
nur das Umweltministerium digi-
tale Beteiligungsmöglichkeiten für
Bürgerinnen und Bürger geplant,

und alle, nicht nur das Bildungs-
ministerium, würden anstreben,
ihre Arbeitsplätze attraktiver zu
machen für Menschen, die nicht
aus der Kreidezeit kommen. Dann
stünde der Begriff „Open Source“
auch nicht nur als Floskel in der
Einleitung des Kapitels „Moderner
Staat“ in der Unterrichtung der
Bundesregierung, ohne dass ein
einziger Umsetzungsschritt ge-
nannt wird. Nur bei einer einzi-
gen Maßnahme geht es überhaupt
um die Förderung von Open
Source, nämlich in Afrika. Warum

nur in Afrika? Wa-
rum nicht auch bei
uns?

Wie wenig die
Bundesregierung
weiß, was sie tut,
merkt man, wenn
man sich im Detail
anschaut, wie sie ih-
re großspurigen Zie-
le umsetzen will. Bis
2025, so steht es in

der Umsetzungsstrategie, soll in
ganz Deutschland ein gigabitfähi-
ges Netz vorhanden sein, auch im
dünn besiedelten ländlichen
Raum.

Dafür will man Anreize für
Glasfaserinvestitionen schaffen.
Gleichzeitig will die Bundesnetz-
agentur der Telekom erlauben, in

der Hausverkabelung die Daten-
übertragung aus Glasfasernetzen
ihrer Konkurrenz bis zur Hälfte zu
drosseln, damit ihr eigenes, kup-
ferbasiertes Netz schneller wird.
Zu diesem sogenannten Vectoring
sagt uns der EU-Rechnungshof,
dass es den Ausbau von Glasfaser
in Deutschland aktiv behindert
hat, gefördert mit Steuergeld. Das
ist exakt das Gegenteil von einem
Anreiz für Glasfaserinvestitionen
und so irre, dass man es über-
haupt niemandem mehr beschrei-
ben kann.

Die Förderung kommunaler
Glasfasernetze – ein bewährtes Er-
folgsrezept aus Schweden –
kommt dagegen gar nicht vor.
Man glaubt ja weiterhin, dass der
Markt auch die digitale Daseins-
vorsorge hinbekommt. Die Konse-
quenz: 80.000 Euro verlangt die
Deutsche Telekom für die Verle-
gung von 200 Meter Glasfaser in
einer Schule im bayerischen Wie-
senthau. Für die Bundesregierung
ist das natürlich kein Problem;
denn wenn die Telekom Kasse
macht, freut sich der Finanzminis-
ter, da er immer noch größter Ein-
zelaktionär ist. Nur Gigabitnetze
bis 2025 kriegen wir so garantiert
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Dieter Janecek, Bündnis 90/Die Grünen:

Vorhaben aus Koalitionsvertrag
finden sich nicht wieder

Dieter Janecek (*1976)
Landesliste Bayern

Lieber Sören Bartol, die Rede
zur künstlichen Intelligenz
hätte letzte Woche ganz gut

gepasst. Und liebe Doro Bär, ich
hätte heute gerne was zum Thema
gehört; das heißt nämlich „Umset-
zungsstrategie für
die Digitalisierung
in Deutschland“. Es
wäre ganz gut,
wenn wir zur Sache
sprechen, wenn wir
über Digitalisie-
rung reden, und
nicht nur über All-
gemeinplätze.

Vielleicht ein
Satz zum Zustand
heute. Nach den Entscheidungen
zu Upload-Filter und Leistungs-
schutzrecht rufen deutsche Start-
ups zum Protest gegen diese Bun-
desregierung auf. Das ist der Zu-
stand der Digitalisierung in
Deutschland im Jahr 2019.

Schauen wir uns mal den Koali-
tionsvertrag an, und gehen wir auf
diese Umsetzungsstrategie ein. Sie
haben ein neues Papier vorgelegt
– es hat 156 Seiten – mit einer
ganzen Reihe von Vorschlägen. Sie
haben aber auch einen Koalitions-
vertrag, und Sie haben die Strate-

gie Künstliche Intelligenz. Norma-
lerweise versucht man, wenn man
etwas voranbringen will – da gebe
ich dem Kollegen von der FDP
recht –, es zu priorisieren, mit
Budgets zu unterlegen, Ziele auf-
zuschreiben und zu sagen: Ges-
tern war ich dort, und morgen bin
ich da.

Im Koalitionsvertrag haben Sie
das Prinzip „Digital First“ für die
digitale Verwaltung vereinbart. Es
wäre schön, mal zu hören, welche
Leistungen und Services 2019/
2020 für die Bürger und Unter-
nehmen angepasst werden.

Auch das Thema Ende-zu-Ende-
Verschlüsselung steht im Koaliti-
onsvertrag. Deutschland soll Ver-
schlüsselungsland Nummer eins
werden. Das kenne ich von der
CSU: Champions League! Wenn

man die ganze Zeit
in die Champions
League will, dann
muss man auch mal
so spielen und auf
dem Platz liefern.

„Security by De-
sign“ soll laut Ko-
alitionsvertrag ge-
setzlich verankert
werden, und bis
2025 soll es einen

flächendeckenden Glasfaseraus-
bau geben. Dann ist diese Legisla-
tur schon rum. Aber was passiert
denn in dieser Legislatur? Was
passiert jetzt? Wie kommt der
ländliche Raum ans Netz?

Es geht um WLAN in allen öf-
fentlichen Einrichtungen des Bun-
des. Und – viele von uns fahren ja
auch mal mit dem Zug – es wäre
schön, auch in den Zügen WLAN
zu haben, damit man dort arbei-
ten kann. Das wäre doch was.
Wann kommt das? Wo ist die Stra-
tegie?

Zum bundeseinheitlichen E-Ti-
cket für den ÖPNV. Wir Grüne
fordern einen Mobilpass. Wir wol-
len, dass man eine Leistung bun-
desweit abrufen kann und überall
durchkommt. Wo ist da Ihre Ini-
tiative? Wann geht das endlich vo-
ran?

Sie haben geschrieben – auch
das unterstützen wir –, Sie wollen
den E-Sport vollständig als eigene
Sportart mit Vereins- und Ver-
bandsrecht anerkennen. Wo ist da
die Initiative? Wann kommt das?

Ihr Strategiepapier enthält 111
Einzelmaßnahmen, aber Sie leis-
ten einfach keine Priorisierung.
Keiner weiß im Jahre 2019, wo Sie
2020 oder 2021 stehen. Beispiel
Datenökonomie: Dazu haben Sie
im Strategiepapier 56 Wörter ge-
schrieben. Da steht ganz allge-
mein: Wir wollen die Fragestel-
lung analytisch-konzeptionell auf-
arbeiten und strategische Ziele de-

finieren. – Das kann man für jedes
Themenfeld der Bundesregierung
so schreiben. Das ist aber keine
Strategie.

Ich bitte Sie herzlich: Kommen
Sie endlich voran! Liefern Sie! Wir
wollen Anschluss finden an die
skandinavischen Staaten, an
Österreich, an Estland. Wir wollen
nicht weiter im unteren Feld der
Bundesliga spielen, demnächst
vielleicht sogar in der zweiten Li-
ga, wenn es so vorangeht.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Nadine Schön, CDU/CSU:

Wir müssen heute die
Weichen für die Zukunft stellen

Nadine Schön (*1983)
Wahlkreis St. Wendel

Wir haben heute erstmals
die Gelegenheit, im
Plenum über die Um-

setzungsstrategie der Bundesregie-
rung zu beraten, die im November
vergangenen Jahres vorgelegt wor-
den ist. Wenn sich die Zuhörer auf
den Tribünen oder am Fernsehen
jetzt fragen: „Worüber reden die?“,
dann gibt es zwar die Möglichkeit,
das gedruckte Exemplar zu lesen.
Aber viel schöner ist eigentlich die
Homepage www.digital-made-
in.de. Da sieht man sehr transpa-

rent, was diese Umsetzungsstrate-
gie alles beinhaltet.

Ich will zunächst einiges richtig-
stellen, was die Vorredner falsch
gesagt haben. Bemerkenswert fin-
de ich, Herr Sitta, dass die FDP
grundsätzlich sagt, dass wir zu
kurz denken und nicht ambitio-
niert genug sind. Aber wenn Frau
Bär von Flugtaxis redet oder da-
von, KI auch in der Bundesverwal-
tung einzusetzen, kritisieren Sie
gleich: „Das ist viel zu abgeho-
ben“ oder „Wie kann man denn
so weit denken?“. Sie müssen sich
schon entscheiden, ob Sie Zukunft
wollen oder nicht.

Wirklich gut an der Strategie ist,
dass zum ersten Mal alle Maßnah-
men der Bundesregierung sehr
transparent aufgearbeitet und
übersichtlich gegliedert werden. Es
werden Ziele definiert mit Zeit-
plan und Umsetzungsschritten.
Das Ganze ist dynamisch und
wird kontinuierlich weiterentwi-
ckelt. Diese Strategie besteht eben
nicht aus einer Summe von Ein-
zelmaßnahmen, die völlig unko-
ordiniert nebeneinander stehen.

Zum ersten Mal gibt es den An-
satz, das Ganze nach Handlungs-
feldern zu sortieren. Es wird auch
nicht das alte Ressortdenken auf-
gegriffen. Nein, es werden Hand-
lungsfelder definiert, und in diese
Handlungsfelder fließen die Maß-
nahmen aller Ressorts ein. Das
gab es noch nie, das ist neu; das
macht die Sache transparent und
führt zum ersten Mal dazu, dass
wir Themen vernetzt bzw. ressort-
übergreifend denken. Das ist doch
das, was die Digitalisierung von
uns verlangt: nicht mehr in Silos,
in Ressorts zu denken, sondern
vernetzt zu denken, Projekte ge-
meinsam anzugehen und gemein-
sam voranzubringen.

Natürlich erfolgt auch eine Prio-
risierung. Schauen Sie einmal in
das Handlungsfeld „Digitale Bil-
dung“. Da finden Sie ganz oben
als erste Priorisierung das Thema
„Digitalpakt“. Der Digitalpakt war
die prioritäre Maßnahme dieser
Bundesregierung. Es lag nicht an
uns, dass es so lange gedauert hat,
das durchzusetzen. Doch jetzt
sind wir mit den Ländern endlich
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Wir wollen
Anschluss finden

an die skan-
dinavischen

Staaten, Öster-
reich, Estland.

nicht.
Große Töne auch beim Mobil-

funk: Deutschland soll 5G-Leit-
markt werden, die Funklöcher sol-
len endlich verschwinden. Ja, wie
denn? In der Umsetzungsstrategie
steht:

Dafür treffen wir mit den Mo-
bilfunknetzbetreibern klare Ab-
sprachen über eine bessere
4G-Flächenabdeckun und setzen
Akzente für den Ausbau der
5G-Technologie.

Als Mitglied im Beirat der Bun-
desnetzagentur weiß ich, was das
heißt: 1.000 Basisstationen für 5G
sollen Anbieter aufbauen, ein
Dreißigstel der bisherigen Netze.

Das ist in der Tat erst mal nur ein
Akzent. Funklöcher verschwinden
offenbar, weil sie
bald „akzentfreie
Versorgung“ hei-
ßen.

Die Ausrichtung
der Digitalisierung
auf das Gemein-
wohl fehlt weitge-
hend in der Umset-
zungsstrategie, egal
ob bei Glasfaser,
Mobilfunk oder der Förderung
von Start-ups. Ein Förderpro-
gramm für gemeinwohlorientierte
Start-ups sucht man vergeblich,
obwohl jedes zweite Sozialunter-

nehmen staatliche Fördergelder
als die am allerschwersten zugäng-

liche Finanzierungs-
quelle nennt und
jedes dritte soziale
Start-up überhaupt
keine eigenen Ein-
nahmen hat. Wenn
die Digitalisierung
aber, wie es be-
hauptet wird, vor
allem Menschen
dienen soll, müssen

gerade soziale Innovationen zum
Beispiel für Bildung oder Umwelt
eine Chance bekommen, da sie
gesellschaftlichen Nutzen stiften,
für Risikokapitalgeber aber völlig

uninteressant sind, weil ihr Zweck
gerade nicht in der Profitmaximie-
rung liegt.

Kurz gesagt: Das Papier bleibt
im unzusammenhängenden
Klein-Klein und adressiert keine
der wirklich großen Fragen dieser
gewaltigen Transformation. So
fehlte der Mut, sich der Frage zu
stellen, wie wir unser Sozialsystem
umgestalten wollen, können und
müssen, damit es auch morgen
noch funktioniert, wenn wir unse-
re Arbeitsplätze mit Robotern tei-
len.

Diese Strategie ist leider eine
Verschwendung kostbarer Zeit, die
wir so dringend brauchen, um

weitsichtige und kluge Politik für
die Zukunft unseres Landes zu
machen.

Im Übrigen finde ich, dass In-
formationen zu Schwangerschafts-
abbrüchen absolut nichts im Straf-
recht verloren haben.

§ 219a muss weg. Heute haben
wir die Gelegenheit dazu; dieses
Haus kann namentlich darüber
abstimmen. Ich sehe vor allem in
die Richtung der SPD. Fragen Sie
Ihr Gewissen! Stimmen Sie der
Abschaffung von § 219a zu!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Ausrichtung
der Digitali-
sierung auf

das Gemeinwohl
fehlt in der
Strategie.
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Uwe Schulz, AfD:

Nötig ist ein aktives
Veränderungsmanagement

Uwe Schulz (*1961)
Landesliste Hessen

Die vorgelegte Umset-
zungsstrategie der Bun-
desregierung ist für je-

manden wie mich, der aus der
realen Unternehmenswelt kommt,
spannend, und zwar allein aus
handwerklichen Gesichtspunkten;
denn hier wird gezeigt, wie es
nicht geht. Es werden Einzelthe-
men und Bruchstücke aneinander-
gereiht, es werden Vorstudien mit

Erkenntnissen verknüpft. Die logi-
sche Abfolge von Vision, Ziel,
Strategie und Umsetzung fehlt
völlig. Ich kann Ihnen sagen:
Mein im Bundestag in nur 17 Mo-
naten erworbenes Bild wird bestä-
tigt: Kaum jemand in diesen wei-
chen Sesseln hat die Funktions-
weise komplexer Organisationen
jemals erlebt.

Die in munteren Worten formu-
lierte Umsetzungsstrategie nährt
sich einerseits aus der leider ge-
floppten Digitalen Agenda und
andererseits aus den Ergebnissen
der Enquete-Kommission 2013.
Meine Damen und Herren, wir
schreiben das Jahr 2019. Beleuch-
tet werden also mehr als sechs
Jahre Erkenntnisse, angereichert
mit Schwerpunktthemen aus den
Ministerien. In der realen Welt,
meine Damen und Herren, würde
jeder Vorstandschef die Flucht er-
greifen müssen, allein wenn die
Hauptaktionäre nur das Vorwort
seiner Umsetzungsstrategie lesen

würden.
Machen wir uns bewusst: Unse-

re Welt befindet sich in einem Zu-
stand der maximalen Verände-
rung. Daher haben Wirtschaft und
Bevölkerung einen Anspruch da-
rauf, zu wissen, in welchem Rah-
men und unter welchen Bedin-
gungen sie sich zu-
künftig bewegen
müssen. Aktives
Veränderungsma-
nagement zu be-
treiben, wäre ei-
gentlich das Gebot
der Stunde. Aber
wirklich verändern
kann nur, wer weiß,
was er will, und
wer seine Ideen
und Zusammenhänge auch be-
schreiben kann. Ich sehe aber eher
Ahnungslosigkeit. Ich sehe Ah-
nungslosigkeit im Megaprojekt
der Gegenwart, das ausnahmslos
alle gesellschaftlichen und politi-
schen Themenfelder umfasst und

betreffen wird.
Unsere Unternehmen erwarten

von der Regierung zu Recht ver-
lässliche ordnungspolitische Rah-
menbedingungen. Die Bürger hin-
gegen müssen wissen, dass lebens-
lange Anstellungsverhältnisse aus-
gedient haben und neue Modelle
für soziale Absicherungen zu
schaffen sind. Und Eltern müssen
in der Welt der Digitalisierung auf
neue Ausbildungswege für ihre
Kinder vertrauen können. Aber
hier? Keine Klammer über den
vielen Herausforderungen, keine
Verzahnung einzelner strategi-
scher Ansätze! Alles in allem, mei-

ne Damen und
Herren, handelt es
sich um eine hand-
werkliche Schlecht-
leistung.

Das sieht man
auch beim Blick in
die Einzelziele:
Schwammige For-
mulierungen, poli-
tische Umschrei-
bungen, aus denen

man sich jederzeit herauswinden
kann, prägen das Bild. Was ich vor
allem vermisse, sind Zahlen und
Beträge, die einen Überblick über
die Kosten der Umsetzung und
den beabsichtigten Nutzen geben.
Somit vermeiden die Autoren des

Kataloges eine klare Messbarma-
chung. „Nur nicht festlegen“ ist
das Prinzip.

Noch etwas fällt dem geübten
Blick auf, meine Damen und Her-
ren: Der Umsetzungskatalog ist in
Beraterdeutsch verfasst. Aufma-
chung und Aussagen entsprechen
dem Werkzeugkoffer von McKin-
sey, Roland Berger und Co. Dieses
Werk ist gezimmert von genau
diesen Leuten, denen seit 2014
mehr als 700 Millionen Steuereu-
ro in die Hälse geworfen wurden.
Nun aber läuft uns die Zeit davon,
und solides Vorgehen ist gefragt.
Mir jedenfalls wäre ein ehrliches,
ein nüchternes Amtsdeutsch in ei-
nem solchen Dokument lieber als
diese inhaltslose Marketingspra-
che.

Meine Damen und Herren, ich
komme zum Schluss. Die Regie-
rung muss nun endlich den Mut
aufbringen, mit dem Bürger in
den Diskurs zu gehen, und sie
darf auch mal zugeben, dass sie
noch nicht weiß, was auf uns alle
zukommt. Was Deutschland
braucht, ist ein umfassender digi-
taler Masterplan, aber kein Stück-
wert, wie es die Bundesregierung
vorlegt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Was Deutschland
braucht, ist ein
umfassender

digitaler Master-
plan, aber kein

Stückwert.

zu einem Ergebnis gekommen.
Seit gestern steht fest, dass die
Bundesgelder in die Länder flie-
ßen können. Da können wir also
einen Haken dranmachen; das ha-
ben wir umgesetzt. Jetzt müssen
die Länder nur noch etwas aus
dem Geld machen.

Was erwarten wir in den nächs-
ten Wochen und Monaten? Zum
einen muss die Strategie fortge-
schrieben werden. Was umgesetzt
wurde, muss abgehakt werden, da-
mit diejenigen, die sich die Strate-
gie anschauen, auch sehen, wie
die Weiterentwicklung ist.

Zum anderen muss die Strategie
an einigen Punkten konkreter wer-
den; denn bei einigen Maßnah-
men fehlten mir
die konkreten Um-
setzungsschritte,
beispielsweise
beim Thema „Ex-
perimentierklau-
seln im Arbeitszeit-
gesetz zur Erpro-
bung flexibler Ar-
beitszeitmodelle“.
Das ist ein ganz ty-
pisches Thema, für das wir kein
Geld brauchen, bei dem wir aber
mit Flexibilität und dadurch, dass
wir alte Zöpfe abschneiden, wirk-
lich Bewegung in unser Land brin-
gen. Es geht darum, wie wir Zu-
kunft gestalten und unseren Ar-
beitsmarkt und unsere Arbeitszeit-
gesetze so aufstellen, dass sie den
modernen Anforderungen Genüge

tun. Hier wünsche ich mir vom
zuständigen Bundesminister Heil,
dass er konkrete Umsetzungs-
schritte in die Strategie einfügt
und diese auch schnellstmöglich
umsetzt. Nur dann kann die Stra-
tegie auch mit Leben gefüllt wer-
den.

Die Strategie muss auch weiter-
entwickelt werden, was den zeitli-
chen Horizont angeht. Wir kön-
nen nicht beim Jahr 2021 stehen
bleiben. Die Frage ist doch: Wie
wollen wir in 10, 15 oder 20 Jah-
ren leben? Da stellt man sehr
schnell fest, dass vieles, was wir
heute getrennt denken, zukünftig
zusammen gedacht werden muss,
seien es die Energiewende, die Än-

derungen bei der
Mobilität, das The-
ma „vernetztes
Wohnen zu Hause“,
die Anforderungen
einer alternden, im-
mobiler werdenden
Gesellschaft. All
diese Themen müs-
sen zusammen ge-
dacht werden. Des-

halb ist es wichtig, dass wir hier
die langen Linien ziehen, dass wir
schauen, wie wir in 10, 15 oder 20
Jahren leben wollen, damit wir
die Vernetzung besser gestalten
und schon heute die Weichen stel-
len können, um diese Ziele zu er-
reichen.

Die Digitalisierungsstrategie
muss Teil der klimapolitischen

Strategie, der geopolitischen Stra-
tegie und auch der industriepoliti-
schen Strategie werden, und sie
muss mindestens in den europäi-
schen Kontext gestellt werden;
denn wenn man sich den Plan der
chinesischen Regierung zu China
2025 anschaut, wenn man sich
die Entwicklung in den USA an-
schaut, wenn man die Unruhen
und die technologische Aufrüs-
tung in der Welt sieht, dann wird
eines ganz klar: Die Welt sortiert
sich neu. Deshalb muss Deutsch-
land gemeinsam mit Europa Ak-
teur in der Welt sein. Die Digitali-
sierungsstrategie ist eines der ganz
wichtigen Instrumente bei dieser

Entwicklung.
Schließlich muss die Strategie

haushalterisch unterlegt werden.
An der Stelle besorgt mich eines
schon: Der Finanzminister hat
festgestellt, dass wir ein Finanz-
loch von 25 Milliarden Euro ha-
ben; aber das erste Projekt, bei
dem er vorschlägt, zu sparen, ist
ein digitales, nämlich der Digital-
fonds. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, in diesem Projekt der Digi-
talisierungsstrategie steckt Zu-
kunft. Ich will mich in 10 oder 15
Jahren nicht von meinen Söhnen
fragen lassen: Warum hast du die
Hand gehoben für eine Grundren-
te, für den Solidaritätszuschlag,

für Betriebsrenten und was auch
immer, aber warum hast du nicht
dafür gesorgt, dass Gelder bereit-
stehen für KI-Forschung, für den
Breitbandausbau und für Wachs-
tumskapital?

Das sind die wirklich wichtigen
Sachen, die wir umsetzen müssen.
Die Maßnahmen, die in dieser
Strategie enthalten sind, bestim-
men die Zukunft Deutschlands.
Dafür müssen wir auch die nöti-
gen Haushaltsmittel bereitstellen.

Wir freuen uns auf die weitere
Umsetzung der Strategie. Als Uni-
onsfraktion sind wir dabei.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Industrie 4.0 beruht auf computergestützter Produktion und einem hohen Grad an Automation.
© picture-alliance/Klaus Ohlenschläger

Deutschland
muss

gemeinsam
mit Europa

Akteur in der
Welt sein.
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Dr. Jens Zimmermann, SPD:

Aktivitäten gebündelt in
einer gemeinsamen Strategie

Jens Zimmermann (*1981)
Landesliste Hessen

Die Digitalisierungsstrate-
gie legt einen der wesent-
lichen Grundsteine für

die Zukunft in Deutschland; ich
glaube, da sind wir uns alle hier
im Haus einig. Sie legt die Grund-
lagen nicht nur für die Zukunft
unserer Wirtschaft, sondern auch
für die Zukunft des Zusammenle-
bens im Land, für die Zukunft der
Gesundheit, für die Zukunft vieler

Bereiche, die davon betroffen sein
werden. Es ist deshalb ein Kraft-
akt, eine solche Strategie mit allen
Ministerien zu entwickeln. Das ist
auch keine Überraschung; denn –
und ich glaube, das haben wir alle
schon in unserer Ausschussarbeit
gemerkt – in allen Ausschüssen
spielt das Thema Digitalisierung
eine herausgehobene Rolle. Inso-
fern ist es richtig, diese Aktivitäten
in einer gemeinsamen Strategie zu
bündeln.

Für uns Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten sticht ein
Bereich sofort ins Auge, nämlich
die Zukunft der Arbeit. Wir alle
wissen: In den nächsten fünf bis
zehn Jahren wird sich auf den Ar-
beitsmärkten, in den Betrieben ei-
niges ändern. Und für uns ist klar:
Digitalisierung in den Betrieben
ist nur gemeinsam mit den Be-
schäftigten, den Betriebsräten und
den Gewerkschaften zu gestalten.
Für das Arbeitsministerium, für
Hubertus Heil und sein Team, sa-

ge ich: Wir sind da auf einem gu-
ten Weg. Ich nenne die Liefer-
dienste als Beispiel für die Platt-
formökonomie. Viele hier im
Raum haben mit Sicherheit zu
später Stunde diese Dienstleistun-
gen in Berlin schon in Anspruch
genommen. Aber man muss sich
doch einmal die Frage stellen: Wie
ist da eigentlich die betriebliche
Mitbestimmung geregelt? Es kann
doch nicht sein, dass Menschen
ausschließlich für eine Plattform
arbeiten und ihnen am Ende
sämtliche Rechte der Mitbestim-
mung nicht gewährt werden. Das
wird es mit uns Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten nicht
geben. Dieses Problem anzuge-
hen, ist keine Ankündigung, son-
dern – das kann man ganz klar sa-
gen – Hubertus Heil als Minister
arbeitet daran. Hier müssen wir
unsere Gesetzgebung verändern.
Bei der Digitalisierung – das zeigt
sich ganz klar – geht es nicht nur
um Infrastruktur, es geht um alle

Lebensbereiche. Wenn ich mir die
Infrastruktur als Basis des Ganzen
anschaue, dann stelle ich fest, dass
diese Debatte heute Morgen doch
sehr merkwürdig ist. Ich nenne ei-
ne Zahl, es wurden ja angeblich
zu wenig Zahlen genannt. Wir
werden heute hier im Hohen
Hause als Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses beschließen,
5 Milliarden Euro für den Digital-
Pakt zur Verfügung zu stellen. Der
Bund gibt 5 Milliarden Euro an
die Länder – bei denen zweifels-
ohne die Zuständigkeit für Bil-
dung liegt –, weil es ein so wichti-
ges Thema ist. Das ist eine konkre-
te Zahl, und dieses Geld wird jetzt
auch fließen.

Zu dem geschätzten Kollegen
Janecek sage ich: Wer war denn
derjenige, der bei diesem Thema
blockiert hat? Das war doch bis
zum Schluss Herr Kretschmann
aus Baden-Württemberg. Ich bitte
Sie also, an dieser Stelle keine
Krokodilstränen zu vergießen. Ich
nenne ein anderes Thema: 5G. Da
steht jetzt die Versteigerung an.
Wir, setzen uns im Beirat der Bun-
desnetzagentur dafür ein, dass die
weißen Flecken in der Fläche ge-
schlossen werden. Aber woher
kommt denn jetzt schon wieder
Protest wegen der Handystrah-
lung? Da würde ich mir von euch,

liebe Kolleginnen und Kollegen
von den Grünen, eine klare Aussa-
ge wünschen.

Auch an dieser Stelle diskutie-
ren wir momentan über den ent-
scheidenden Punkt: Was machen
wir mit den weißen Flecken, wo es
am Ende keinen Mobilfunkemp-
fang gibt? Wir müssen dann auch
darüber reden, öffentliches Geld
in die Hand zu nehmen, um die
letzten weißen Flecken – hier sit-
zen ganz viele Kolleginnen und
Kollegen aus dem ländlichen
Raum – zu schließen. Am Ende
muss auch Geld aus dem Digital-
fonds dafür bereitgestellt werden.

Wenn ich mir also anschaue,
was alles in dieser Digitalisie-
rungsstrategie steckt – was man in
vier Minuten herausarbeiten kann
–, dann sage ich: Wir haben damit
eine gute Basis für die digitale Zu-
kunft in Deutschland gelegt. Das
heißt nicht, dass wir die Hände in
den Schoß legen. Das heißt nicht,
dass wir schon ganz oben in der
Tabelle stehen. Aber es ist auch
bei weitem nicht so, wie es hier
von Teilen der Opposition darge-
stellt wurde.

Herzlichen Dank, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Manuel Höferlin, FDP:

Es braucht ein koordinierendes
Digitalministerium

Manuel Höferlin (*1973)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Wir wollen die Digitali-
sierung treiben“, sagte
die Staatsministerin

vorhin. Wir reden heute über die
Umsetzungsstrategie zur Digitali-
sierung, die wir vorliegen haben.
Ich dachte immer – viele sagen
das auch –, es gebe einen Mangel
an Kompetenz und Erkennungs-
bewusstsein in der Bundesregie-
rung. Ich glaube – das ist heute
wieder klar geworden –: Es ist viel-
leicht sogar noch schlimmer;
denn die Probleme werden ja
richtigerweise erkannt.

Im Koalitionsvertrag haben Sie,
liebe Kolleginnen und Kollegen
von der GroKo, eine hervorragen-
de Problemanalyse niedergelegt,
und auch in diesem Papier haben
Sie in 111 Einzelmaßnahmen ge-
nau beschrieben, wo die Probleme
liegen. Was allerdings fehlt, ist der
erste Teil des heutigen Tagesord-
nungspunktes, nämlich die Um-
setzung. Das ist das Tragische an
dieser Situation: dass Sie die Pro-
bleme erkennen, wissen, was ge-
macht werden müsste, aber eben
kein „digitaler Ruck durch
Deutschland“ geht, wie Frau Bär
gerade sagte, den Sie antreiben.
Stattdessen verfassen Sie ein Pa-
pier, aus dem keine Folgen resul-
tieren. Das ist tragisch.

Es ist im Kern ein Man-müsste-
mal-Papier, und das wird dem
Thema wirklich nicht gerecht. Sie
haben auf 156 Seiten Dinge be-
schrieben, die die derzeitige Mam-
mutaufgabe in Deutschland, in
Europa und in der Welt darlegen,
nämlich die digitale Transforma-
tion von Wirtschaft, Gesellschaft
und auch von Politik. Gerade in
der Politik findet sie bei Ihnen

überhaupt nicht statt. Sie sagen:
Jeder ist jetzt Digitalminister. –
Wir haben 14 Ressortchefs, einen
Kanzleramtschef, eine Staatsmi-
nisterin, also 16 an der Zahl. Die
Staatsministerin für Digitalisie-
rung und der Bundesminister für
besondere Aufgaben sind da, an-
sonsten sind – zu Recht – die
Staatssekretäre da. Das heißt, das
ist heute eben nicht Chefsache im
Kabinett.

Sie haben darüber hinaus noch
viele Stuhlkreise einberufen: einen
Digitalrat, eine Datenethikkom-
mission, eine Denkfabrik Digitale
Arbeitsgesellschaft, KI-Experten-
workshops und, und, und. Man
könnte denken, von diesen vielen
Beratern würde externer Rat ein-
fließen. Ich habe das gegenüber
der Bundesregierung einmal abge-
fragt, und die Antwort war: Ja, die
tagen halbjährlich, aber es gibt
keinen wirklichen Rückkanal. Da
fragt man sich: Was soll da passie-
ren? Das erklärt aber auch, warum
Sie heute in der Lage sind, 111
Projekte aufzuschreiben, die Sie,
na ja, aus den Ministerien einge-
holt haben. Da hat jeder geschrie-

ben, was er gerne zum Digitalen
beitragen möchte. Aber es gibt
keine übergeordnete Strategie.

Das genau ist das Kernproblem,
das wir in den letzten Jahren gese-
hen haben. Wir waren vier Jahre
im Bildungsurlaub;
wir waren nicht
hier. Aber Sie haben
bereits in der letz-
ten Legislatur eine
Digitale Agenda
aufgelegt, und Sie
hätten erkennen
müssen, das muss
man Ihnen wirklich
ankreiden, dass die
letzten vier Jahre ge-
zeigt haben, dass eine Koordinati-
on, ein gemeinsames Vorangehen
– und jeder dieser 111 Punkte ist
wichtig – fehlt. Trotz Kenntnis
und Erkenntnis haben Sie es sträf-
lich unterlassen, eine Strategie
aufzusetzen. Das ist wirklich dra-
matisch. Ich greife ein paar kon-
krete Themen heraus. Glauben Sie
wirklich, dass Sie mit diesem Kon-
zept bzw. Nichtkonzept bis 2022
sämtliche Leistungen der digitalen
Verwaltung anbieten können? Sie
haben es in den letzten Jahren
nicht geschafft, zehn Leistungen
umzusetzen. Glauben Sie wirk-
lich, dass wir bis 2025 ein Recht
auf gigabitfähiges Internet für die
Bürger etablieren können, wie Sie
schreiben, obwohl Sie das Ziel der
letzten Jahre, 50 Megabit in der
Breite zu schaffen, nicht erreicht

haben? Die digitale Infrastruktur
ist löchrig wie ein Schweizer Käse,
mal ganz abgesehen davon, dass
es sehr merkwürdig ist, dass Sie
ein solches Ziel für die übernächs-
te Legislatur formulieren. Das ist

keine Strategie; das
ist ein Verschieben
auf übermorgen.
Was wir dringend
brauchen, sind eine
echte Koordinie-
rung, ein echter
Zeitplan und eine
Strategie. Wir schla-
gen vor, dass Sie
endlich darauf hö-
ren und ein feder-

führendes und koordinierendes
Digitalministerium einführen, das
die Ressorts und Projekte verbin-
det, einen Strategieplan entwi-
ckelt, Projektmanagement macht
und die Dinge nicht in die über-
nächste Legislatur verschiebt. Da-
zu ist das Thema zu wichtig, mei-
ne Damen und Herren. Lassen Sie
uns das bitte gemeinsam machen.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP)
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In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Tabea Rößner (Bünd-
nis 90/Die Grünen), Tankred Schi-
panski (CDU/CSU), Elvan Korkmaz
(SPD), Uwe Kamann (fraktionslos)
und Stefan Sauer (CDU/CSU).

Es ist im Kern ein
Mann-müsste-
mal-Papier und
das wird dem

Thema wirklich
nicht gerecht.
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Fabian Jacobi, AfD:

Quotendenken
ist ein Gift

Fabian Jacobi (*1973)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Die Geschichte der Demo-
kratie in Deutschland be-
ginnt nicht im Jahr 1949.

Die Jahrhunderte, die unserer heu-
tigen Ordnung vorausgingen, wa-
ren angefüllt von vielfältigen
Herrschaftsformen. Es gab Fort-
schritte und Rückschläge beim
Ringen, zuerst um die Mitbestim-
mung des Volkes im monar-
chischen Staat, späterhin um die
Selbstbestimmung des Volkes in
der Republik.

In all dieser Zeit galt in
Deutschland das, was in der
Menschheitsgeschichte weithin
üblich war und vielfach noch ist:
eine Unterteilung des Volkes in
Stände, Klassen und Schichten,
nach Religionen und Geschlech-
tern. Dabei definierte die Zugehö-
rigkeit des Einzelnen zu einer sol-
chen Gruppe auch seine Rechts-
stellung im Gemeinwesen. Selten
war es möglich, dass Einzelne von
einer Gruppe in eine andere über-
wechselten, etwa durch Erhebung
in den Adelsstand, durch Freilas-
sung eines Leibeigenen oder auch
durch Religionswechsel. Für die
meisten jedoch war mit der durch
Herkunft und Geburt bestimmten
Gruppenzugehörigkeit auch ihre
Rechtsstellung in der Gesellschaft
lebenslanges Schicksal. Die Ge-
schichte der Demokratie in
Deutschland ist die Geschichte
des Kampfes um die Aufhebung
dieser Spaltungen des Volkes, die-
ser Unfreiheit des Einzelnen.

Mit dem Grundgesetz ist dieser
Kampf um Freiheit und Gleichheit
an sein logisches Ende gekom-
men. Es kennt im Hinblick auf die
Teilnahme des Einzelnen an der
Demokratie keine Unterteilung
des Volkes mehr. Damit verwirk-
licht das Grundgesetz zugleich die
Befreiung des Einzelnen aus dem

Zwang der Gruppenzugehörigkeit.
Die Republik kennt nur einen re-
levanten Status: den des Staatsbür-
gers. Der demokratische Souverän
ist das Staatsvolk in seiner Einheit.
Es äußert seinen Willen in demo-
kratischen Wahlen. Demokratisch
sind Wahlen dann, wenn sie ne-
ben anderen zwei ganz elementare
Grundbedingungen erfüllen: Sie
müssen frei und gleich sein.

Frei ist die Wahl, wenn die Wil-
lensbildung von unten nach oben,
vom Bürger zum Staat verläuft
und der Staatsbürger in der Wahl
seine eigene, souveräne Entschei-
dung trifft. Eine Wahl, bei der vor-
gegeben wird, dass das Wahlergeb-
nis bestimmten Kriterien entspre-
chen muss, ist keine freie Wahl.

Gleich ist die Wahl, wenn das
Recht, zu wählen und sich zur
Wahl zu stellen, den Staatsbürgern
in gleicher Weise
zukommt. Eine
Wahl, bei der das
Gesetz die Staats-
bürger in verschie-
dene Klassen ein-
teilt, ist keine glei-
che Wahl.

Zwischen dem
einzelnen Staats-
bürger und dem
Staat stehen die
Parteien. Weil faktisch der Weg in
ein Parlament fast ausschließlich
über das organisierte Zusammen-
wirken in den Parteien führt,
kommt den Parteien eine beson-
dere Rolle zu. Parteien sind gerade
nicht beliebige private Vereine.
Deshalb hat das Grundgesetz auch
für die Parteien eine klare Rege-
lung getroffen. Ihre innere Ord-
nung muss demokratischen
Grundsätzen entsprechen. Das
heißt, Das heißt, auch Wahlen in
Parteien müssen frei und gleich
sein.

Erst recht und umso mehr gilt
das dort, wo die Parteien Kandida-
ten für Parlamente aufstellen. Da-
mit sind wir bei dem Grund ange-
kommen, der unseren Gesetzent-
wurf notwendig macht: Parteien
in Deutschland versuchen, die
Entwicklung unserer Demokratie
umzukehren und zurückzudre-
hen. Sie wollen das Volk wieder-
um spalten und den Einzelnen bei
der Ausübung seiner demokrati-
schen Rechte wiederum an seine
Gruppenzugehörigkeit binden. Sie
halten Wahlen ab, bei denen mit-

tels sogenannter Quoten den
Wählern vorgeschrieben wird,
nach welchen Kriterien gewählt
werden muss, und den Bewerbern,
ob sie kandidieren dürfen oder
nicht. Diese Wahlen sind keine
demokratischen Wahlen.

Die innere Ordnung dieser Par-
teien entspricht nicht, wie es das
Grundgesetz verlangt, demokrati-
schen Grundsätzen. Als wäre das
nicht schlimm genug, praktizieren
sie dieselben undemokratischen
Verfahren auch bei der Aufstellung
von Parlamentskandidaten. Sie
korrumpieren damit die demokra-
tische Natur unserer Parlaments-
wahlen. Wahlen nach Quoten
sind ein Angriff auf die demokra-
tische Grundordnung Deutsch-
lands.

Es ist unsere Verantwortung als
Volksvertreter, diesen Angriff ab-

zuwehren. Unser
Gesetzentwurf sieht
vor, dass in den Ge-
setzen, in den Wahl-
gesetzen und im
Parteiengesetz, klar-
gestellt wird, was
sich eigentlich von
selbst versteht, was
aber von einigen
Parteien bewusst
missachtet wird:

dass die Parteien niemandes de-
mokratische Rechte beschneiden
dürfen, aufgrund der Eigenschaf-
ten, die das Grundgesetz in sei-
nem Artikel 3 Absatz 3 aufzählt.
Also: keine Einschränkung demo-
kratischer Rechte wegen des Ge-
schlechtes, der Abstammung, der
Rasse, der Sprache, der Heimat
und Herkunft, des Glaubens oder
der Behinderung. Wie gesagt: Eine
völlig banale Selbstverständlich-
keit!

Nun versuche ich, einiges vor-
wegzunehmen, was in nachfolgen-
den Redebeiträgen vorhersehba-
rerweise vorgetragen werden wird,
zum Beispiel dies: Es gibt Juristen,
die meinen, die Vorgabe des
Grundgesetzes, dass auch in den
Parteien demokratische Regeln
gelten müssen, dürfe man nicht so
eng sehen. Parteien müssten sich
entsprechend ihrer jeweiligen
Ideologie verhalten können, und
wenn die Ideologie der Partei es
mit der Demokratie nicht so ge-
nau nehme, dann müsse die Partei
das eben auch ausleben dürfen. Ja,
diese Meinung gibt es. Sie ist aber

falsch. Wenn eine Partei eine Ideo-
logie vertritt, nach der die Regeln
der Demokratie missachtet oder
abgeschafft werden sollen, dann
darf man dieser Partei nicht die
Möglichkeit geben, das auszule-
ben, sondern dann muss sich um
diese Partei der Verfassungsschutz
kümmern. Im Extremfall muss
diese Partei verboten werden.

Dann wird vermutlich gleich
vorgetragen werden, speziell für
die von den Parteien praktizierte
Diskriminierung
wegen des Ge-
schlechtes gebe es
eine Rechtfertigung,
nämlich den soge-
nannten Gleichstel-
lungsauftrag, der
angeblich im
Grundgesetz enthal-
ten sei. Auch diese
Meinung gibt es.
Auch diese Mei-
nung ist falsch.

Es gab vor langer Zeit einmal
den Versuch, das Wort „Gleichstel-
lung“ in das Grundgesetz hinein-
zuschreiben. Dieser Versuch ist
zum Glück gescheitert. Seitdem
versuchen diejenigen, die damals
diesen Versuch unternommen ha-
ben, das durch die Hintertüre
doch noch durchzusetzen, indem
sie so tun, als seien Gleichberech-
tigung und Gleichstellung dassel-
be. Das ist reine Propaganda. So-
lange Menschen Individuen mit
freiem Willen sind und keine nor-
mierten Klone à la „Schöne neue
Welt“, so lange lässt sich statisti-
sche Gleichverteilung nur durch
Zwang erreichen, also gerade
durch die Abschaffung gleicher
Rechte. Gleichstellung und
Gleichberechtigung schließen sich
deshalb gegenseitig aus. Der er-
fundene Gleichstellungsauftrag
rechtfertigt keinesfalls den Bruch
elementarer demokratischer Re-
geln.

Ich möchte zum Abschluss den
Blick weg von der Ebene der abs-
trakten juristischen Begriffe auf

die Ebene der Menschen richten.
Um die geht es. Wir leben ja in
Zeiten, in denen Regierungspartei-
en – Sie grinsen, Frau Nahles; aber
ich schaue Sie an – es unterneh-
men, das Volk wieder zu spalten
und gegeneinander zu treiben. Sie
teilen die Staatsbürger ein, erst in
Männer und Frauen, demnächst
noch in andere Kategorien. Sie
nehmen uns die Freiheit, die das
Grundgesetz doch garantiert, die
Freiheit, uns von Ihnen nicht sol-

chermaßen eintei-
len zu lassen. Sie
wollen zur Siche-
rung Ihrer Herr-
schaft einen Ge-
schlechterkonflikt
anzetteln, und Sie
wollen in diesem,
von Ihnen selbst
geschürten Konflikt
keine Neutralität
akzeptieren und

keine Verweigerung. Die Verfas-
sung schützt aber die Freiheit und
die Würde des Einzelnen, die
Würde derjenigen, die sich dem
verweigern, die sich nicht nötigen
lassen wollen zum Zwangsdienst
in Ihrem absurden Geschlechter-
krieg.

Es ist unsere Verantwortung als
Gesetzgeber, dafür zu sorgen, dass
dieser Schutz durch die einfachen
Gesetze effektiv gewährleistet
wird. Dafür sorgt unser Antrag.
Das Quotendenken ist ein Gift, ei-
ne Säure, die unsere freiheitliche
Gesellschaft zerfrisst. Dieses Gift
hat unsere Rechtsordnung, unsere
bürgerliche Freiheit bereits an vie-
len Stellen angegriffen. Hier und
heute geht es um den Kern der po-
litischen Freiheit, um die Freiheit
der Wahl, und es geht um die
Würde des Einzelnen als Staats-
bürger. Bekennen Sie sich zur Frei-
heit, zur Demokratie, zur Würde
des Einzelnen! Unterstützen Sie
unseren Antrag!
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Gleich-
stellung und

Gleichbe-
rechtigung

schließen sich
gegenseitig aus.

Die innere Ordnung von Parteien müsse demokratischen Grundsätzen ent-
sprechen, sagte Fabian Jacobi (AfD). © picture-alliance/dpa/Stephanie Pilick

Mit dem Grund-
gesetz ist der

Kampf um
Freiheit an sein
logisches Ende

gekommen.
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Ansgar Heveling, CDU/CSU:

Unsere Verfassung gibt
Hinweise zur Abwägung

Ansgar Heveling (*1972)
Wahlkreis Krefeld I - Neuss II

Bis Mittwochnachmittag
kannte ich nur den Titel des
Gesetzentwurfs, zu dem wir

heute debattieren. Der AfD geht es
um die Gleichberechtigung im
Wahlrecht und in den politischen
Parteien? Da konnte man doch
sehr gespannt sein, was da
kommt. Wenn man die Rede des
Kollegen Jacobi gehört hat, dann
erkennt man zumindest eines:
dass das, was unsere Verfassung
ausmacht, dass sie nämlich Hin-
weise zur Abwägung gibt, offen-
sichtlich bei der AfD überhaupt
nicht funktioniert, sondern es nur
darauf ankommt, eine Position zu
vertreten, nicht in Ausgleich zu
bringen. Das ist gerade das, was
unsere Verfassung ausmacht: dass
sie unterschiedliche Verfassungs-

güter darstellt. Und diese müssen
miteinander in Ausgleich gebracht
werden. Dementsprechend schert
der Gesetzentwurf der AfD das
über einen Kamm, wo wir richti-
gerweise differenziert hinsehen
müssen.

Zunächst zu Quoten innerhalb
von Parteien. Die innere Ordnung
der Parteien muss demokratischen
Grundsätzen entsprechen. Es ist
richtig, dass dazu natürlich auch
die Wahlrechtsgrundsätze – allge-
meine, unmittelbare, freie, gleiche
und geheime Wahlen – für inner-
parteiliche Wahlen gelten.

Aber für Parteien gilt noch ein
zweiter wichtiger Grundsatz, näm-
lich die sogenannte Tendenzfrei-
heit von Parteien, ebenfalls in un-
serer Verfassung verbrieft, und
zwar in Artikel 21, mit den Wor-
ten: Die Gründung einer Partei ist
frei. – Dazu gehört es, dass die in-
neren Strukturen mit Blick auf die
Tendenz der Partei eigenständig
ausgerichtet werden dürfen. Mit
Blick auf die Ziele meiner Politik
als Partei kann ich die Zusam-
mensetzung der Parteiorgane
selbst bestimmen.

So haben es die Satzungen der
einzelnen Parteien unterschiedlich
geregelt. In der Satzung meiner
Partei steht: Uns in der CDU ist es
wichtig, die rechtliche und tat-
sächliche Gleichstellung von Frau-

en und Männern in der CDU
durchzusetzen. Und deshalb ha-
ben wir uns selbst dazu verpflich-
tet, dass Frauen an Parteiämtern in
der CDU und an öffentlichen
Mandaten mindestens zu einem
Drittel beteiligt sein sollen. Das ist
eine politische Entscheidung, die
uns als Partei nicht verboten wer-
den darf, genauso wie andere Par-
teien andere Ziele
in ihre Satzung
schreiben können,
die dann auch
nicht verboten wer-
den dürfen. Ich ge-
he aber davon aus,
dass die innerpar-
teilichen Verhält-
nisse anderer Par-
teien der AfD ei-
gentlich nicht so sehr am Herzen
liegen wie die Frage der Listenauf-
stellung für die Bundestags- und
Europawahl.

Jetzt wird es kurz etwas tech-
nisch: Das Parteiengesetz verweist
für die Aufstellung von Wahlbe-
werbern erstens auf die Wahlgeset-
ze und zweitens auf die Satzungen
der Parteien. Im Bundeswahlge-
setz selbst finden sich keine Rege-
lungen hierzu. Das ist ja gerade
das, was die AfD mit ihrem Ge-
setzentwurf ändern möchte. Aber
es kommt auch auf die Satzungen
an. In unserer Satzung haben wir

in der CDU Regelungen für die
Verwirklichung der Gleichstellung
von Männern und Frauen getrof-
fen. Bei den Plätzen für Direkt-
kandidatinnen und -kandidaten
ist auf eine ausreichende Beteili-
gung hinzuwirken.

Für die Aufstellung der Listen
haben wir keinen strikten Wechsel
zwischen den Geschlechtern vor-
gesehen, was andere Parteien zu-
lässigerweise machen dürfen. Aber
wir haben festgelegt, dass das vor-
schlagsberechtigte Gremium auf
drei Plätze mindestens eine Kandi-
datin vorschlagen soll. Gegenkan-
didaturen sind unabhängig vom
Geschlecht möglich. Und wenn
man diese Quoten nicht erfüllen

kann, dann muss
sich das vorschlag-
gebende Gremium
erklären.

Das ist die Frei-
heit der Parteien.
Die Freiheit der Par-
teien wirkt sich bis
in das Aufstellungs-
verfahren aus. Es ist
eine Wertentschei-

dung, Teil des politischen Pro-
gramms, mit welchen Kandidatin-
nen und Kandidaten eine Partei
antritt.

Zum Schluss noch zum drittem
Änderungsvorschlag, einer Ände-
rung im Abgeordnetengesetz und
mittelbar der Geschäftsordnung
des Deutschen Bundestages. Da-
mit soll in die Selbstorganisation
der Fraktionen eingegriffen wer-
den.

Nach dem Abgeordnetengesetz
sind die Fraktionen verpflichtet,
ihre Organisation und Arbeitswei-
se auf den Grundsätzen der parla-

mentarischen Demokratie aufzu-
bauen und an diesen auszurich-
ten. Wie verhält es sich mit der Be-
setzung von Fraktionsämtern und
dort eventuell einzuhaltenden
Quoten? Auch das sind politische
Wertentscheidungen. Da legen
manche Fraktionen zum Beispiel
eine Doppelspitze fest. Das kann
eine Fraktion für sich natürlich
festlegen. Wir haben es anders
entschieden. Aber wir berücksich-
tigen bei der Besetzung von ver-
schiedenen Ämtern auch unter-
schiedliche Aspekte: Männer,
Frauen, Wirtschaft, Arbeitnehmer,
Süden, Norden, jung, Seniorität,
auch Konfession usw. Das ist das
gute Recht der Fraktionen. Als
Fraktion sind wir auch davon
überzeugt, dass wir zu den besten
Entscheidungen kommen, wenn
wir unsere Ämter so besetzen, dass
möglichst viele unterschiedliche
Perspektiven eine Stimme haben.

Und deshalb möchte ich der
Grundthese des Gesetzentwurfes
widersprechen, dass innerparteili-
che und innerfraktionelle Rege-
lungen zur Ämter- und Kandida-
tenbesetzung gegen die Grundsät-
ze der Demokratie und das Diskri-
minierungsverbot verstoßen. Sie
sind vielmehr ein Beitrag zur Ver-
wirklichung der Gleichstellung.

Erlauben Sie mir eine Bemer-
kung zum Schluss: „Gesetze zur
Wiederherstellung“ machen wir in
diesem Parlament heutzutage aus
gutem Grund ohnehin nicht
mehr.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD, der FDP und

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Die Freiheit
der Parteien

wirkt sich
bis in das

Aufstellungs-
verfahren aus.

Dr. Stefan Ruppert, FDP:

Eingriff in das Wahlsystem
ist vor Wahlen nicht zulässig

Stefan Ruppert (*1971)
Landesliste Hessen

Ich bin jemand, der sich mit
AfD-Vorlagen immer sachlich
auseinandersetzen will. Des-

halb beginne ich mit der Frage,
wann Ihr Gesetz in Kraft treten
soll. Sie sagen: Es muss sofort in

Kraft treten. Sofort, damit die Lis-
ten von Grünen, SPD und Linken
nicht zugelassen werden, die eine
– in welcher Form auch immer –
vorgesehene Quote für die bevor-
stehende Europawahl zum Gegen-
stand haben. Sie schließen also
mit dem sofortigen Inkrafttreten
Ihres Gesetzentwurfs bereits aufge-
stellte Listen von Parteien für die
Europawahl aus. Damit haben Sie
schon mal die Hälfte dieses Hau-
ses von der politischen Mitwir-
kung ausgeschlossen.

Sie wissen, dass das nicht zuläs-
sig ist. Das sagt Ihnen die Venedig-
Kommission. Es sagt Ihnen aber
auch die verfassungsgerichtliche
Rechtsprechung, dass im Vorfeld
von Wahlen ein Eingriff in das
Wahlsystem nicht zulässig ist.

Also, die erste Hälfte dieses

Hauses haben Sie mit dem soforti-
gen Inkrafttreten und der Auffor-
derung, die so aufgestellten Listen
nicht zuzulassen, von den Wahlen
bereits ausgeschlossen. In Ihrer
Begründung gehen Sie dann aber
auch auf die Quoren, die es in den
Parteien gibt, ein. Also auch CDU
und CSU dürfen nach Ihrer Vor-
stellung an den Wahlen mit ihren
bereits aufgestellten Listen zur Eu-
ropawahl nicht teilnehmen, weil
auch dort aus Ihrer Sicht unsachli-
che und unzulässige Aufstellungs-
kriterien eine Rolle gespielt haben.
Es bleiben AfD und FDP, die nach
Ihrer Vorstellung noch bei der Eu-
ropawahl mitmachen dürfen.

Jetzt machen Sie aber einen wei-
teren Fehler. Sie verweisen näm-
lich auf Artikel 3 Absatz 3 des
Grundgesetzes und sagen: Je-
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Nach Ansicht der AfD hätten bei der Aufstellung von Parteien für die im
Mai anstehende Europawahl unzulässige Kriterien eine Rolle gespielt.

© picture-alliance/imageBROKER/Thomas Frey
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mand, der eine gewisse politische
Meinung vertritt, darf auch nicht
aufgestellt werden.
In Ihrem Bundes-
vorstand gibt es ei-
nen Unvereinbar-
keitsbeschluss mit
verschiedenen Or-
ganisationen, in
dem steht: Gewisse
Kandidaten dürfen
wegen ihrer politi-
schen Meinung
nicht aufgestellt werden. Somit
scheidet auch Ihre Liste bei der
Europawahl aus.

Jetzt könnten Sie sagen: Liebe
FDP, jetzt habt ihr den paradiesi-

schen Zustand er-
reicht, dass nur
noch ihr antreten
dürft, weil ihr we-
der ein Quorum
noch eine solche
Festlegung habt.
Aber auf solch ei-
nen politischen Sieg
wollen wir als De-
mokraten gerne ver-

zichten. Deswegen sollen alle mit-
machen dürfen, die antreten kön-
nen.

Sie monieren beim Parité-Ge-
setz, dass der Staat in die Gesell-
schaft übergreift, und machen ge-
nau das Gleiche. Warum soll nicht
eine Partei nur mit Frauen, nur
mit Männern, nur mit Befürwor-
tern einer bestimmten Position
oder einer bestimmten Herkunft
antreten? Es ist eine gesellschaftli-
che Aufgabe und nicht die Aufga-
be des Staates, festzulegen, wer bei
einer Wahl antreten darf, solange
er sich an die Verfassung hält.

Insgesamt also ein handwerk-
lich zutiefst schlechter, zutiefst
verfassungswidriger Entwurf. Es ist

immerhin begrüßenswert – ich
habe es noch mal kontrolliert –,
dass die Mehrzahl der Juristen Ih-
rer Fraktion bewusst nicht auf Ih-
rem Gesetzentwurf steht, wahr-
scheinlich aus Scham dafür, was
Sie gemacht haben. Auch Ihre
Fraktionsvorsitzenden haben
nicht unterschrieben, weil sie
wahrscheinlich wissen, dass es
falsch ist.

Insgesamt ist das also ein Ge-
setzentwurf, der zutiefst verfas-
sungsfeindlich ist und der andere,
die sich in Selbstorganisation und
Selbstbestimmung ein eigenes Ver-

fassungs- bzw. Parteistatut geben,
vom politischen Wettbewerb aus-
schließen will. Anderes ist man
von Ihnen nicht gewohnt.

Am Ende noch ein Wort: Ich bin
froh, wenn in Deutschland nicht
festgelegt wird, was bei Wahlen
rauskommt, sondern nur, wie sie
durchgeführt werden sollen. Des-
wegen bin ich auch zutiefst gegen
ein Parité-Gesetz. Das wollte ich
am Ende auch noch gesagt haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Ich bin froh,
wenn in Deutsch-
land nicht fest-

gelegt wird, was
bei Wahlen
rauskommt.

Mahmut Özdemir, SPD:

Quotenregelungen harmonisieren
und zu gesetzlicher Regel machen

Mahmut Özdemir (*1987)
Wahlkreis Duisburg II

Ich frage mich oft, warum Sie
das Grundgesetz und dessen
Auslegung und Wortlaut kriti-

sieren und immer das Wort „Frei-
heit“ in den Mund nehmen. Sie
müssten eigentlich der größte Fan
der Freiheit des Grundgesetzes
sein; denn es gibt Ihnen die Mög-
lichkeit, dieses Haus mit den
größten Dummheiten der Welt zu
überziehen.

Wenn man über das Bundes-
wahlgesetz oder über das Parteien-
gesetz redet, das Gegenstand in
diesem Haus ist, und der Name
der AfD-Fraktion fällt, dann denke
ich oder denken alle dort draußen
zuvörderst an Themen wie: Ver-
dacht auf verdeckte Parteienfinan-
zierung, dubiose Goldgeschäfte
zur Umsatzsteigerung, Spenden
an die AfD aus dem Ausland. Und
wenn Sie Kandidatinnen brau-
chen, dann müssen Sie schon im
Ausland wildern gehen.

Dass die AfD-Fraktion sich jetzt
anschickt, der Verhinderung von
Gleichberechtigung von Männern
und Frauen Vorschub zu leisten
und sich in innerste Angelegen-
heiten von Parteien einzumi-
schen, verwundert angesichts die-
ser eigenen erheblichen Unzu-
länglichkeiten.

Zugegeben: Verfassungsrechtli-

che Debatten sind schwierig. Es
gibt nicht immer ein Richtig und
Falsch; angesichts so vieler
schlechter Juristen ist das auch
kein Wunder. Aber Vergleiche sind
auch immer schwierig anzustel-
len. Deshalb versuche ich einen
Vergleich, gegen den man sich
schwerlich wehren kann. Der
Frauenanteil in den Fraktionen
beträgt bei den Grünen 58 Pro-
zent, bei den Linken 54 Prozent,
bei der SPD 42 Prozent, bei der
FDP 24 Prozent, bei der Union 20
Prozent und bei der AfD 11 Pro-
zent. Selbst die Fraktion mit dem
zweitgeringsten Frauenanteil ist
immer noch fast doppelt so gut
wie die AfD.

Entweder Sie haben nicht genug
Frauen in Ihren Reihen, die eine
Kandidatur anstreben, oder die
Frauen meiden die AfD. Beides
kann man den Frauen dieses Lan-
des auf keinen Fall vorwerfen.

100 Jahre nachdem Marie Ju-
chacz als erste Parlamentarierin,
als Freie und Gleiche in diesem
Haus gesprochen hat, möchte ich
meine Redezeit dazu nutzen, Ih-
nen darzulegen, wofür die SPD
steht und welche Haltung wir zu
dem Thema haben, anstatt sie zu
verschwenden.

Wir wollen den Frauenanteil im
Deutschen Bundestag unter Be-
achtung folgender Grundsätze er-
höhen: Die Quotenregelungen,
die die Parteien des Deutschen
Bundestages festgelegt haben –
und einige praktizieren sie; wir
haben es gerade gehört –, möch-
ten wir harmonisieren und zu ei-
ner gesetzlichen Regel ausgestal-
ten. Die hohen verfassungsrechtli-
chen Hürden im Hinblick auf die
Eingriffe wollen wir aber auch po-
litisch und verfassungsrechtlich
würdigen. Die bisherige Praxis der
durch den vorliegenden Gesetz-
entwurf verächtlich gemachten

Parteien, die dem Wahlvolk bei je-
der Wahl geschlechtsbezogen quo-
tierte Listen vorlegen, ist im Übri-
gen zu keiner Zeit auch nur an-
satzweise von Wahlleitungen oder
der Verfassungsrechtsprechung be-
anstandet worden.

Der Schutzauftrag von Artikel 3
Absatz 2 Grundgesetz muss mit
den Wahlrechtsgrundsätzen in Ar-
tikel 38 Grundgesetz innerhalb
unseres Systems von Erst- und
Zweitstimmen in Einklang ge-
bracht werden. Die Frauenanteile
in den Fraktionen zeigen, dass es
bereits jetzt möglich ist, mehr und
echte Gleichberechtigung herzu-
stellen, wenn alle Parteien dazu
verpflichtet würden, ihre Listen zu
quotieren.

Die primäre Möglichkeit, ein
Bundestagsmandat zu erreichen,
ist allerdings immer noch das Di-
rektmandat. Hier entscheiden sich
die Parteien in ih-
ren Gliederungen
und vergeben eine
einzige Kandidatur
je Wahlkreis. Wel-
ches Verhältnis un-
ter Männern und
Frauen der direkt
gewählten Abge-
ordneten am Ende
zustande kommt,
ist ausschließlich
dem Wählerwillen vorbehalten,
und das tastet derzeit auch nie-
mand an.

Quoten im Rahmen von Listen
verursachen Unwuchten, aber ge-
nau das ist ihre Aufgabe: eine Un-
wucht zum Ausgleich einer ande-
ren Unwucht. Sie greifen in die
demokratischen Mehrheitswahler-
gebnisse ein, indem sie einen
möglicherweise überlegenen Zähl-
wert eines Stimmergebnisses im
Hinblick auf den Erfolg, der sich
realisieren soll, verkürzen. Wenn
man jedoch die Rahmenbedin-

gungen parteiinterner Wahlen ge-
meinsam setzt, dann kann man
sich auf eine solche Auseinander-
setzung bei Entscheidungen und
Spitzenkandidaturen – dazu zähle
ich jetzt auch einfach mal die Di-
rektmandate – einstellen. Dafür
garantieren sie diesen benachteili-
gungsfreien Zugang. Diesen be-
nachteiligungsfreien Zugang müs-
sen wir im Übrigen auch auf die
Landeslisten ausdehnen und voll-
strecken.

Die praktizierte Umsetzung des
heute geltenden Wahlrechtes von
Grünen, Linken und SPD führt
heute schon verfassungsrechtssi-
cher zu einer Steigerung des Frau-
enanteils des gesamten Deutschen
Bundestages und wird ein jedes
Mal im Rahmen einer demokrati-
schen Entscheidung von der jewei-
ligen Parteibasis bestätigend fort-
geschrieben.

Seien wir doch mal ehrlich –
und das wäre meine Frage an Sie
gewesen, Frau von Storch –: Sie
schaffen es in Ihrem Gesetzent-
wurf nicht, mehr als zwei Fund-
stellen beizubringen, die von ei-
ner Unzulässigkeit wahlrechtlicher
Geschlechterquoten sprechen.
Diese zwei Fundstellen sind auch

noch in sich derar-
tig verwoben, dass
sie aufeinander ver-
weisen. Wenn Sie
hier Gesetzentwürfe
vorlegen, dann bitte
ich Sie: Arbeiten Sie
handwerklich, wis-
senschaftlich und
politisch auch prä-
zise.

Nicht alles, was
umstritten ist, ist gleichzeitig auch
rechtswidrig oder verfassungswid-
rig. Es ist ein Diskurs. Keine Quote
hat je eine Mandatsträgerin oder
einen Mandatsträger hervorge-
bracht, sondern es war stets der
Mut einer jeden Frau und eines je-
den Mannes, sich in einem chan-
cengerechten – chancengerechten!
– Wettbewerb in der demokrati-
schen Auseinandersetzung zu stel-
len, um für ihre oder seine Über-
zeugung zu werben und mit die-
sen Überzeugungen aufgestellt
und am Ende auch gewählt zu

werden.
Folgt man hingegen dem AfD-

Entwurf, verstößt man gegen den
grundgesetzlichen Schutzauftrag
der Gleichberechtigung. Im Übri-
gen verstößt man gegen diverse
Regelungen des Parteiengesetzes –
Kollege Heveling hat es gerade
dargestellt; deshalb spare ich mir
das jetzt –, und nebenbei – und
das ist besonders verwerflich – tritt
man 100 Jahre hart erkämpftes
Frauenwahlrecht. Das ist die AfD-
Position, und das sollen alle Frau-
en in diesem Lande auch hören.

Der Grundsatz der Gleichheit
der Wahl ist keine Gleichmache-
rei, sondern die Herstellung von
Gleichheit von Chancen. Ein An-
wendungsdefizit, wie der Gesetz-
entwurf es darlegt, ist aus meiner
Sicht nicht erkennbar.

Unsere Verfassung ist dem Wan-
del zugänglich; sie lebt davon. Sie
ermöglicht uns so ein Leben in
Frieden, Fortschritt und Wohl-
stand und sorgt für Schutz vor
Diskriminierung. Sofern dieser
Wandel von einem gesellschaftli-
chen Wandel begleitet wird, schaf-
fen wir es auch, für mehr Gleich-
berechtigung in unseren Parla-
menten zu streiten. Ich denke, die
Zeit ist reif. Sie sind von gestern.

Zum Glück hat das Grundgesetz
auch gegen Ewiggestrige seine ei-
genen Vorkehrungen getroffen.
Das werden wir bei der nächsten
Wahl hoffentlich auch merken.
Die Frauen in unserem Land wer-
den goutieren, was Sie heute hier
veranstaltet haben.

Ich habe festgestellt, dass man
Ihnen sehr viel erklären kann,
dass die Erkenntnis bei Ihnen al-
lerdings sehr langsam reift. Des-
halb komme ich Ihnen lieber mit
dem Ergebnis und sage Ihnen:
Wenn Sie mit Ihrem Gesetzent-
wurf ohnehin schon Geschlechter-
quoten für Männer und Frauen
ablehnen, müssen Sie die Gedan-
ken, die Sie sich gerade lauthals
gemacht haben, nicht mir vortra-
gen. Wir werden eine anständige
Lösung dafür finden.

(Beifall bei der SPD)
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oder verfas-
sungswidrig.
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Doris Achelwilm, Die Linke:

Parité-Gesetz richtet sich gegen
strukturelle Benachteiligung

Doris Achelwilm (*1976)
Landesliste Bremen

Frauen wählen erheblich sel-
tener die AfD, als es Männer
tun. Sie sind auch wenig in

der AfD-Fraktion vertreten. Von
daher sind Frauen schon mal das
eindeutig klügere Geschlecht, um
das an dieser Stelle vorwegzuneh-
men.

Für die Männerpartei AfD sind
Frauen ein politisches Risiko. Das
hat vor allem einfache, handfest
egoistische Gründe; denn mit je-
der Frau, die zum Beispiel über
die Quote in den Bundestag
kommt, muss einer von Ihnen sei-
nen Sessel hier abtreten, auf dem
Sie so gerne sitzen und männliche
Präsenzkultur demonstrieren. Die
Verteilungsfrage zwischen Män-
nern und Frauen darf aus Sicht
der AfD nicht gestellt werden, weil
es für rechte Männer wie Sie eben
am einfachsten ist, wenn alles
bleibt, wie es ist, oder wieder
wird, wie es einmal war. Und ge-
nau deshalb legt die AfD heute ein
lupenreines „Anti-Frauen-Gesetz“
vor. Was für ein Trauerspiel und
wie leicht zu durchschauen!

Der – nun ja – Gesetzentwurf ist
kaum der Rede wert, aber für die
AfD wohl so etwas wie ein stim-
miges Gegenmodell zum Parité-
Gesetz, das jetzt in Brandenburg
mit den Stimmen von Grünen,
SPD und Linken beschlossen wur-
de. Ein Parité-Gesetz hat das Ziel,
gegen die strukturelle Benachteili-
gung von Frauen Regeln zu fin-
den, damit Frauen und Männer in
möglichst gleicher Zahl im Parla-
ment vertreten sind. Es gibt dafür
auf europäischer Ebene Vorbilder,
wie in Frankreich. Aber auf Bun-
desebene ist Brandenburg das ers-
te Land, das mit einem Gesetz die
nötige Gleichstellung der Ge-
schlechter so voranbringt, wie es
das Grundgesetz fordert.

Dass es diesen Durchbruch gibt,
ist ein historischer Erfolg der Frau-
enbewegung. Wir als Linke sind
sehr dankbar für die verfassungs-
rechtliche Arbeit aller Beteiligten

und den Mut dieser Initiative. Ge-
schlechterparitätisch besetzte Par-
lamente sind kein Selbstzweck,
sondern eine Frage von mehr Ge-
rechtigkeit.

Mit 50 Prozent Frauen im Parla-
ment gäbe es wahrscheinlich nicht
diese skandalöse Politik gegen-
über Erzieherinnen, Hebammen
und Pflegekräften. Verhütungsmit-
tel wären keine so einseitig auf
Frauen abgewälzte Angelegenheit.
Hygieneprodukte für Menschen
mit Uterus würden wohl nicht mit
19 Prozent besteuert, und der
schädliche § 219a würde spätes-
tens heute endlich abgeschafft,
statt zementiert.

Klar ist auch: Ein höherer Frau-
enanteil im Parlament erschafft
noch kein feministisches Utopia.
Aber er bringt Erfahrungen, Inte-
ressen und Blickwinkel für gesell-
schaftlich notwendige Aufgaben
mit, die systematisch zu kurz
kommen.

Strukturelle Benachteiligung ist
keine Nebensache, sondern be-
deutet konkrete Ausschlüsse, Ab-
wertungen, Doppelbelastungen en
masse. Sie findet statt, wenn unbe-

zahlte Familienarbeit weit über-
wiegend von Frauen geleistet wird
und es keine ausreichende öffent-
liche Infrastruktur für Kinder und
Pflegebedürftige gibt, wenn ein
Beruf schlechter bezahlt wird, weil
er mehrheitlich von Frauen ausge-
übt wird, und wenn in einer Ge-
sellschaft, in der Frauen ein gerin-
geres Einkommen haben als Män-
ner, genau die Ehen steuerlich be-
lohnt werden, in denen der Ge-
haltsunterschied zwischen dem
Mann und der Frau besonders
groß ist. Diese Mechanismen hal-
ten sich äußerst hartnäckig. Es
braucht starke Vertreterinnen von
Gegeninteressen, um sie abzustel-
len.

Süddeutsche.de schrieb vor kur-
zem über die AfD – ich zitiere mit
Erlaubnis des Präsidenten –:

Die Partei … predigt ein völ-
kisch-nationalistisches Frauenbild.

Und so ist es. In diesem völki-
schen Familienbild sollen Frauen
ihr Glück im Privaten oder zumin-
dest immer Männern nachgeord-
net finden. Das ist auch die Ziel-
vorstellung, die dem Entwurf der
AfD zugrunde liegt.

Konsequent weitergedacht wird
dieses Leitbild der AfD-Bundes-
tagsfraktion von einem gewissen
Elliott Murray, der im Landesvor-
stand der AfD-Jugendorganisation
in Hessen war. Er wünschte sich in
einem Chatverlauf, der in dieser
Woche öffentlich wurde, die Ab-
schaffung des Frauenwahlrechts,
also des allgemeinen Wahlrechts.
Kein Einzelfall! Der AfD-Land-
tagsabgeordnete Heiner Merz aus
Baden-Württemberg sieht es ganz
ähnlich und schrieb – ich zitiere
erneut –:

Quoten nützen übrigens nur
unqualifizierten, dummen, fau-
len, hässlichen und
widerwärtigen Frau-
en ... Dieser Frauen-
hass gehört zum
Programm und zur
Praxis der AfD. Die
Angriffe von rechts
gegen reproduktive
Gerechtigkeit, kör-
perliche Selbstbe-
stimmung und die
Gleichstellung der
Geschlechter haben aber auch
Mehrheiten gegen sich, die sich
gerade neu organisieren. Statt
Ignoranz und schlechter Kompro-
misse brauchen wir zügige Maß-
nahmen ganz konsequenter
Gleichstellung. Viele Abgeordnete
hier im Haus – das ist immer wie-
der in den Medien zu lesen – be-
fürworten ein Paritätsgesetz auch
auf Bundesebene. Das ist kein

großzügiges Entgegenkommen,
sondern sollte selbstverständlich
und für uns alle handlungsleitend
sein.

Das Grundgesetz verlangt schon
lange die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung von
Frauen und Männern in Artikel 3
Absatz 2. An diese Verpflichtung
sind auch die Parteien gebunden.
Und natürlich ist auch in den Par-
teien, die schon Quotenregelun-
gen haben, noch einiges zu tun.
Familienfreundliche Sitzungster-
mine, eine ganz andere Redekul-
tur, die politische Aufwertung ver-
meintlich frauenspezifischer Be-

reiche wie Soziales,
Kultur, Bildung
sind nur einige Bei-
spiele.

Lassen Sie uns
gemeinsam daran
arbeiten: mit Frau-
enstreiks – da, wo
sie notwendig sind
–, mit schönen,
ausschweifenden
Claire-Waldoff-

Abenden und zielstrebigen über-
parteilichen Initiativen von Frau-
en, wie es sie jetzt auch im Bun-
destag gibt.

Diesen AfD-Entwurf braucht al-
lerdings kein Mensch.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten der SPD und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Ein höherer
Frauenanteil im

Parlament
erschafft noch
kein feminis-

tisches Utopia.

Britta Haßelmann, Bündnis 90/Die Grünen:

Der Gesetzesentwurf versucht
Artikel 3 zu diskreditieren

Britta Haßelmann (*1961)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Mich wundert an dieser
Debatte und diesem
Beitrag und auch an

diesem qualitativ schlechten Ge-
setzentwurf der AfD eigentlich
nichts. Zur Qualität dieses Gesetz-
entwurfs hat mein Kollege Stefan
Ruppert schon einiges gesagt. Ist
der schlecht – lächerlich schlecht!
Wollte man sich ernsthaft damit
beschäftigen, wäre es vertane Zeit.

Wir haben viele Gründe, meine

Damen und Herren, über Fragen
des Wahlrechts zu reden, über Fra-
gen des Parteienrechts, über die
Frage der Selbstorganisation der
Fraktionen, über ein Frauenstatut
– wir können gern mit all denen,
die ernsthaft an der Debatte inte-
ressiert sind, über das Frauenstatut
der Grünen reden –, über unsere
Quotenregelung und all das, was
bei uns sehr viel Zuspruch erntet,
und über unsere Erfahrungen, die
wir damit gemacht haben.

Aber, meine Damen und Her-
ren, darauf kommt es denen doch
gar nicht an, den Damen und Her-
ren von der AfD – oder sagen wir
lieber: den Herren von der AfD.
Gucken Sie sich den Gesetzent-
wurf an! Herr Heveling, Sie haben
es gesagt: Gestern Nachmittag
kam er dann auch irgendwann
mal. – Sie haben lange dafür ge-
braucht. Die Qualität hat es nicht
verändert.

30 Unterzeichner trägt dieser
Gesetzentwurf, davon 28 Männer,
zwei Frauen. Der Gesetzentwurf

ist ein ziemlich schlechter Ver-
such, das Parlament, die Parteien
und die Menschen in unserem
Land zu „trollen“. Aber wir sind
hier nicht auf Twitter und auch
nicht im AfD-Newsroom. Wir füh-
ren hier ernsthafte Debatten über
solche Fragen, meine
Damen und Herren.
Und noch etwas un-
ter dem Stichwort
„wundern“. Wundert
uns das? Wer schreit
hier eigentlich am
lautesten nach sol-
chen Fragen und
Empfindlichkeiten?
In Baden-Württem-
berg sind von 19 Ab-
geordneten der Fraktion der AfD
zwei Frauen. In Mecklenburg-Vor-
pommern ist unter den 13 Abge-
ordneten gar keine Frau.

In Sachsen-Anhalt ist es eine
Frau von 21 Abgeordneten. In
Schleswig-Holstein ist unter den
vier Abgeordneten keine Frau, in
Hessen unter den 18 Abgeordne-

ten eine Frau, im Saarland, meine
Damen und Herren, unter den
drei Abgeordneten null Frauen,
und im Deutschen Bundestag im-
merhin unter 92 Abgeordneten
zehn Frauen. Wollen wir glauben,
dass diese Herren was zum Thema
Gleichstellung zu sagen haben?
Nein!

Meine Damen und Herren, die
Zahlen aus den Landtagen habe
ich Ihnen genannt. Jetzt komme
ich noch zu ein paar Zitaten aus
den Reihen der AfD: „Frauenwahl-
recht abschaffen und die Links-
Grünen haben Probleme“, Frauen

hätten „eh nichts
im Beruf verloren“
– aus der „FAZ“ –,
„Der Grund, wa-
rum ich für die
Wiederabschaf-
fung des Frauen-
wahlrechts bin.
Alles Heulsusen“,
„Quoten nützen
nur unqualifizier-
ten, dummen,

faulen, hässlichen und widerwärti-
gen Frauen“. Meine Damen und
Herren, warum sollen wir uns ei-
gentlich ernsthaft mit Ihnen über
solche Fragen auseinandersetzen?
Das ist doch eine Zumutung – in-
tellektuell und unter Gleichstel-
lungsgesichtspunkten sowieso.

Jetzt zum Kern der Sache. Ich
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wurf ist ein
schlechter

Versuch, das
Parlament zu

„trollen“.
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Michael Frieser, CDU/CSU:

Die Parteiorganisation bedarf
keiner Vorgabe durch die AfD

Michael Frieser (*1964)
Wahlkreis Nürnberg-Süd

Ich habe wirklich versucht,
mich mal ernsthaft mit den
Fragen zu beschäftigen: Gibt es

einen Sinn? Was bringt der Ge-
setzentwurf? Ist er abzubuchen
unter „Es war ein Wochenende auf
Meskalin mit einem Wünsch-dir-
was-Workshop“? –
Das könnte man
alles sagen; das ist
in Ordnung. Die
Intention, die da-
hintersteht, offen-
bart sich dann aber
doch sehr schnell:
Durch Disruption
unserer Verfassung,
eine Neuordnung
nach einem Bau-
kastensystem, wollen Sie genau
das Gegenteil von dem machen,
was dieses Grundgesetz eigentlich
will.

Das ist tatsächlich ein Kunstgriff
der AfD, der wirklich nur in der
Chaostheorie verborgen sein
kann. Ich will doch noch einmal
sagen – das ist das pädagogische
Prinzip der Wiederholung –: Arti-
kel 3 des Grundgesetzes eignet
sich gar nicht, um ihn heranzuzie-
hen und an dieser Stelle darauf
hinzuweisen: Da müsst ihr euch

alle daran halten.
Die AfD sagt jetzt das Gegenteil,

nämlich: Es soll ein Gesetz geben,
das an den Artikel 3 – Gleichheit
vor dem Gesetz, Gleichheit von
Mann und Frau – gerade nicht an-
knüpft. – Wie wäre es denn mal
mit dem Satz: „Wir lassen – egal
bei welcher Form von Organisati-
on – Gesetze ohne jegliche An-
knüpfung an den gesamten
Grundrechtskatalog zu; schließen
wir doch gleich Artikel 1 bis 20
aus“? – Nein, die Grundrechte in
diesem Land sind Individualrech-
te, Abwehrrechte des Einzelnen
gegenüber dem Staat.

Gerade wenn es um die Auswir-
kungen im Parteiengesetz geht,
hat sich der Staat bei absoluter
Satzungsautonomie – dieses Wort
besteht aus zwei Teilen, nämlich
aus „Satzung“ und „Autonomie“;

das heißt, ich bin
selbst dafür verant-
wortlich, was ich in
meiner Satzung re-
gele; das nennt man
Staatsfreiheit – dazu
verpflichtet, sich aus
diesen Ordnungs-
mechanismen raus-
zuhalten. – Zu dem
Thema Staatsziel
komme ich schon

noch. – Er soll sich auch bei der
Frage raushalten, wie sich die Par-
teien auf diesem Weg gesell-
schaftspolitisch organisieren. Da-
zu bedarf es eben gerade keiner
Vorgabe durch die AfD, und schon
gar nicht durch dieses absolut abs-
truse Ansinnen.

Es gibt eben keine Vorgaben zur
Besetzung. Frau Haßelmann sitzt
doch nicht an diesem Platz, weil
man Männern verboten hätte, bei
den Grünen zu kandidieren. Nein,
wir gehen mal davon aus, dass sie

sich diesen Platz tatsächlich erar-
beitet und verdient hat. Aber hal-
lo! Das Lob hole ich mir irgend-
wann schon wieder ab, Frau Ha-
ßelmann, keine Angst.

Jetzt sind wir sehr schnell bei
dem Punkt, dass man in diesem
Land tatsächlich unterschiedlicher
Auffassung sein darf. Parité ist et-
was, was ich für zutiefst verfas-
sungswidrig halte; damit bin ich
nicht alleine. Den Vorschlag von
Herrn Oppermann, Wahlkreise

doppelt zu besetzen, halte ich
nicht nur unter Verfassungsaspek-
ten für äußerst schwierig. Schauen
wir uns mal an, was in diesem
Land tatsächlich passiert: Rein sta-
tistisch stehen in 90 Prozent aller
Direktwahlkreise in diesem Land
Frauen zur Wahl.

Es geht also nicht um die Frage,
was ich dem Wähler abringe, son-
dern um die Frage: Gibt es Barrie-
ren, die ich beseitigen muss? Hier
kommt Artikel 3 erneut ins Spiel.
Es geht nämlich um die Aufgabe,
den Zugang zur Politik, zur Teil-
habe am Staatswesen und an der
Gesellschaft als auch in die Parla-
mente zu erleichtern. Das heißt,
auch für Frauen sind diese Hin-
dernisse und Barrieren in der Tat
niederzuhalten. Das Gegenteil ist
aber der Fall.

Bei diesem Antrag geht es beilei-
be nicht nur um die Frauen und
die Frage, wo sie hingehören – das
ist nicht die einzige Intention die-
ses Antrages –, sondern es geht
schon sehr viel weiter. Ihre Inten-
tion ist nämlich, in Bezug auf das
Staatswesen und dessen Organisa-
tion alles auszuschließen, was in
irgendeiner Art und Weise nicht in
Ihr Weltbild passen könnte.

Die Fragen des Wahlrechts, der
Gleichberechtigung und der Funk-
tionen innerhalb dieses Staates
eignen sich aber in keinster Weise,
um die Verfassung als Spielplatz
zu benutzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der FDP)
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90 Prozent aller
Direktwahlkreise
in diesem Land

Frauen zur Wahl.

Beim Parteiengesetz habe sich der Staat bei absoluter Satzungsautonomie aus den Ordnungsmechanismen he-
rauszuhalten, sagte Michael Frieser (CSU). © picture-alliance/dpa/Wolfgang Kumm

finde es gut, meine Damen und
Herren, dass wir uns im Deut-
schen Bundestag mit dem Grund-
gesetz befassen. Von den Grund-
sätzen dieses Grundgesetzes – das
scheinen Sie nicht verinnerlicht zu
haben – möchte ich aus Artikel 3
zitieren:

Alle Menschen sind vor dem
Gesetz gleich.

Sowie:
Männer und Frauen sind gleich-

berechtigt. Der Staat fördert die
tatsächliche Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen
und Männern und wirkt auf die
Beseitigung bestehender Nachteile
hin.

Der vorliegende Gesetzentwurf
ist nichts anderes als der Versuch,
diesen Artikel 3, seine Auslegung
und den Förderauftrag, der im Ge-
setz klar benannt
ist, zu diskreditie-
ren.

Glauben Sie
ernsthaft, das wür-
den wir hier im
Parlament zulas-
sen? Glauben Sie
ernsthaft, die Frau-
en in dieser Gesell-
schaft würden das
zulassen?

Deshalb geht Ihnen in Bezug
auf die Diskussion zum Thema

Gleichstellung in unserer Gesell-
schaft doch auch so die Flatter,
weil Sie ja in erster Linie von Män-
nern gewählt werden. Gucken Sie

sich diese Zitate
doch an! Die müs-
sen wir alle verbrei-
ten, damit jede Frau
weiß, womit sie
konfrontiert ist,
wenn sie diese Her-
ren unterstützt. Mei-
ne Damen und Her-
ren, deshalb ist es
wichtig, dass wir

über den Artikel 3 reden.
Ich habe auch keine Sorge, mit

Ihnen über das Parteiengesetz zu

reden. Sie haben da ganz schön
viel Nachholbedarf. Ich bin ge-
spannt auf die ganzen Prüfungen,
die gerade im Hinblick auf Ihre
sogenannte Parteispendenaffäre
laufen.

Meine Damen und Herren:
„Niemand darf wegen seines Ge-
schlechtes ... benachteiligt wer-
den“. Diejenigen, die von Un-
gleichheit profitieren, haben
schon immer die Freiheit ins Feld
geführt, um nichts verändern zu
müssen. Hier sieht es jetzt wieder
genauso aus. Beim Gleichheitsge-
bot im Grundgesetz, da setzen wir
an, das nehmen wir sehr ernst.
Deshalb sind die Debatten über

Frauenförderung und deren Qua-
lität, über Quoten und auch über
ein Paritätsgesetz interessant,
wichtig, notwendig und gut. Denn
warum sollten wir uns mit einem
Frauenanteil von 30,9 Prozent im
Bundestag abfinden? Ich finde es
gut, dass Frauen darüber diskutie-
ren – und vielleicht auch ein paar
Männer.

Vielleicht kommen wir auch zu
einem Ergebnis, aber sicher nicht
mit Ihnen von der AfD.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der FDP und der LINKEN)

Diejenigen, die
von Ungleichheit

profitieren,
haben immer die
Freiheit ins Feld

geführt.
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Dr. Jürgen Martens, FDP:

Parteien sind kein Teil
der öffentlichen Gewalt

Jürgen Martens (*1959)
Landesliste Sachsen

Es ist schon angeklungen –
Kollege Ruppert hat es dar-
gestellt –: Ihr Gesetzent-

wurf, meine Damen und Herren
von der AfD, beruht schon auf ei-

ner fachlich und juristisch grund-
falschen Annahme. Danach sollen
Wahlvorschläge, die etwa Frauen
oder andere Gruppen begünsti-
gen, per se wegen dieser Begünsti-
gung verfassungswidrig sein. Dem
ist nicht so. Das ist schlicht eine
falsche Behauptung, die Sie in den
Raum stellen.

Herr Jacobi, nehmen Sie doch
mal die Urteile von Verfassungsge-
richten in diesem Land wenigstens
zur Kenntnis, bevor Sie hier solche
Gesetzentwürfe vorlegen! Das ha-
ben Sie aber offensichtlich nicht
getan.

Parteien zum Beispiel sind kein
Teil der öffentlichen Gewalt und
unterliegen auch keiner unmittel-
baren Grundrechtsbindung, an-
ders als staatliche Gewalt. Das in-

teressiert Sie nicht, oder?
Der Gesetzgeber verfügt auch

im Bereich des Wahlrechts über
Gestaltungsbefugnis, verfassungs-
rechtlich gewünschte Ziele, etwa
die in Artikel 3 Grundgesetz ge-
nannte Förderung von Frauen, zu
erreichen und dabei bestimmte
Gruppen zu fördern.

Die Förderung der einen Grup-
pe und die damit verbundene – ja
– Benachteiligung anderer Grup-
pen macht diese Förderung aber
nicht per se unzulässig. Das war
übrigens Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichtes. Auch das
scheint Sie nicht zu interessieren,
meine Damen und Herren.

Es gibt für Parteien natürlich die
Möglichkeit, Angebote an den
Wähler zu machen – die er übri-

gens nicht annehmen muss – und
Quoten aufzustellen. Es gibt sogar
Parteien, die sich ausdrücklich an
bestimmte Bevölkerungsgruppen
wenden, wie etwa Seniorenpartei-
en, die ausdrücklich die Ziele von
älteren Menschen in diesem Land
politisch befördern wollen. Dass
sie nicht gewählt worden sind,
liegt eben am Wähler. Aber den
Parteien verbieten
können Sie das je-
denfalls nicht.

Auch ein Paritäts-
gesetz sehen wir
kritisch, sehr kri-
tisch. Denn es ist
nicht Aufgabe des
Gesetzgebers, dem
Volk als Souverän
mittels Gesetzge-
bung vorzuschreiben, wen es in
welcher Zusammensetzung zu
wählen hat oder nicht. Wir wer-
den sehen, inwieweit sich tatsäch-
lich so etwas durchsetzen lässt.

Die Repräsentation und Teilha-
be von Männern und Frauen ist
ungleich, richtig. Wir Liberalen
verzichten dabei noch auf Quo-

ten. Ja, darüber streiten wir. Aber
es einfach zu verbieten, um damit
einer Diskussion von vornherein
aus dem Weg zu gehen, das ist ein
Weg, den wir so nicht mittragen.

Und was wir bestimmt nicht
mittragen, ist die offensichtliche
Strategie der AfD, die hinter dem
Gesetzentwurf steht: eine gesell-
schaftspolitische Rückwärtsrolle in

die 50er-Jahre zu
machen, bei der die
Frau zu gehorchen
und Kinder zu krie-
gen hat und in der
Politik den Mann
bitte nicht stören
darf. Das machen
wir bestimmt nicht
mit, geschweige
denn, dass wir uns

den Überlegungen, die bei Ihnen
ventiliert werden, anschließen, das
Frauenwahlrecht insgesamt infra-
ge zu stellen. In diese Welt werden
Sie hier keinen mitnehmen kön-
nen.

(Beifall bei der FDP)

©
H.

Au
gs

te
n

M
ee

ra
ne

Eine gesell-
schaftspolitische
Rückwärtsrolle

in die 50er Jahre,
machen wir be-

stimmt nicht mit.

Philipp Amthor, CDU/CSU:

Gesetzliche Quoten
sind nicht die richtige Lösung

Philipp Amthor (*1992)
Wahlkreis 16

Beginn der Legislaturperiode
wollte uns die AfD ja noch
jagen. Jetzt sehen wir an ei-

nem Gesetzentwurf, dass Sie sich
große Sorgen um unsere parteiin-
ternen Verfahren machen. Es ist
wirklich schon rührend, dass Sie
sich so sehr um uns kümmern.

Genauso rührend ist, dass Sie
sich jetzt große Sorgen um die
Gleichberechtigung zwischen
Mann und Frau im Wahlrecht ma-
chen, und bemerkenswert ist, dass
Sie angesichts eines Frauenanteils
von 11 Prozent in der eigenen
Fraktion als größtes Problem in
diesem Feld die angeblich zu gro-
ße Benachteiligung von Männern
ausmachen. Das ist schon eine in-
teressante Schwerpunktsetzung;
das muss man sagen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich will aber ganz im Ernst
sagen: In der Debatte und auch in
den Punkten, die die AfD vorge-
bracht hat, sind auch richtige
Punkte enthalten. Denn – das will
ich ganz klar sagen – eine ver-
pflichtende Quote im Wahlrecht,
im Bundestagswahlrecht ist sicher-
lich nicht das erste Instrument der
Wahl, um die politische Beteili-
gung von Frauen zu steigern. Ich
halte es sogar für falsch und für
respektlos gegenüber den Frauen,
die wir haben. Das ist gar nicht
nötig.

Mit Blick auf das Brandenburger
Paritätsgesetz, das hier mehrfach
angesprochen wurde und nach
dem Listenplätze zwangsweise al-
ternierend an Männer und Frauen
vergeben werden
sollen, kann ich
nur sagen: Das ist
an verfassungs-
rechtlicher Dumm-
heit kaum mehr zu
überbieten.

Die Verfassungs-
widrigkeit ist die-
sem Brandenburger
Paritätsgesetz auf
die Stirn geschrie-
ben, und die superschlaue Bran-
denburger Landesregierung hat
dieses niedliche Gutachten vorge-
legt. Schauen Sie sich das an!

Es ist schön bunt illustriert,
auch sehr lesenswert. Damit hat
nämlich die rot-rote Regierung al-
le Staatsrechtslehrer und deren
Meinung mal eben weggefegt.
Hier haben zwei Studentinnen ein
superschlaues Gutachten geschrie-
ben. Ich kann Ihnen nur sagen:
nicht nur bunt illustriert, sondern
auch verfassungsrechtlicher Kiki-
fax. So was wollen wir im Deut-
schen Bundestag nicht.

Deswegen kann ich nur sagen:
Wer ein Paritätsgesetz so wie in
Brandenburg macht und die Ver-
fassung mit Füßen tritt wie Rot-
Rot, der gehört abgewählt, und
wir werden daran arbeiten, dass
das im September auch erfolgt.

Gesetzliche Quoten à la Bran-
denburg – das hat die AfD richtig

erkannt – sind nicht
die richtige Lösung.
Wenn es um Quo-
ten in Parteien geht,
liebe Kollegen, wür-
de ich allerdings zu
etwas mehr Gelas-
senheit raten. Ich
bin kein Fan von
parteiinternen Quo-
ten, und wir brau-
chen das in der

Union auch nicht. Aber es ist –
das ist auch angesprochen worden
– Teil der politischen Freiheit und
der Parteienfreiheit, sich für sol-

che Quoten zu entscheiden. Wich-
tig ist dann aber, finde ich: Es ist
ein Stück weit Betriebsrisiko der
Parteien, wie viele Unternehmer,
wie viele Frauen, wie viele Ost-
deutsche und wie viele Junge man
als Kandidaten und in den ent-
sprechenden Ämtern beteiligt.

Eines muss aber auch klar sein:
Für dieses Risiko trägt man dann
selbst Verantwortung. Wenn man
so wie Sie in der AfD – das zeigt
im Innenausschuss
ein Blick in die Rei-
hen – keine einzige
Frau im Ausschuss
hat, dann muss
man sich auch nicht
über ein Wahlergeb-
nis wundern, bei
dem nur ein Drittel
der Wähler Frauen
sind und nicht die
Hälfte. Das hat
dann eben auch Konsequenzen.

Ich kann nur sagen: Frauen sind
ein wesentlicher Teil unserer Ge-
sellschaft. Deswegen müssen Frau-
en auch ein wesentlicher Teil der
Politik sein, als Wählerinnen und
als Gewählte. Ich kann mit Blick
auf die tollen Frauen in meiner
Fraktion nur sagen: Das kriegen
die auch ganz ohne Quote hin.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, lassen Sie mich jenseits dieser
ideologischen Debatte zum
Schluss noch etwas Grundsätzli-
ches sagen. Ich finde, es ist gefähr-
lich, wenn man von der Prämisse
ausgeht, dass jeder Wähler am
besten nur durch Angehörige sei-
ner eigenen sozialen Gruppe ver-
treten wird. Das führt in die Ab-
gründe identitärer Demokratie-
modelle.

Als männlicher Abgeordneter
vertrete ich selbstverständlich
auch Frauen, und die Frauen hier
vertreten selbstverständlich auch
Männer, und die Jüngeren vertre-
ten die Älteren. Das sollte auch
Ihr Anspruch sein.

Auch wenn Sie anscheinend
glauben, dass man diese Interes-
sen nur vertreten darf, wenn man
einer bestimmten Gruppe ange-
hört, will ich Ihnen ganz deutlich

sagen, dass
Artikel 38 des
Grundgesetzes uns
ein klares Bild vor-
gibt: Die Abgeord-
neten sind Vertreter
des ganzen Volkes.
Das ist auch der
Anspruch: Männer
vertreten auch
Frauen, und Frauen
vertreten auch

Männer, und das ist auch das
Richtige.

Am Ende entscheiden es nicht
Quoten, sondern am Ende müs-
sen es die Parteien und zuallererst
die Wähler entscheiden. Darauf
setzen wir. Demokratiekonform
geht dies durch gute Personalpoli-
tik der Parteien.

Die machen in der Union Frau-
en und Männer.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der AfD)
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macht, der ge-
hört abgewählt.

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Josephine Ortleb (SPD)
und Petra Nicolaisen (CDU/CSU).

Als männlicher
Abgeordneter

vertrete ich
selbstver-

ständlich auch
Frauen.
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Das Forum Recht
Ein Erlebnis-Park über Recht und Gesetz

In Deutschland wird seit einer Weile 
über ein größeres Projekt gesprochen.

Der Name von diesem Projekt ist: 
Forum Recht.

Im Forum Recht soll es um Recht und 
Gesetz in Deutschland gehen.

Mit dem Ausdruck 
„Recht und Gesetz“ meint man alles, 
was mit Gesetzen zu tun hat. 
Also zum Beispiel, wie sie entstehen. 
Und wie sie angewendet werden.

Im folgenden Text steht mehr zum 
Forum Recht.

Was ist das Forum Recht?

Das Forum Recht ist ein Erlebnis-Park.

Dort sollen die Besucher Infos über 
Recht und Gesetz in Deutschland 
bekommen.

Genauer: Das Thema vom Forum 
Recht soll der deutsche Rechts-Staat 
sein.

Was ist ein Rechts-Staat?

Wenn in einem Land alle wichtigen 
Dinge durch Gesetze geregelt werden, 
dann nennt man dieses Land 
einen Rechts-Staat.

An die Gesetze müssen sich 
die Bürger halten.

Und auch der Staat selbst muss sich 
daran halten. 
Also zum Beispiel Ämter. 
Oder auch die Regierung.

Gerichte sorgen dafür, dass die 
Gesetze eingehalten werden.

Die Richter treffen ihre 
Entscheidungen unabhängig vom 
Staat.

Die Menschen in einem Rechts-Staat 
besitzen Grund-Rechte.

In einem Rechts-Staat geht es also vor 
allem um Folgendes: 
Man soll sich dort auf Recht und 
Gesetz möglichst gut verlassen können.

Denn so können die Bürger frei und 
sicher leben.

leicht  

erklärt!



Das Forum Recht  •  Ein Erlebnis-Park über Recht und Gesetz

Nur eine Idee

Bisher ist das Forum Recht 
nur eine Idee.

Seit einigen Jahren wird darüber 
gesprochen.

Es werden Pläne gemacht. 
Und es werden Ideen gesammelt.

Verschiedene Fragen müssen für ein 
so großes Projekt geklärt werden.

Zum Beispiel:

•  Was genau will man im Forum 
Recht zeigen?

• Wie soll das Gebäude aussehen?

•  Wo genau soll es entstehen? 
Also in welcher Stadt? 
Aber auch an welchem Ort in der 
Stadt?

Auch der Name „Forum Recht“ ist 
erst einmal nur vorläufig.

Vielleicht wird das Projekt noch einen 
anderen Namen bekommen.

Was soll im Forum Recht 
passieren?

Das Forum Recht soll den Besuchern 
den Rechts-Staat erklären. 
Sie sollen Infos und Ideen bekommen.

Um folgende Fragen soll es dabei 
gehen.

•  Was ist gut am Rechts-Staat? 
Warum ist er etwas Besonderes?

•  Was funktioniert nicht so gut daran? 
Wie kann man ihn verbessern?

•  Welche Gefahren gibt es für den 
Rechts-Staat?

Geschichte des Rechts-Staats

Ein Teil vom Forum Recht soll so eine 
Art Museum werden.

Man soll etwas über die Geschichte 
des Rechts-Staates lernen.

Den Rechts-Staat verstehen

Im Forum Recht soll es aber nicht nur 
um die Vergangenheit des 
Rechts-Staats gehen.

Man soll dort erfahren können, 
wie er funktioniert.

Und man soll auch Ideen bekommen 
wie es mit ihm weitergehen kann.

Dazu möchte das Forum Recht viele 
verschiedene Angebote machen.

Richter, Anwälte und andere, 
die mit dem Recht zu tun haben, 
sollen zum Beispiel Vorträge halten.

Besucher sollen mitmachen

Die Ausstellung soll auch 
zum Mitmachen sein.

Man soll dort Dinge ausprobieren 
können.

Zum Beispiel soll man in die Rollen 
von Richtern und Anwälten 
schlüpfen können. 
Dann kann man nachspielen, 
wie es in einem Gerichts-Saal zugeht.

Die Besucher sollen sich so über den 
Rechts-Staat Gedanken machen und 
darüber sprechen.

So sollen neue Ideen entstehen.

Angebote für ganz Deutschland

Es soll auch Veranstaltungen geben.

Sie soll man in ganz Deutschland 
beachten.

Und das Forum Recht soll Texte und 
Bücher zu verschiedenen Themen 
veröffentlichen.

Besonders wichtig sollen auch 
Angebote im Internet werden.

Damit sich Menschen von überall aus 
über den Rechts-Staat informieren 
können.



Das Forum Recht soll also mehr als 
nur eine Ausstellung sein.

Es soll ein großes Projekt werden, 
das Leute auf ganz unterschiedliche 
Arten erreichen will.

Warum braucht man so ein 
Forum?

Viele Menschen 
unterstützen das Forum Recht.

Sie nennen verschiedene Gründe, 
warum so eine Einrichtung wichtig 
ist.

Hier ein paar Beispiele:

Eigene Meinung zum Rechts-Staat

Durch das Forum Recht sollen die 
Menschen in Deutschland 
mehr Wissen über den Rechts-Staat 
bekommen.

So sollen sie sich eine eigene 
Meinung dazu bilden können.

Sie sollen erkennen, 
was gut daran ist.

Und sie sollen auch erkennen, 
wo es Probleme gibt.

Und welche Fragen man 
beantworten muss, damit der 
Rechts-Staat weiter funktioniert.

Denn nur so kann man sich über 
dieses Thema unterhalten.

Gewöhnung an den Rechts-Staat

Den Rechts-Staat gibt es in 
Deutschland jetzt seit vielen Jahren 
ohne Unterbrechung.

Viele Menschen können sich 
deswegen gar nicht an eine Zeit 
ohne ihn erinnern.

Für sie ist es ganz normal, 
das hier Recht und Gesetz gelten.

Das ist es aber nicht.

In Deutschland gab es nicht immer 
einen Rechts-Staat.

Und in vielen Ländern auf der Welt 
gibt es auch heute noch keinen.

Das Forum Recht soll den Besuchern 
erklären, warum ein Rechts-Staat 
etwas Besonderes ist. 
Und warum es wichtig ist, 
dass man ihn schützt.

Mehr Vertrauen in den Rechts-Staat

In Deutschland gibt es immer mehr 
Menschen, die dem Rechts-Staat 
nicht mehr vertrauen.

Das Forum Recht soll dabei helfen, 
dieses Vertrauen wiederherzustellen.

Gefahren für den Rechts-Staat

In verschiedenen Ländern auf der 
Welt ist der Rechts-Staat im Moment 
in Gefahr.

Manche Länder sind dabei, 
ihren Rechts-Staat immer weniger zu 
beachten.

Das Forum Recht soll die Besucher 
deswegen auch warnen, 
damit so etwas in Deutschland nicht 
passiert.

Wo soll das Forum Recht 
entstehen?

Das Forum Recht soll an zwei Orten 
entstehen.

Und zwar an Orten, die eine große 
Bedeutung für Recht und Gesetz in 
Deutschland haben.

Zum einen in der Stadt Karlsruhe.

Hier soll das Haupt-Gebäude vom 
Forum Recht entstehen.
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Das Forum Recht  •  Ein Erlebnis-Park über Recht und Gesetz

Der Grund dafür ist:

In Karlsruhe befindet sich 
das Bundes-Verfassungs-Gericht.

Das ist ein besonderes Gericht. 

Es schützt das Grund-Gesetz. 
In diesem Gesetz stehen die 
wichtigsten Regeln für Deutschland.

Außerdem ist in Karlsruhe auch der 
Bundes-Gerichtshof.

Das ist eines der 5 wichtigsten 
Gerichte Deutschlands.

Ein zweiter Standort soll die Stadt 
Leipzig werden.

Auch Leipzig ist eine wichtige Stadt, 
wenn es um Recht und Gesetz geht.

Dort ist zum Beispiel das 
Bundes-Verwaltungsgericht.

Das ist auch eines der 5 wichtigsten 
Gerichte Deutschlands.

Außerdem war Leipzig auch in der 
Vergangenheit der Standort von 
anderen wichtigen Gerichten.

Das Forum Recht soll es also an zwei 
Orten geben.

Aber: Es soll nicht nur eine 
Ausstellung für Karlsruhe, Leipzig 
und die Menschen dort sein.

Es soll für alle Menschen in 
Deutschland sein.

Was soll das Forum kosten?

Am Standort Karlsruhe sollen 
ungefähr 80 Millionen Euro 
ausgegeben werden.

Auch in Leipzig will man mehrere 
Millionen Euro ausgeben.

Wie geht es jetzt weiter?

Über das Forum Recht wird schon 
seit ein paar Jahren gesprochen.

Im Oktober 2018 hat der Bundestag 
beschlossen: Das Forum Recht soll 
gebaut werden.

In den nächsten Wochen wird der 
Bundestag wieder darüber sprechen.

Es soll eine Stiftung gegründet 
werden. 
Das ist so eine Art Verein. 
Er soll dafür sorgen, dass die Pläne 
für das Forum Recht umgesetzt 
werden.

Dann kann man mit der genauen 
Planung beginnen.

In 2 bis 3 Jahren will man mit dem 
Bau beginnen.

Die Eröffnung soll dann im Jahr 2023 
sein.

leicht  

erklärt!
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